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EL SALVADOR 


Der Krieg gegen die Zivilbevölkerung, 
John MacLean 


Das Buch des Journalisten John MacLean be- 
schreibt den Krieg in El Salvador - ein Krieg, der 
auf den Reißbrettern des Pentagon entwickelt 
und von der Marionetle der US-Regierung, Jose 
Napoleon Duarte gegen die Bevölkerung geführt 
wird. 

Mac Lean läßt sowohl die Opfer, als auch die 
menschlichen Werkzeuge der neuen Aufstands- 
bekämpfungsstrategie zu Wort kommen. 

Er berichtet von den Kriegsvertriebenen, enga- 
gierten Priestern, Menschenrechtlern und Ge- 
werkschattern, die sich bewußt und mutig gegen 
die ihnen von den strategischen Planern zuge- 


dachte Rolle zur Wehr setzen. 
rk 
% 


Schmetterling Verlag, Holzhauser Str. 31, 7-5-80 
104 S., DM 9,50, ISBN 3-926369-60-4 


Entwicklungshilfe oder finanzpoliti- 
scher Knüppel für die „Dritte Welt“? 
Sandner/Sommer 


„Leichte Verständlichkeit und Hinführung zur heu- 
tigen Verschuldungskrise und der Rolle von IWF 
und Weltbank durch einen historischen Abriß der 
Währungs-Nachkriegsgeschichte sind die Trümpfe 
der 128-Seiten-Publikation (Herausgeber: AK Ent- 
wicklungspolitik im Bund der Deutschen katholi- 
schen Jugend). Wohltuend: viele Erklärungen und 
ein Glossarium. 

Schülerfreundlicher Preis: 9,50 DM.“ 

die tageszeitung, 13.2.'87 


„Das Buch, das nunmehr in vierler, überarbeiteter 
Auflage vorliegt, ist eine sachkundige und ver- 
ständlich geschriebene Erklärung der Geschichte 
und Wirkungsweise von Internationalem Wäh- 
rungstonds und Weltbank. 

Grafiken, Begritfserklärungen und ein Register 
erleichtern den Gebrauch." 
epd-Entwicklungspolitik, 9/87 


Schmetterling Verlag, Holzhauser Str. 31, 7-S-80 
128 S,, DM 9,50, ISBN 3-926369-50-7 
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EDITORIAL 


Erich ist wieder fort. Gebracht hat sein Besuch nicht nur das 
"srößte deutsch-deutsche Medienereignis" (SFB) und die Aussicht, 
bald Fahrräder in die DDR mitnehmen zu dürfen, sondern auch eine 
Flut neuer Witze und Karikaturen. Eine besonders schöne . Karika- 
tur, die wir leider. aus Platzgründen hier nicht abdrucken können, 
war in der taz abgebildet: Kohl und Honni stehen nebeneinander, 
sagt Kohl: "kürzlich war ich in KINA! Die ham aber 'ne schöne 
Mauer!" Sagt Honni: ''ja, wa?" 


Ob es auch ein Witz des Protokolls war, daß sich Honni ausgerech- 
net am 11. September, dem Jahrestag des Putsches in Chile, mit 
Pinochet-Spezi F.J. Strauß traf? Hat er ihm gar auch einen Bru- 
derkuß gegeben, wie KONKRET ihm und Kohl in einer Fotomontage an- 
dichtete? Und ob Strauß danach auch gesagt hat: "Küssen kann er 
ja, der Mauermörder!'"? 


In der Sommerpauese der LN waren aber nicht nur unsere Politiker, 
sondern auch unsere Leser fleißig wie noch nie. Auf den El. Salva- 
dor-Artikel: "Das Projekt von FDR-FLMN ist gescheitert" erhielten 
wir eine Flut vonBriefen, für die wir uns sehr herzlich bedanken. 
Es waren so viele, daß wir sie nicht alle in dieser Nummer ver- 
öffentlichen können, weil sonst andere, wichtige aktuelle Artikel 
herausgefallen wären, ein Schicksal, das einer besonders schönen 
Karikatur leider widerfahren ist. Wir haben uns deshalb ent- 
schlossen, weitere Leserbriefe in der nächsten Ausgabe zu veröf- 
fentlichen. 


PT SERHEBENIHEFEGHRIEESSIENENIEREE RER BE En 
ARGENTINIEN 


Wahlen, und wie weiter? 


Die Provinzwahlen vom 6. September wurden zu einen TPIUNEN für 
die Peronisten. Die inzwischen die Partei dominierenden Renova- 
dores" (Erneuerer) haben damit gezeigt, daß sie den Peranısmus 
wieder mehrheitsfähig machen können. Für Präsident Alfonsin ist 
die Wahl eine schwere Niederlage: Seine Radikale Bürgerunlon hat 
die absolute Mehrheit im Parlament verloren. Seine neuen Mehrhei- 
ten kann Al.fonsin nun entweder mit den rechten Parteien oder aber 
mit den peronistischen Renovadores suchen. 


Schon die Wahlen an sich wurden als historisches Ereignis gefei- 
ert: Die Regierung Alfonsin ist die erste zivile Regierung Argen- 
tiniens seit 25 Jahren, die die Neuwahl der Provinzgouverneure 
und der Hälfte der nationalen Parlamentsabgeordneten Ban vier- 
jähriger Amtszeit erlebte. "Die Kraft der Demokratie zu sein, 
war dann auch der Wahlslogan der Radikalen. Dieses Argument hatte 
Alfonsin nach dem Ende der Militärdiktatur und angesichts eines 
autoritären, undemokratischen Peronismus 1983 einen Sans 
Wahlsieg gesichert. Diesmal konnte es jedoch die Niederlage nn 
verhindern. Zum einen ging es nicht um die Präsidentschaftswa - 
len, sondern nur um die Wahl der Provinzgouverneure und eines 
Teils der Parlamentsabgeordneten. Zum anderen aber ist der Pero- 
nismus heute auch nicht mehr derjenige von 1983. 


Nach einer tiefen Krise und internen Auseinandersetzungen = 
es den Renovadores gelungen, den Peronismus — sicherlich in A 
grenztem Maße, aber dennoch - zu GemskrabisisEen: a 
wurde für viele diese "demokratische Erneuerung ‚als sich die 
Renovadores bei der Militärrebellion zu Ostern dieses Jahres an 
die Seite der Regierung Arfonsin stellten (s. LN 159 und 160). 


Ein dritter wesentlicher Punkt betrifft die LER selbst. Indem 
den Forderungen der Militärs nach Straffreiheit für die Verbre z 
chen während der Militärdiktatur weitgehend nachgegeben wur . 
(Schlußpunktgesetz, Gesetz über den geschuldeten N 
LN 155 und 159), hat die Regierung viel von ihrem ethischen n- 
spruch nicht einlösen können. 1983 konnten die Radikalen noch 
den Peronisten den Pakt zwischen den Militärs und den peronisti- 
schen Gewerkschaften vorhal.ten, 1987 ist es gerade dieser ortho- 
doxe Teil der Gewerkschaften, der mit dem Arbeitsminister 
Alderete im Kabinett Alfonsins sitzt. 


Das Thema aber, das die Wahl in erster Linie entschieden hat, 
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war die Wirtschaft. Die inzwischen bei 14% monatlich angelangte 
Inflation und die sinkenden Real.}öhne bewirkten, daß viele vor 
allem gegen die Politik von Wirtschaftsminister Sourrouille 
wählten. So ist es auch zu erklären, daß der Peronismus praktisch 
in allen Provinzen gleichermaßen deutlich Stimmen gewinnen 
konnte, außer in den drei Provinzen, wo der Protest gegen die 
Regierung von lokalen Parteien aufgefangen wurde. 


Zentrale Bedeutung hat die Wahl Antonio Cafieros zum Gouverneur 
der Provinz Buenos Aires, der wichtigsten des Landes. Cafiero, 
die führende Figur der Renovadores, ist damit zum stärksten Ver- 
treter des Peronismus und zum Gegenspieler Alfonsins geworden. 
Es gilt als wahrscheinlich, daß er demnächst auch formell. Partei- 
chef wird und 1989 Präsidentschaftskandidat. Doch bis dahin ist 
noch ein weiter Weg, und viele sähen 1989 lieber einen jüngeren 
an der Spitze der Partei als den 64-jährigen Cafiero. 


DIE GRENZEN DES "ALFONSINISMUS” 


Als Alfonsin im April dieses Jahres den orthodox-peronistischen 
Carlos Alderete zum Arbeitsminister ernannte, schien das ein ge- 
nialer Schachzug im Hinblick auf die Provinzwahlen zu sein 
(LN 159). Dahinter stand die Idee, den Peronismus zu spalten und 
einen Teil davon in die Regierungspolitik einzubinden. Der 
"Alfonsinismus'" sollte zu einer parteiübergreifenden "nationalen 
Bewegung" werden. Mit der Wahl vom 6. September kann dieser Ver- 
such a}s gescheitert betrachtet werden. Für die Regierung ist 
das "Projekt Alderete"’ zum Bumerang geworden. Zum einen hat es 
der UCR allem Anschein nach keinerlei Stimmen aus dem traditio- 
nel} peronistischen Wählerlager gebracht, eher im Gegenteil. 
Zum anderen hat Alfonsin damit auch die Rechte vor den Kopf ge- 
stoßen, die ihn 1983 noch weitestgehend unterstützt hatte. 


Dies bescherte der erzkonservativen Uniön del. Centro Democräti- 
co (UCeDe) von Alvaro Alsogaray einen enormen Stimmenzuwachs 
(1983:0,5%; 1987:5,7%). Sie wurde damit zur dritten politischen 
Kraft des Landes. Von den konservativen Kräften wird dies begrüßt, 
da durch die Stärkung im Parlament die Rechte zur Durchsetzung 
ihrer Forderungen nicht mehr auf das Militär angewiesen ist. 
Allerdings ist es sehr fraglich, wie demokratisch diese "demokra- 
tische Rechte" wirklich ist, und ob über sie nicht vielmehr der 
nächste Militärputsch vorbereitet wird. 


Das Scheitern Alfonsins Alderetes stürzt aber auch die orthodoxen 
Gewerkschaften, die sogenannte "Gruppe der 15" in eine Krise. 
Ihr Einfluß in der peronistischen Partei ist seit 1983 deutlich 
gesunken und hat mit dem Wahlsieg Cafieros und der Renovadores 
einen neuen Tiefpunkt erreicht. Sie werden in Zukunft versuchen, 
das verlorene Terrain vor allem dadurch wiederzugewinnen, indem 
sie die verschiedenen Fraktionen der CGT zusammenzubringen unter 


Peronistenfahnen in der Wahlnacht 


der Führung von Ubal.dini oder lieber noch unter der Führung von 
Lorenzo Miguel, einer "Kompromißfigur". Miguel hatte sich als 
einziger unter den Orthodoxen im Wahlkampf für Cafiero stark ein- 
gesetzt. Die Renovadores in den Gewerkschaften widersetzen sich 
jedoch diesen Plänen. Sie hatten Alderete als Minister von vorne- 
herein abgelehnt und stehen Cafiero nahe. Sie fordern grundlegen- 
de Veränderungen in den orthodoxen Gewerkschaften, bevor die Ein- 
heit wieder zum obersten Ziel erhoben werden Kann. 


er Präsident die Mehrheit im Parlament! 
1985. Obwohl er diese Mehrheit nach 
den Wahlen vom 6. September nicht mehr hat, wird Alfonsin weiter- 
regieren. Neuer Mehrheitsbeschaffer könnten die rechten Parteien 
im Parlament werden: die uUC&De und die zumeist konservativen Pro- 
vinzparteien sind das Zünglein an der Waage im Machtkampf zwi- 
schen Radikalen und Peronisten. Wahrscheinlicher ist aber, daß 
Alfonsin bei den zentralen Thenen Wirtschaft, Militär und Verfas- 
sungsreform grundlegende Übereinkünfte mit den peronistischen Re- 
novadores suchen wird. Die geschwächte Position von Alfonsin kann 
in einer Situation, in der die Militärs rapide an Stärke gewinner, 
eine Gefahr für die Demokratie bedeuten. Andererseits geht mit 
der Aufwertung der peronistischen Partei als wirkliche Alterna- 
tive auch eine Stärkung des parlamentarischen Systems einher. Die 
Peronisten müssen nun zeigen, ob sie ihre Oppositionsrolle kon- 
struktiv umsetzen wollen, oder ob sie sich in Machtkämpfen mit 
Blick auf die Präsidentschaftswahl 1989 verausgaben werden. 


"Um zu regieren, braucht d 
war ein Wahlspruch der UCR 


PROVINZ TUCUMAN: DER FALL BUSSI 


Eine Provinzpartei, die 1983 0,1% der Stimmen erzielt hatte 

stellte kurz vor den Wahlen Antonio Bussi als Gouverneurskandida- 
ten auf. Bussi, General a.D,, war von 1976 bis 1977 Militärgou- 
verneur in Tucuman, wo er schon seit 1975 die erste große 
Jiche Terroraktion angeführt hatte. Ab 1978 unterstanden ihm 
Militäreinheiten in den Provinzen Cördoba und Buenos Aires En 
Ex .- Konzentrationslagern. Am 5. September sollte er Sich 

er Cämara € 
a ee von Cördoba wegen Menschenrechtsver- 


E nn ee Bussis vor der Wahl wurden 3 Jugendliche 
schossen, die mit einer Menschenrechts i i 
organisation gegen sei- 
ne Kandidatur demonstriert hatte i i Ede 
n. Einer von ihnen, Mitgli 
UCR-Jugend, lag tagelang i ü j De 
lang im Koma. Für Bussi gehören die Opf 
; er 
den "subversiven Banden, die sich wieder in den Bergen 2 P = 
vinz verstecken". - Eee 


Als daraufhin 10.000 Demonstranten und alle politischen Partei 
außer den orthodoxen Peronisten gegen die Kandidatur en 
ten, glaubte ein Journalist "Lebenszeichen der Demokratie ie 
von Bussi verletzt wurde!" feststellen zu können. Die Wahl A 
ergab 18% aller Stimmen 
für die Partei Bussis. 
Außerdem zieht ein Äbgeord- 
neter ins nationale Parla- 
ment. Der Führer der UCäne, 
Alsogaray, lobte das über- 
raschend hohe Wahlergebnis 
als "Anerkennung des anti- 
subversiven Kampfes der 
Militärs". Die Grenze zwi- 
schen Demokratie und Mili- 
tärregierung scheint wie- 
der zu verschwimmen. 


Es gab eine Zeit, in der die 
Tucumaner stolz auf ihre Provinz 
waren. 


Heute entsteht die Hoffnung wie- 
der. 


Bussi ist zurückgekehrt 


Zum Wohle aller 


BO 
Die Moral der Madres und die Realpolitik 


ANTWORT AUF EINEN TAZ-ARTIKEL 


Am 24, 7. 1987 veröffentlichte die taz einen einseitigen Bericht 
über die Madres der Plaza de Mayo: "Ein Mythos Argentiniens zer” 
fällt". Der Bericht enthält eine ganze Reihe von Unrichtigkeiten 
und falschen Behauptungen über die Madres. Der argentinische 
Journalist und Schriftsteller Osvaldo Bayer, der seit Jahren mit 
den Madres zusammenarbeitet, hat der taz eine ausführliche Kritik 
geschickt, die aber nicht abgedruckt wurde. Wir möchten das an 


Stelle der tas im folgenden tun: 


Ich fühle mich sehr traurig. Ich las soeben in der taz vom 24.7. 
1987 den Artikel von Frau Gaby Weber "Ein Mythos Argentiniens 
zerfällt". Ich bin sehr traurig, weil ich nach zehnjährigem Kampf 
und Aufklärungsarbeit in Europa über die Situation in Lateiname- 
rika und vor allem in Argentinien, Artikel solcher Art in einer 
Zeitung lese, die meiner Ansicht nach sich für Freiheit, weniger 
Autoritarismus und mehr Gerechtigkeit in einem Kontinent, der 
nicht resigniert und nach einem Ausweg sucht, einsetzt. 

In diesem Artikel zitiert mich Frau Weber. Sie gibt wider , was 
ich einmal gesagt habe, hütet sich aber zu schreiben, was ich 
jezt denke. Im Laufe der Stunden wurde die Traurigkeit zur Empö- 
rung. 

Sieben Jahre verbrachte ich in der Bundesrepublik im Exil, von 
1976 bis zu meiner Rückkehr nach Argentinien, im Oktober 1983. 
Meine Erfahrungen schilderte ich in "So kam ich unter die Deut- 
schen" (rororo 5208, 1983). Darin stehen Zensur, Enttäuschungen, 
Warten in den Vorzimmern von bundesrepublikanischen Politikern, 
aber auch die Solidarität und Hilfe von Menschen wie Bischof 
Scharf, den Pastoren Zielke und Kranz, Ingeborg Prewitz und Hun- 
derten von Unbekannten, Jungen und Alten, die vom ersten Augen- 
blick an den Kampf der Exilierten gegen eine monströse Diktatur 
von Mördern unterstützten. Frau Weber hat nicht das Recht, mich 
in diesem perversen, lügenhaften und unrichtigen Artikel zu zi- 
tieren. Niemals zuvor wurden die Mütter der Plaza de Mayo mit so- 
viel verstecktem Haß angegriffen, mit soviel hinterhältiger Bös- 
artigkeit und pseudo-intellektueller Raffinesse. Sie macht sich 
genau die Argumente der Mitläufer der Diktatur zu eigen, jener 
die heute Alfonsin in seiner Politik der Verzeihung von Folterern 
und Mördern unterstützen. 

Der Artikel von Frau Weber versucht, die nicht Informierten zu 
überraschen, alle diejenigen, die Tausende von Kilometern von den 
Informationsquellen entfernt sind. 
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Und warum erscheint dieser Bericht gerade jetzt in der taz, ganz- 
seitig, kurz bevor Hebe Bonafini, die Vorsitzende der Mütter ihre 
Reise nach Europa, einschließlich der Bundesrepublik antritt? Der 
Artikel versucht, zehn Jahre unermüdlicher Solidarität zu zerstö- 
ren. 


Für Frau Weber "zerfällt der Mythos der Mütter". Für uns dagegen, 
die seit 40 Jahren für ein gerechteres Argentinien kämpfen, sind 
die Mütter stärker und lebendiger als je. Sie sind kein Mythos, 
sie sind eine konstante, gegenwärtige und historische Realität. 


Doch Lügen haben kurze Beine. Für alle diejenigen, die Argenti- 
nien kennen, ist der Bericht von Frau Weber nicht sehr klug, da 
er auf Fehlern und Unterlassungen beruht. Zum Beispiel zitiert 
sie das Nachrichtenmagazin "Expreso", eine Publikation, die auf 
Regierungstreue beruht. Will man eine Generalamnestie für die 
mörderischen Militärs erlassen, müssen logischerweise die Mütter 
moralisch zerstört werden. Und Frau Weber versucht das von der 
ersten bis zur letzten Zeile. Ein anderes Beispiel: Um ihre The- 
sen zu untermauern, zitiert sie ständig einen Herrn Rolando Grana 
Wer ist das? Scheinbar das große Orakel. Niemals wurde er während 
des Kampfes gegen die Diktatur gesehen, noch nie, weder vorher 
noch jetzt marschierte er mit den Müttern. Er ist der Prototyp 
des jungen aufstrebenden Journalisten, ein sogenannter sozialli- 
beraler Demokrat, der immer in der Mitte steht, sich in nichts 
einmischt, was seiner Karriere schaden könnte und dessen einziger 
Verdienst darin besteht, für die gleiche uruguayische Zeitschrift 
zu schreiben wie Frau Weber. 


"Die Mütter sind gescheitert", so Rolando Grana. Ganz einfach so. 
Das sagt Rolando Grana. Mit welcher moralischen Autorität? Wel- 
chen deutschen Leser interessiert die persönliche Meinung von 


einem Bekannten von Frau Weber? Warum hat sie nicht die Meinung 
vom Friedensnobelpreisträger Perez Esquivel, von Vertreterinnen von 
Frauenorganisationen, Arbeiterinnen, Intellektuellen, Studenten, 
die den Müttern in ihrem Kampf beistanden, gefragt? Warum hat sie 
nicht deren Meinung mit denen der Gegner abgewogen: der regie- 
rungstreuen Politiker, der Gewerkschaftsmafia, der Arbeiterorga- 
nisationen, der Regenbogenpresse? Dann wüßte der deutsche Leser 
Bescheid. Nein, sie bringt die Meinung von Roberto Grana. 


Ist das seriöser Journalismus? Ist das die "objektive demokrati- 
sche" europäische Schule, mit der die hiesigen europäischen Jour- 
nalisten vor der "intellektuellen Unterentwicklung" so angeben? 
"Die Mütter sind gescheitert", sagt Robeto Grana. "Sie waren 
nicht in der Lage, von einer moralischen Instanz zu einer politi- 
schen zu werden." Nicht mehr und nicht weniger, Ich frage Herrn 
Grana, warum ER nicht "Politik" macht. Warum fordert er von den 
Müttern eine "politische" Stellungnahme? Von diesen armen Frauen, 
die nie aus ihren Häusern gekommen waren, die zu 90% nur wenige 
Jahre in die Schule gingen, die ihr ganzes Leben ihren Männern 


jetzt großspurig verlangt "eine politische In- 
stanz" zu werden. Eine parteipolitische Instanz? Klar, das re 
es, was man den Müttern nicht verzeiht. Eine große politische - 
tion zu leisten, ohne jemals von irgendeiner Partei etwas ange- 
nommen zu haben. Zuerst gingen sie auf die Straße, um auf a 
Weise die ganze Welt über Morde einer Diktatur, die von den ce 
schaftsinteressen der sog. ersten Welt unterstützt wurde ‚aufmerk- 
sam zu machen. Dann, nach dem Niedergang der Diktatur, ae sie 
den Kampf fortgesetzt, damit die Bevölkerung nicht das Gedäc Bi 
verliert und die Schuldigen bestraft würden. Und schließlic 

rechtfertigten sie den Kampf ihrer gefolterten en 
Kinder und schämten sich derer nicht. Ist diese "politische Rol- 
le der Mütter vielleicht zu geringfügig? Oder bedeutet für Herrn 
Grana und Frau Weber Politik nur Verschwörung mit den nn 
korrupten Politikern? Der touristische Ton von Frau Weber ist be 
dauerlich. Scheinbar läßt sich kein Artikel über ae 
schreiben ohne auf Gemeinbegriffe zu kommen wie "Tango" und "Ma- 


gehorchten, wird 
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ma" (siehe auch Stern vom 23.7.87). Frau Weber behauptet, die 
Mütter wurden während der Diktatur nicht verfolgt ("Die Mutter 
ist ein Mythos, der in den Tangos besungen wird."). Mit dieser 
Oberflächlichkeit versucht sie, den Kampf der Mütter zu minimali- 
sieren. Sie schreibt nicht von der ständigen Repression, der sie 
ausgesetzt waren: mit Stöcken und Ketten geschlagen, verhaftet, 
ständig bedroht, Opfer der schändlichsten Provokationen; sie 
spricht nicht von den Frauen, die als Opfer einer steten Verfol- 
gung starben. Doch schließlich konnte sie nicht alles verschwei- 
gen und mußte zugeben, daß die Gründerin der Mütter, Azucena Vil- 
laflor, entführt wurde und nie wieder aufgetaucht ist, auch nicht 
ihre Leiche. Wo bleibt also die Theorie vom "Tango" und der "Ma- 
ma''? 


Frau Weber schreibt, daß Raul Alfonsin Gründungsmitglied der 
"Ständigen Versammlung für Menschenrechte" - eine nichtssagende 
Organisation (vor allem besetzt mit Vertretern verschiedener Par- 
teien, d. Red.) - war, verschweigt aber, daß er während der Mili- 
tärdiktatur wöchentlich ins Regierungsgebäude ging, um seinen 
Freund und Schulkameraden aus der Kadettenschule, General Har- 
guindeguy (Innenminister während der Militärdiktatur, d. Red.) 
- einer der grausamsten Diktatoren, der seltsamerweise nicht vor 
Gericht kam - zu besuchen und daß der gleiche Alfonsin Co-Autor 
des Projekts "Toderklärung aufgrund von Verschwinden" war, mit dem 
die Diktatur versuchte, das Problem der Verschwundenen zu lösen 
(Gesetzesdekret der Diktatur: Verschwundene sollten für tot er- 
klärt werden, dann hätten die Hinterbliebenen Anspruch auf Ren- 
te. Damit sollte der Suche nach den Verschwundenen das Wasser ab- 
gegraben werden, was aber nicht gelang.)dq, Red.) 


Frau Weber verdreht die Dinge, wenn sie von der CONADEP spricht. 
Sie behauptet, sie habe aus "bekannten Persönlichkeiten" bestan- 
den. Ich weiß nicht, welche Bedeutung das Wort "Persönlichkeiten! 
im Wörterbuch von Frau Weber hat. Die Realität ist, daß die Müt- 
ter - mit allem Recht - keine Kommission von "Honoratioren'" wün- 
schten. Honoratioren, die öffentlich mit der Diktatur kollaboriert 
hatten, wie z.B. Ernesto Sabato (siehe als Beispiel Säbatos Arti- 
kel in der Zeitschrift GEO Nr. 1, 1978, worin dieser der Diktatur 
Beifall zollt). Oder die Rundfunksprecherin Magdalena Ruiz Guina- 
zu - sehr populär, aber ohne Moral - oder der argentinisch-ameri- 
kanische Kardiologe Ventreti, der an Ehrungen der Diktatur teilge- 
nonmen hatte. Um ihren Zweck zu erreichen, versucht Frau Weber, 
den Nobelpreisträger Perez Esquivel moralisch zu erniedrigen. Sie 
schreibt: "Dem Druck der Madres gab auch der Nobelpreisträger 
Adolfo Perez Esquivel nach und lehnte die angebotene Mitglied- 
schaft in der CONADEP ab." Das ist eine glatte Lüge. Perez Esqui- 
vel hat eine klare und deutliche Stellungsnahme zu seiner Absage 
abgegeben. Seine Argumente sind klar und präzise. Aus Unwissen- 
heit oder weil sie für ihre Interpretation nicht geeignet waren, 
hat sie Frau Weber nicht zur Kenntnis genommen. Sie schreibt aber 
auch nicht. warum der Abgeordnete Conti (seinerzeit Abgeordneter 


schenrechte) und weitere Vertreter der Opposition 
Kommission partizipieren wollten. sie erwähnt 
auch nicht die dramatische Botschaft von Bischof ı Bee 
der wenigen anständigen Bischöfe - , Mitglied der GONADEP, der 


öffentlich bei den Müttern entschuldigte und zugab, daß es 
sein. 


im Bereich Men 
nicht bei. dieser 


sich tsch 
ein Irrtum war, Mitglied dieser Kommission gewesen zu 
icht die Aussagen von Säbato vom 25.06.87 


erden auch n N 
ae m Rio de la Plata erschienen und 


erwähnt, die in allen Zeitungen a en 
auch von Frau Weber nicht übersehen werden konnten. Ich zitiere 
die Tageszeitung "Clarin": "In Bezug auf den seinerzeit erschie- 


nenen Bericht der CONADEP bemerkt Säbato, daß er diese Tätigkeit 


zeitweise sehr stupide, ein wenig wirklichkeitsfremd fand". Das 


hatten die Mütter schon im Januar 1984 bemerkt. 


Frau Weber bemüht sich, die Mütter als ein paar alte und hysteri- 


sche Frauen erscheinen zu lassen: "...das ging soweit, daß jeder, 
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der dort mitmachte, als Verräter beschimpft wurde". Das ist nicht 
wahr. Die Mütter bekräftigten ihre Positionen auf Vollversamm- 
lungen, und nach einer profunden Analyse wurden diese Dokumente 
in den großen Tageszeitungen veröffentlicht - mit Geldern aus 
ihren eigenen kargen Taschen. Es ist bewundernswert, mit welcher 
Ruhe und Überzeugungskraft sie stets den Realpolitikern begegnet 
sind. Schließlich begeht Frau Weber eine Todsünde von journali- 
stitischer Ignoranz oder Böswilligkeit, um ihre verdächtige In- 
terpretation aufzuzwingen: Sie erwähnt nicht, daß die CONADEP die 
Namen der Repressoren nicht veröffentlicht hat. Darin steckt die 
Falle. Diese fundamentale Tatsache wurde von der Korrespondentin 
der taz verschwiegen. An dieser Stelle zerfällt ihre Ehrlichkeit. 
Vielleicht dachte sie, diesen Artikel würden keine gut informier- 
ten Argentinienkenner lesen. Ebenso verschweigt sie alle Anklagen 
der Mütter: z.B., daß 90% aller Richter der Diktatur heute Rich- 
ter der Demokratie sind, daß der größte Teil der von Alfonsin be- 
förderten Militärs notorische Mörder waren, daß 25% des auswärti- 
gen Dienstpersonals der Diktatur von Alfonsin bestätigt wurden- 
Der jetzige Bötschafter in der BRD, Boatti Ossorio war ein hoher 
Funktionär der Diktatur daß der Innenminister von Alfonsin, Al- 
conada Aramburu, Minister einer Diktatur war, die schreckliche 
Morde auf dem Gewissen hat daß der derzeitige Staatssekretär im 
Justizministerium (!) Ideler Tonelli, ein bekannter Justizbeamter 
der Diktatur war, und so weiter und so fort. 


Doch wirklich boshaft im Artikelvon Frau Weber ist dieser Satz: 
"Je mehr ihr Mythos im eigenen Land zerbrach, desto häufiger hol- 
ten sie sich im europäischen Ausland ihre Anerkennung. Sie füll- 
ten die Hörsäle der Universitäten, wurden von internationalen Or- 
ganisationen eingeladen und herumgereicht, Staatschefs empfingen 
sie, und selbst der Papst ließ sie in seine Gemächer." Dieser ty- 
pisch europäischen Arroganz kann ich nur folgendermaßen antwor- 
ten: Die Mütter haben es nicht nötig, nach Europa zu kommen, um 
etwas zu verlangen. Wenn sie kamen, dann,weil sie von Frauenorga- 
nrisationen oder der Kirche eingeladen wurden. Das heißt: Es war 
genau umgekehrt. Als Bischof Scharf ihnen den Friedenspreis der 
Evangelischen Studentengemeinde Essen übergab, sagte er: "Wenn 
wir Deutschen 1933 ‚solche Frauen gehabt hätten, wäre unsere Ge- 
schichte anders verlaufen." Die Mütter der Plaza de Mayo interes- 
siert das Reisen nicht, auch nicht das Geld und Ehrenbezeugungen. 
Sie kommen, um zu erklären und zu antworten. Zu lehren, was Soli- 
darität und Kampf in dieser bis in die Knochen korrumpierten Ge- 
sellschaft ist,die aufgrund des System schuldig ist an der Tragö- 
die der Dritten Welt. Frau Weber hat nicht Recht. Der Papst hat 
die Mütter nicht in seinen Gemächern empfangen; er widmete ihnen 
knapp eineinhalb Minuten während einer Kollektivaudienz, dei der 
er 28 Minuten mit dem portugiesischen Fußballclub Benfica und 32 
Minuten mit einer von Kardinal Höffner empfohlenen Gruppe deut- 
scher Katholiken sprach. Staatspräsidenten haben sie nur empfan- 
gen, weil es Verschwundene ihrer Nationalität gab. Der taz-Arti- 


4 
kel bezweckt eindeutig die Verfälschung der politischen Daten. 
Davon kann man Frau Weber nicht freisprechen. 


Sie schreibt: "inzwischen haben sich die Hälfte der Madres von der 
Präsidentin Hebe Bonafini getrennt." Erstens: Warum kramt sie 
einen vor eineinhalb Jahren geschehenen Vorgang hervor, den da- 
mals die Weltpresse benutzte, um die Mütterbewegung endlich ad 
acta zu legen? Außerdem behauptet sie "die Hälfte" ‚und das stimmt 
nicht. Es waren nur dreizehn Damen aus Buenos Aires, alle der hö- 
heren Mittelschicht angehörend, und der Vorfall hatte keinerlei 
Bedeutung innerhalb der nationalen Mütterbewegung. Keine Organi- 
sation aus dem Landesinneren folgte diesem Beispiel. Die Bosheit 
steckt in dem Satz: "...haben sich von der Präsidentin Hebe Bona- 
fini getrennt." Sie haben sich nicht von Hebe sondern von der n 
ganisation der Mütter der Plaza de Mayo getrennt, die weiter in 
im Haus der Mütter und im ganzen Land funktioniert. Natürlich hat 
sich Frau Weber nicht bemüht, ins Landesinnere zu reisen. Dort 
kämpfen die "unteren" Mütter weiter, die mit 100 Mark Monatsrente 
“eben una seit zehn Jahren durch die Straßen des Landes ziehen. 
Diese Frauen interessieren die Korrespondentin der “a2 nicht. 
Nein, sie spricht mit der "Dissidentin Renge Epelbaun ‚ wie sie 
sie selbst nennt. Klar, Frau Epelbaum ist eine reiche Dame aus 
der Industrie, die englisch spricht, auf die Universität eine, 
ständig in die Staaten und nach Israel reist, wo sie eine starke 
propagandistische und finanzielle Lobby besitzt, die den ne 
mit den abgetragenen Schuhen fehlt und die sich nur durch ihre 
Plakate, die sie mit schwieligen Händen tragen, Gehör verschaffen 
können. Frau Epelbaum befürwortet die Realpolitik. Die Mütter 


nicht. 
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Daß die taz nur eine persönliche Attacke von Frau Epelbaum gegen 
Hebe Bonafini wiedergibt, ohne ihr das Recht der Erwiderung einzu- 
räumen, ist nicht nur feige,sondern eine Respektlosigkeit den 
Frauen gegenüber, die sie in den Jahren der Verfolgung gewählt ha- 
ben, und das zehn Jahre lang. 


Frau Weber kritisiert — sie macht das arglistig, indem sie dafür 
ungenannte "Kritiker" verantwortlich macht - den Ausdruck 
"Schwein", mit dem Hebe Bonafini den Papst Woytila bedacht haben 
soll. Erst einmal war es nicht so. Hebe sagte wortwörtlich: "Wenn 
der Papst nicht öffentlich die Bischöfe, die Repression und Fol- 
ter unterstützt haben, verurteilt, dann ist er ein Schwein." Frau 
Hebe Bonafini ist katholisch und es gehört viel Kraft dazu, dies 
in einem katholischen Land zu sagen. Sie sagte es auf der Plaza 
de Mayo, damit es alle hören. Ich war dabei, und es stimmt nicht, 
daß - wie Frau Weber sagt, die nicht dort war - "viele Mütter 
sich empörten". Nein, alle Mütter haben Beifall geklatscht. Nur 
ein paar europäische Journalisten und ein Soziologe der FU Berlin 
zeigten sich reserviert. Hebe Bonafini hatte einen Mythos zer- 
stört, an den sich noch niemand, weder Männer noch Frauen, gewagt 
hatte. Natürlich hat die internationale Presse den Satz verdreht, 
unter anderem die FAZ, die so schrieb, als hätte Hebe wie eine 
Verrückte die Fassung verloren. Als dann der Papst Argentinien 
besuchte, empfing er keine einzige Menschenrechtsorganisation. 
Das Schwein. 

Den Höhepunkt ihres beleidigenden Artikels erreicht Frau Weber, 
als sie schreibt: "Hebe Bonafini, die sich als einzige legitime 
Vertreterin der Madres sieht ..." Ich wiederhole, das ist ein An- 
griff auf eine Basisorganisation. Ich schlage vor, ein Vertreter 
der taz möge nach Buenos Aires reisen und dert an irgendeinem Tag 
in das Haus der Mütter gehen, einfach so, denn er wird sich nicht 
ausweisen müssen. Dort wird er eine echte Frauenorganisation vor- 
finden, wo niemand Hauptdarsteller ist und alle nach dem Prinzip 
der Eigeninitiative und der gemeinschaftlichen Diskussion arbei- 
ten. 


Warum wird in der taz Frau Hebe Bonafini so angegriffen? Warum 
tut dies auch' die konservative, sozialdemokratische und christde- 
mokratische Presse? Weshalb? Weil sie eine einfache Hausfrau ist, 
die ohne Schulbildung auf die Straße ging, un Politikern, Mili- 
tärs, Professoren, Studenten, europäischen Soziologen und Mana- 
gern des Großkapitals die Wahrheit zu sagen. Diese Frauen haben 
uns gezeigt, daß von der Gesellschaft benachteiligte Menschen - 
arme und alte Trauen - wohl in der Lage sind, eine befreiende 
Kraft zu bilden, 


Wenn Frau Weber von dem Problem der "Exhumierung der Leichen" und 
der "Waisenrente" spricht, so tut sie das in totaler Unkenntnis 
des Themas und letztendlich interessiert sie nur die Meinung der 
"Dissidentin" Epelbaum. Immerhin hätte sie irgendeine Mutter fra- 


gen sollen, da sie Frau Bonafini ausschließt. Schlechter Journa- 
lismus. 


| 
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Schließlich beendet sie ihren Beicht mit den weisen Worten ihres 
Kollegen Rolando Grana: "Wer viel leidet, hat noch lange nicht 
recht; wir wissen alle, daß die Mütter im Irrtum sind." Wer sind 
"alle"? Vielleicht Frau Weber, HerrGrana, die korrupten Politi- 
ker, die den Gesetzen über den "Schlußpunkt" (punto final) und 
die Gehorsamspflicht (obediencia debida) zugestimmt haben, die 
mörderischen Militärs. Ich bin nicht "alle", auch nicht alle die- 
jenigen, die jeden Donnerstag um 15.30 Uhr auf der Plaza de Mayo 
die Mütter auf ihrem Rundgang begleiten. 


Frau Weber berichtet uns, daß die Mütter nur noch 8.000 Menschen 
auf ihre Demos bringen. Was bedeutet das? Sind sie daran schuld 
oder die Gesellschaft, in der sie leben, die Medien, von denen sie 
ständig angegriffen werden, die wachsende Angst; oder Herr Alfon- 
sin bis zum letzten Bürger, der sich drängt, noch einen Brosamen 
einer unterentwickelten Konsumgesellschaft zu erhaschen. 


Als Reagan nach Belin kam, brachte er mehr Berliner zusammen, als 
die Mütter Menschen in Buenos Aires. Na und? Welche Logik steckt 
dahinter? 


Ich halte mich daher an die Mütter, weil sie eine Minderheit sind 
- eine Minderheit, die dafür sorgen wird, daß wir nicht so 
schnell das Gedächtnis verlieren wie die Deutschen der Nach- 
kriegszeit. Ich bin einer der "wenigen" 8.000, die sie begleiten. 


P.S. Der Schaden, den die taz angerichtet hat, ist irreparabel. 


‚Aber ich gebe nicht auf. Ich lade die taz zu einer öffentlichen 


Diskussion ein, an der Frau Gaby Weber, ich und natürlich auch 
das Publikum teilnehmen. Und dann soll die Diskussion veröffent- 
licht werden. 


Außerdem schlage ich vor, daß ein Journalist von der internatio- 
nalen Redaktion der taz mit Frau Hebe Bonafini - wenn sie im 0k- 
tober nach Berlin kommt - eine Reportage macht, in der sie ihre 
Gesichtspunkte deutlich machen und erklären kann, was diese Frau- 
enbewegung bedeutet, Nur so kann die taz glaubwürdig sein: 


Osvaldo Bayer 


KOMMENTAR DER LN: 


Gaby Weber hat sicherlich recht mit ihrer Darstellung, daß die 
Mehrheit der argentinischen Gesellschaft und vor allem die veröf- 
fentlichte Meinung genug hat von der Vergangenheitsbewältigung. 
Aber kann diese Haltung als Beweis dafür dienen, daß die Madres 
gescheitert sind? Sie gibt selbst zu, daß die Madres mit ihren 
schlimmsten Prophezeiungen recht behalten haben. Sie, die poli- 
tisch unerfahrenen Frauen, haben einen besseren Durchblick bewie- 
sen als die Berufspolitiker und die Journalisten. Und das viel- 
leicht gerade deshalb, weil sie nicht von einer "moralischen In- 
stanz zu einer politischen" geworden sind. 


a un as ol 
Zu fragen wäre allerdines, was für ein Politikbegriff hinter die- 
ser Formulierung steckt. Es stimmt: die Madres haben es nicht da- 
rauf angelegt, ein umfassendes gesellschaftspolitisches Programm 
mit parteiähnlichem Charakter zu entwickeln. Wozu auch? Als Bewe- 
gung haben sie ein Ziel: die Aufklärung der Verbrechender Mili- 
tärdiktatur an ihren Kindern. Und ich frage mich, ob diese Forde- 
rung, das Gedächtnis nicht zu verlieren, nicht gerade sehr poli- 
tisch ist. Anders allerdings als der Politikbegriff dieser Real- 
politiker, die über den Rand des "Machbaren" nicht mehr hinaus- 
sehen, die einen so engen Begriff vom "Machbaren" haben, daß sie 
auch dann die politische Auseinandersetzung scheuen, wenn sie - 
wie bei der Militärrebellion an Ostern - die breite Mehrheit des 
Volkes hinter sich haben. 


Auch im Deutschland der Nachkriegszeit wurden diejenigen, die 
nicht vergessen wollten, die über dem Ärmelaufkrempeln und Auf- 
bauen die Vergangenheit nicht zudecken wollten, als Spinner, Sek- 
tierer und was auch immer abgetan. Menschen mit einer politischen 
Moral, die sich nicht den Umständen anpaßt, sind nie bequem - und 
immer eine Minderheit. 


Es geht nicht darum, die Mütter kritiklos anzubeten. Aber eine 
Kritik an ihnen sollte wirklich besser recherchiert sein als der 
Artikel von Gaby Weber. Die Madres sind eine Minderheit - aber 
sie bleiben ein Stachel in der allzu realistischen und vegeßli- 
chen Realpolitik Argentiniens. ; 


P.S.: Bei aller berechtigten Kritik an der Kollaboration der Ge- 

werkschaftsbürokratie mit der Militärdiktatur kann man nicht be- 
haupten, es habe nur drei Streiks gegeben. Allein Generalstreiks 
gab es mehr als drei,ganz zu schweigen von den vielen Arbeits- 
kämpfen, die von einzelnen Belegschaften geführt wurden. Ein biß- 
chen mehr Sorgfalt hätte dem Artikel wirklich nicht geschadet. 


VERANSTALTUNGSHINWEIS: 


GESPRÄCH MIT HEBE BONAFINI UND EINER ANDEREN MUTTER DER 
PLAZA DE MAYO 

am 9. Oktober, um 19.30 Uhr im Haus der Kirche, 
Goethestr. 27, Berlin 12 


DIE BEIDEN MADRES BESUCHEN AUCH ANDERE STÄDTE IN DER BRD. 
ACHTET AUF ENTSPRECHENDE VERANSTALTUNGSHINWEISE! 


CHILE 


Plebiszit oder Wahlen oder gar nichts? 
Ein Brief aus Chile 


Ein Jahr vor dem vermutlichen Termin für das Plebiszit - der z.B. 
der 11. 9. 1988 sein könnte - steckt die chilenische Opposition 
noch immer in einer tiefen Krise; das Pinochet-Regime hat noch 
immer das politische Heft in der Hand, obwohl die Kandidatur 
Pinochets wohl wahrscheinlich, aber nicht völlig gesichert ist. 


Der Sieg Aylwins bei den Wahlen für die Führungsspitze der DC 
warlinnerhalb Chiles weniger überraschend, als es mir aufgrund 
a in Berlin erscheinen mochte. In Chile war 
eher überraschend, daß sein Hauptkonkurrent Hormazäbal immerhin 
40% der Delegiertenstimmen erhielt. Damit ist entschieden: Die 
DC setzt darauf, durch eine Kampagne für "freie Wahlen" statt 
des Plebiszits Pinochet politisch zu schlagen. Wie aber soll es 
gelingen, Wahlen statt Plebiszit durchzusetzen? Aylwin spricht 
vage vom Druck auf die Streitkräfte. Sie müßten begreifen, daß 
ein Kandidat Pinochet verlieren werde und damit auch ihr Prestige 
angegriffen werde... 


Der erst Schritt dazu: Massenhaft Einschreibung in die wahl- 
register. Die laufende Prozedur verläuft so schleppend büro- 
kratisch auf der einen Seite, so motivationslos auf der Seite 
großer Bevölkerungskreise, daß sich folgende Möglichkeit ab- 
zeichnet: Die Rechte schreibt sich ein, einschließlich aller An- 
gehörigen der "Streit- und Ordnungskräfte" plus deren Angehö- 
rigen. Bleibt ein großer Teil der Bevölkerung abstinent, schreibt 
sich nicht ein (weil die Beschaffung des dafür notwendigen Aus- 
weises Geld und Zeit kostet, das Einschreiben Arbeitszeit kostet 
und der Sinn des Ganzen diffus bleibt) - so könnte Pinochet mit 
etwa drei Millionen eingeschriebenen Wählern‘, vorzugsweise seinen 
Anhängern, das Plebiszit gewinnen. Da dessen Termin noch geheim 
ist, weiß auch niemand, wann die Wahlregister geschlossen werden. 


Deshalb die Kampagne der Mitte-Rechts-Opposition: Einschreiben, 
was gleichzeitig ein Votum für freie Wahlen sein soll, 
Theoretisch müßte es in Chile 6 bis 7 Millionen potentiell Wahl- 
berechtigte geben - mit welcher Einschreibquote wäre ein Plebis- 
zit legitim? 70 %, antwortete Merino. 

Wer sich einschreibt, weiß also nicht, ob er's fürs Plebiszit 
oder Wahlen mit mehreren Kandidaten tut. Und was können Wahlen 
unter Pinochet bedeuten? 


Die Linke hat dazu keine einheitliche Position - während die 
PS-Almeyda für Einschreiben plädiert, ist die PC dagegen. Eine 
(einst) renommierte PC-Abgeordnete, Maluende, die eine abweichen- 
de Position vertrat, hat die Partei inzwischen verlassen. Nach 


‘den geltenden Spielregeln haben die linken Parteien natürlich 


weder eine Chance, als Parteien zugelassen zu werden oder gar 
einen Kandidaten aufzustellen - es geht lediglich darum, ob ihre 
Anhänger sich als potentielle Wähler registrieren lassen. Darüber 
wie gesagt, ist innerhalb der Linken Konsens nicht möglich. Wie- 
derholt sich also, verschärft, eine Konstellation wie 1980, als 
über die jetzige Verfassung abgestimmt wurde? Damals plädierte 
die DC für "Nein", die Linke für Enthaltung. Splittert sich 
nächstes Jahr diepposition in "Nein" -"Enthaltung’ - "nicht 
registriert"? (Ich kenne das "Gründungsdokument der Izquierda 
Unida" noch nicht, weiß nicht, ob sich daraus andere Aspekte er- 
geben...aber niemand in Chile verwies mich auch darauf...) 

Die Krise der Linken aber geht weiter: Etwa Ende Juli geriet die 
Beziehung der PC zur FPMR in eine schwere Krise, die zur Spaltung 
der Frente führte. (So wurde mir aus Quellen außerhalb beider, 
die mir aber zuverlässig sind, erklärt.) Es geht dabei um die 
Gewichtung der politischen bzw. militärischen Aspekte; diese 
Diskussion ist ein Ergebnis des gescheiterten Attentats. 
Politisch war das Attentat - so meine Quelle - geplant im Kontext 
der Massenmobilisierungen, wie sie bis Juni 86 anwuchsen; bei 
dessen Gelingen hätte es bewaffneten Aufruhr gegeben (Waffen- 
arsenale!), von dem man sich zwar noch keinen sofortigen Sturz 
des Regimes, aber doch eine dramatische Zuspitzung der Lage ver- 
sprach. 

Aufgrund des Abbruches der Massenmobilisierung nach Juli blieb 
das Attentat isoliert als "militärische" Aktion. Die Diskussion 
zwischen PC und Frente spitzte sich zu, als nach der Verhaftung 
wichtiger Kämpfer (Attentat und Waffenarsenale) die Frente von 
der PC erwartete, die gelichteten Reihen durch neue Mitglieder 
(PC zu Frente) aufzustocken. Innerhalb der Frente gab es eine 
wichtige Gruppe, die militärischen Aktionen gegen das Regime 
Priorität einräumte; als die PC und einige Frente-Mitglieder die- 
se Sicht nicht teilten, kam es zur Spaltung über dieser Frage. 
Bleibt - neben der sich nicht voll einigen '"IU" - eine weitere 
linke Gruppierung, "la mesa de los seis", zu denen der "histori- 
sche MIR" gehört, die sich an der IU nicht beteiligen. Welche 
Strategie die Linke(n) bis zum nächsten Jahr entwickeln werden? 
Und wenn ihnen das gelingt - wie sie unters Volk bringen? Die 
bloße Veröffentlichung eines PC-Dokuments als Anzeige brachte 
eben wieder vier Chefredakteuren (darunter Epoca) Gerichtsver- 
fahren ein. 

Wenn das, was die Aylwin-DC als "Strategie" präsentiert, nicht 
überzeugen mag, so hat sie doch einen Zeitplan: neben der Kam- 
pagne für "freie" Wahlen strebt sie an, bis Oktober einen ge- 
meinsamen Kandidaten der "demokratischen Opposition" anbieten 
zu können, Obwohl der natürlich noch mit der Rechten ausgekungelt 
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werden muß, werden schon zwei Namen aus den eigenen Reihen lan- 
ciert: Sergio Molina - und Eduarde Frei (nicht zu verwechseln 
mit Arturo Frei, der mit ca. 5 % abgeschlagen das Schlußlicht 
bei den DC-Vorstandswahlen abgab). Was Eduardo Frei an Programm 
zu bieten hat, dürfte kaum mehr sein als Sohn seines berühmten 
verstorbenen Vaters zu sein - . 

Sehe ich zu schwarz, wenn ich mir vorstelle, daß die Linke keine 
einheitliche Position findet, auch die bürgerliche Opposition 
nur eine Pappfigur als "Gegenkandidaten" findet? Sehe ich zu 
düster, wenn ich mir ausmale, daß in einer solchen Konstellation 
Pinochet ein Plebiszit gewinnen könnte? Auch wenn diverse Un- 
fragen ihn immer als Verlierer sehen - (Sie geben ihm ca. 18 %) 
wenn er seine Kandidatur bei der Junta durchsetzen kann... 

Er wird ein paar "populistische” Mittelchen einsetzen können. 
Eben hat er für den öffentlichen Dienst Inflationsausgleich für 
September angeordnet - einen Tag, nachdem sein Finanzminister 
Büchi vor demselben Auditorium, den 325 Bürgermeistern Chiles, 
erklärt hatte, besser als Lohnerhöhungen seien neue Arbeits- 
plätze. "Makroökonomisch" geht es mit der chilenischen Wirtschaft 
voran, das scheint zu stimmen. Bleibt nur das elende Problem der 
Verteilung. Aber der ökonomische Spielraum könnte groß genug 
bleiben, daß er sich ein paar Stimmen mehr fängt. Und den wirk- 
lich Armen, denke ich, bleibt das Plebiszit, das Einschreiben 
ins Wahlregister, der Zeitaufwand dafür, so fern, daß sie sich 
an diesem Spektakel wohl erst gar nicht beteiligen. Und täten 
sie!'s - nur um "Nein" zu sagen? Oder, gäbe es offene Wahlen - 
ihre Stimme für einen Kandidaten, der nicht ihrer ist, sondern 
nur ein kleineres Übel? 

Auch die wirtschaftliche Rechte hat noch ihre Probleme - darauf 
deutet der Aufruf von fünf Unternehmern, eine Kampagne für das 
Plebiszit zu starten. Ausdrücklich weigern sie sich, sich auf 
Pinochet als ihren Kandidaten festzulegen. Eindeutig sagen sie, 
worauf es ihnen ankommt - den Fortbestand des Regimes zu sichern. 


Aufgefallen ist mir bei dem guten Dutzend Gesprächspartnern die 
Resignation, die Ratlosigkeit, was die Zukunft betrifft. Aber 
auch die Gleicchgültigkeit - was den Terror betrifft: Sprach ich 
von den "zwölf Toten im Juni", den "zwölf Ermordeten!", - ich 
hatte mehrfach den Eindruck, das hatten sie schon wieder verges- 
sen. Daß Blüm den Mund aufgemacht hatte - das waren gerade die 
Tage, an denen ich die Gespräche führte -: gut. Von den 14 zum 
Tode Verurteilten war von ihnen, den Gesprächspartnern aus, 
spontan kaum die Rede. Und MIR oder Frente - sie hatten auch 

schnell das Etikett "Terroristen" weg. Gut, das ist der Mittel- 
stand, der sich so artikuliert - aber so artikuliert er sich 
eben. Darin, denke ich, spiegelt die Ablehnung der PC durch die 
DC getreu die Ängste eines erheblichen Teils ihrer Anhänger wi- 
der. (Unter der Jugend mag das anders sein, Hormazäbal hat seinen 
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Anhang unter der studentischen Jugend, und die votiert weiter 
fürceine einheitliche Opposition ohne Ausgrenzung - aber wegen 
der Semesterferien hatte ich keine: Gelegenheit, Studenten zu 
sprechen.) 


Eine Anmerkung über die Schwierigkeit, informationsreiche Ge- 
spräche zu führen... 

Ich hätte S, von der PC gern noch, bei unserem zweiten Gespräch, 
präziser einige gefragt (z.B. PC - Frente, über deren Differenzen 
ich erst beim zweiten Besuch wußte). Warum wurde daraus nichts? 


S, hatte sich verspätet -— seine Frau war unübersehbar nervös - 
rund neun Monate in Haft wegen angeblicher Verwicklung in die 
"Arsenale"', seit einem Monat wieder frei, war er nachmittags 


losgezogen, um sein Auto wiederzubekommen, das der CNI bei seiner 
Verhaftung mitgehen ließ. Ein Dokument der Militärstaatsanwalt- 
schaft in der Hand, daß das Auto ihm zurückzugeben sei, machte 
er sich auf den Weg zur CNI-Dienststölle’ A - und erkannte 
(woran?) das Gebäude wieder, wohin man ihn verhaftet mit verbun- 
denen Augen gebracht - und wo man ihn gefoltert hatte... Vom Auto 
wußte man dort nichts. Man nannte ihm eine andere Dienststelle, 
sozusagen die offizielle Adresse. Ein Warteraum ohne Fenster. 
Ich erspare mir die weiteren Stationen der (bis dato) vergeb - 
lichen Suche. Als er auf dem Heimweg einen compadre traf, der 
gerade Möbel brauchte, wußte S., wie er dem und einem Möbeltisch- 
ler helfen konnte - und vergaß darüber, seine Frau anzurufen 
und ihr zu erklären, warum er sich verspäte.Als ihn mit zwei 
Stunden Verspätung seine Frau umarmte und er seine Odyssee er- 
zählt hatte - wollte ich nach Differenzen zwischen PC und Frente 
nichts mehr fragen, 


DANKE 


Im Juli haben wir den Abonnenten, in der Bundesrepublik und 
in Berlin-West die Broschüre "In Chile von der Todesstrafe 
bedroht - in der Bundesrepublik zum Sicherheitsrisiko erklärt" 
zugeschickt und darin um Spenden für die Kampagne für die 
damals 14, inzwischen leider 15 in Chile von der Todesstrafe 
bedrohten politischen Gefangenen gebeten. Beim Besuch der 
Delegation von Angehörigen der Gefangenen in Berlin haben 
wir ihnen US-$ 3000 (DM 5760) übergeben, in der Erwartung, 
daß der Spendenfluß nicht abreißt und dieser Betrag auch 
zusammenkommt. Bis zum Redaktionsschluß sind auf unserem 
Spendenkonto (E.Kohut, Hilfe für Chile, Postgiroamt Bin-W 
38 00 87, Stichwort "14") DM 5103 eingegangen. Wir bedanken 
uns bei allen Spendern, 

Sollten über den bereits übergebenen Betrag hinaus weitere 
Spenden eingehen, werden wir diese selbstverständlich auch 
für die 15 politischen Gefangenen verwenden. 


| 
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»Gesetz, Justiz und Repression in Chile« 
EINE DOKUMENTATION VON ”JUSTITIA ET PAX” 


Sie waren früher in Chile als Norbert Blüm, sie waren länger dort, 
und sie haben mit wesentlich mehr Vertretern von Menschenrechts- 
und anderen sozialen Institutionen gesprochen als der CDU-Minister. 
Aber erst der Wirbel, der durch Blüms Äußerungen in Chile hier in 
der Bundesrepublik entstanden ist, brachte dem Abschlußbericht 
einer 6-köpfigen Anwaltsdelegation der katholischen Kommission 
"Justitia et Pax" die Aufmerksamkeit, die diese 125-Seiten-Doku- 
mentation verdient. 

Als der Bericht am 18.8.87 in Bonn der Presse vorgestellt wurde, 
drängten sich die Journalisten im überfüllten Raum 6 des Restaur 
rants Tulpenfeld. Allein vier Fernsehkameras beobachteten ein Er- 
eignis, zu dem ohne den Blüm-Zimmermann-Clinch allenfalls einige 
Agentur-Schreiber und: Vertreter der unentwegten Kirchenpresse er- 
schienen wären. 

Vom 3. bis 17.6,87 hielten sich unter Leitung des Präsidenten der 
europäischen Konferenz von Justitia et Pax (früher: Katholischer 
Arbeitskreis Entwicklung und Frieden, für den Bereich der Bundes- 
republik), Prof. Dr. Alberto Bondolfi, Zürich, zwei bundesdeutsche, 
ein schweizer, ein spanischer und ein niederländischer Rechtsanwalt 
in Chile auf, um die Situation der Menschenrechte, insbesondere 

die Haftbedingungen und die prozessuale Gesamtsituation der politi- 
schen Häftlinge zu studieren. Was sie als Ergebnis ihrer Besuche 
und Gespräche in der Dokumentation zusammengetragen haben, gibt 
einen umfangreichen und sehr systematischen Überblick über die Men- 
schenrechtssituation (im weitesten Sinne) in Chile. 

Im ersten Hauptkapitel weisen die Anwälte nach, wie es in Chile 
unter der Militärdiktatur nach und nach zu einer "Legalisierung der 
Repression'' gekommen ist. Der permanente Ausnahmezustand, die ge- 
richtlichen Zuständigkeiten (vor allem zwischen zivilen und Mili- 
tärgerichten), der Ablauf von Strafverfahren, die Beschränkung der 
Verteidigerrechte, die incomunicado-Haft bis zu 20 Tagen und die 
Begünstigung der Folter werden als die wichtigsten Elemente analy- 
siert, die zu Legalisierung der Repression in Chile geführt 

haben. 

"Die Probleme der Realisierung der sozialen Menschenrechte", so 

der Titel des zweiten Kapitels der Dokumentation, hätten zwar nicht 
im Vordergrund ihrer Reise gestanden; jedoch seien die Auswirkungen 
der neoliberalen Wirtschaftspolitik selbst für sie als Laien nicht 
zu übersehen gewesen. 

Mit indirekter Kritik an den eigenen europäischen Kirchen wird im 
3. Kapitel über "Die Rolle der Kirche in Chile" nicht gespart. So 
etwa, wenn es heißt: "Aufgefallen ist uns eine große Toleranz gegen- 
über den politischen Auffassungen der kirchlichen Mitarbeiter". 
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Oder an anderer Stelle: "Wir haben in Chile eine große Nähe der 
Kirchenhierarchie zu dem täglichen Leben - mit all seinen Pro- 
blemen - der Bevölkerung erlebt", 
Insgesamt hätten die Justitia et Pax-Anwälte den Eindruck gewon- 
nen, "daß die Tätigkeit im Bereich der Menschenrechte nicht eine 
Randerscheinung ist, sondern im Mittelpunkt der Kirche steht", 


Das vierte Kapitel, "Gesprächsprotokolle'" überschrieben, ist 


das umfangreichste des ganzen Berichtes. Es gibt minutiös die 
Aufzeichnungen sämtlicher in Chile geführter Gespräche wieder, 
und zwar mit 


- Vertretern und Mitarbeitern der Kirche, 

- Menschenrechtsorganisationen, 

— chilenischen Richtern, 

- Rechtsanwälten, 

- Vertretern von Parteien und von Basisorganisationen und mit 
- Regierungsstellen (u.a. mit Innenminister Ricardo Garcia R.). 


Ergänzt wird die Dokumentation durch Fallbeispiele und einen 
Anhang, der u.a. Zeugenaussagen zur Folter und eine Übersicht über 
die repressiven Maßnahmen im ersten Halbjahr 1987 enthält. 


Erfreulich ist, daß sich der Justitia et Pax-Bericht nicht einer 
eigenen Stellungnahme und Bewertung der Verhältnisse in Chile und 
der Mitverantwortung z.B. auch der europäischen Kirchen enthält. 


Unter der Überschrift "Schlußbemerkungen und Empfehlung" heißt es 


u.a.!: 


"In Chile werden Gesetze erlassen, die dazu bestimmt sind, Menschen- 
rechte zu beschränken und die Wahrnehmung der Menschenrechte zu kri- 
minalisieren. Diese Gesetze verleihen der Praxis der Menschenrechts- 
verletzung eine Scheinlegitimität... 

Wir haben in Chile feststellen können, wie leicht es ist, das Recht 
zu pervertieren. Dies war für uns ein Anlaß, über mögliche Perver- 
tierungen auch in unseren europäischen Ländern anchzudenken. Viele 
neue gesetzliche Bestimmungen haben dazu geführt, daß politisch Ver- 
folgte in einigen europäischen Ländern einen Anspruch auf Asyl nicht 
mehr realisieren können. Durch viele administrative Vorschriften 
wurde die Versagung des Asyls vorpmgrammiert und scheinlegitimiert. 


Folter sollte eine internationale Ächtung erfahren. Dies könnte durch 
die Unterzeichnung und Rakifizierung der Anti-Folterkonvention ge- 
schehen. Die Zurückhaltung hinsichtlich des Beitrittes zu dieser Kon- 
vention hat negative Auswirkungen auf die Opfer von Folterungen... 
Die Zusammengehörigkeit von individuellen Freiheitsrechten und sozi- 
alen Rechten sollte in der europäischen Kirche vermehrt reflektiert 
und in konkretes Handeln umgesetzt werden..." 


Zu beziehen ist die Dokumentation (DOK 24/87) bei: Dt. Kommission 
Justitia et Pax, Kaiserstr. 163, 5300 Bonn 1 
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Die Krise der Bauernbewegung 


Vcm 26. Juni bis zum 5. Juli 1987 fand in Cochabamba der 
"Dritte Kongreß der Einheit der Bauern" statt, unmittelbar 
vor der Durchführung des VII. COB-Kongresses. Die schwelende 
Krise der Bauernorganisation (GSUTCB) konnte dabei jedoch 
nicht überwunden werden. Im Gegenteil: der Konflikt zwischen 
den beiden Bauernführern Jenaro Flores und Victor ‚Morales 
reduzierte die Diskussionen auf die Frage der Legitimität des 
jeweiligen Caudillos und polarisierte den Kampf zwischen den 
beiden Blöcken bis hin zu handgreiflichen Auseinandersetzun- 
gen. Nachdem Victor Morales und seine Anhänger in den Wah- 


len unterlagen, verliessen sie den Kongreß, was de facto’ 


einer Spaltung der Bauernorganisation CSUTCB gleichkam. 


“KATARISTEN“ VERSUS "BAUERN-BASISBEWEGUNG” 


Nach der Landreform von 1953 und der allgemeinen gewerk- 
schaftlichen Organisierung der indianischen Kleinbauern hatten 
die jeweiligen Regierungen es mit unterschiedlichem Erfolg ger 
schafft, die Bauernorganisationen zu vereinnahmen. Jenaro 
Flores kam seit Anfang der 70er Jahre das große Verdienst 
zu, die Unabhängigkeitsbestrebungen der Bauern maßgeblich 
zu fördern, die Ende der. 70er Jahre schließlich zur Gründung 
der GSUTCB (Einheits-Gewerkschaftsverband der bolivianischen 
Bauern) und zur Vereinigung mit der COB führten. Tupaj 
Katari, der indianische Revolutionsführer von 1798, wurde für 
die heutige indianische Bauernbewegung zum Symbol und Vor- 
bild dieser Entwicklung, die von den Aymaras des Departement 
La Paz angeführt wurde. Die breite Tupaj-Katari-Bewegung 
begann sich jedoch im Laufe weniger Jahre in eine Vielfalt 
unterschiedlicher Tendenzen aufzuspalten. Die Ursachen waren 
einerseits ideologische Differenzen über die Priorität des 
Klassen- oder Rassenkampfes, andererseits aber auch tradierte 
regionale Rivalitäten unter den indianischen Kleinbauern, die 
ihren Ausdruck in rivalisierenden Caudillos fanden und in- 
haltliche Unterschiede nebensächlich machten. 


Jenaro Flores' Führungsrolle innerhalb der CSUTCB blieb dabei 
lange Zeit unangefochten, und ihm kam die Rolle einer Inte- 
grationsfigur über regionale und ethnische Konflikte hinweg 
zu, nicht zuletzt auch wegen seines tragischen Schicksals. 
Er war im Widerstand gegen die Garcia-Meza-Diktatur ange 
schossen worden und ist für immer an einen Rollstuhl gefes- 
selt. Die damals (1979) vielgepriesene Vereinigung der CSUTCB 
mit der COB (Arbeiter-Bauern-Pakt) wurde Jenaro Flores jedoch 
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im laufe der Jahre zum Verhängnis, denn die COB erkannte 
nicht die Notwendigkeit, ihren "proletarischen Diskurs" zu er- 
weitern und die Interessen der indianischen Kleinbauern effek- 
tiv mitzuvertreten. Jenaro Flores kam somit die Rolle zu, die 
Bauern für Lohnforderungen der Arbeiter zu mobilisieren, 
umgekehrt erhielten die Bauern bei ihren Forderungen außer 
verbalen Proklamationen keine reelle Unterstützung. Die Fähig- 
keit Jenaro Flores', seinen Sektor zu mobilisieren, wurde da- 
bei verschlissen; damit sank nicht nur seine Anerkennung 
innerhalb der COB, auch seine Legitimität vor den Bauern be- 
gann zu schwinden. Hinzu kam außerdem, daß die Bauern- 
Basis grundsätzlich davon ausgeht, daß jeder Anführer seine 
Position auch für persönliche Bereicherung ausnutzt, ein häu- 
fig berechtigtes Mißtrauen, das sein Regulativ in einer tradi- 
tionellen Rotation der Führungsposten hat. Da sich Jenaro 
Flores an dieses Rotationsprinzip nicht hielt - und de facto 
auch kein Nachfolger da war, der ihn hätte ersetzen können - 
waren die Gerüchte und Unterstellungen gegen seine persön- 
liche Integrität während der letzten Jahre zum Hauptargument 
seiner politischen Gegner geworden, ob berechtigt oder nicht, 
sei dahingestellt. 


Victor Morales, der Hauptwidersacher Genaro Flores', ist 
weder Repräsentant einer ethnischen Gruppe noch einer breiten 
Basisbewegung mit längerer Tradition. Unter der Schirmherr- 
schaft Jenaro Flores' war er auf dem zweiten Bauernkongreß 
im Jahre 1983 zum 2. Mann der CSUTCB gewählt worden. Jenaro 
Flores' Absicht war es gewesen, der CSUTCB mit diesem Mann 
aus dem Osten Boliviens eine größere gesamtnationale Grund- 
lage zu verleihen. Bis dahin vertrat die CSUTCB fast aus- 
schließlich die Interessen der Hochlandbauern. Gleichzeitig 
war es ein politisches Manöver, um die Bauernvertreter aus 
Cochabamba auszuschalten, die als Anhänger der damaligen 
UDP-Regierung den zweiten Führungsposten beanspruchten, 
Victor Morales löste sich dann sehr bald politisch von Jenaro 
Flores und den Kataristen und gründete die "Bauern-Basisbe- 
wegung" (MCB). Während die Kataristen um Jenaro Flores ver- 
suchten, ein ideologisches Gleichgewicht zwischen ethnischen 
und Klassenforderungen zu erhalten, vertritt die "Basisbewe- 
gung" eine orthodox linke Ideologie. In ihrer politischen De- 
klaration wird zwar festgehalten, daß die Bauernschaft "... 
eine Masse mit wachsendem politischen Bewußtsein" sei, 
gleichzeitig wird aber auch unterstrichen, daß sie "... kein 
eigenes politisches Projekt hat und ihre historischen Interes- 
sen ganz einfach mit denen der Arbeiterklasse übereinstimmen". 


Diese ideologische Definition der "Basisbewegung" paßte der 
COB-Führung natürlich viel besser ins Konzept, so daß Victor 
Morales in ihr einen wirksamen Rückhalt fand, um seine Füh- 
rungsrolle zu beanspruchen und Jenaro Flores entgegenzutre- 
ten. Außerdem konnte die "Basisbewegung" in den östlichen 
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Regionen Boliviens auch effektiv viel leichter Fuß fassen, da 
es dort im Unterschied zum Hochland keine Tradition ethni- 
scher Forderungen gibt. Schließlich gelang es Victor Morales 
auch, jene Fraktionen der Katari-Bewegung auf seine Seite 
zu ziehen, die sich mit Jenaro Flores überworfen hatten. Un- 
mittelbar‘ vor der Durchführung des Kongresses gelang 68 
Victor Morales außerdem, einen weiteren Sektor der Bauern“ 
schaft für seine Kandidatur zu gewinnen: die Coca-Produzenten. 
Diese waren im Lauf der letzten Jahre nicht nur zum wirt- 
schaftlich bedeutendsten Teil geworden, auch politisch waren 
sie mit ihrem Kampf gegen die Programme zur Ausrottung der 
Coca-Anpflanzungen zum aktivsten Teil der Bauernbewegung 
geworden. Als hoher CSUTCB-Führer übernahm Victor Morales 
die Interessenvertretung der Coca-Bauern in den Verhandlun- 
gen mit der Regierung und profilierte sich dabei als deren 
erfolgreicher Verteidiger. Trotz des Drucks, dem die Regierung 
seitens der nordamerikanischen Behörden ausgesetzt ist, um 
die Coca-Anpflanzungen zu kriminalisieren und auszurotten, 


‘wurde sie von den Bauern zum Zugeständnis gezwungen, daß 


die Verminderung der Anpflanzungen auf freiwilliger Basis 
geschehen solle und die Regierung die Einführung alternativer 
Anbauten unterstützen würde, Damit gelang es den Bauern, 
die drohende gewaltsame Vernichtung der Coca-Anpflanzungen 
auf unbestimmte Zeit abzuwenden, denn sowohl ein "freiwilli- 
ger" Verzicht als auch ökonomisch reizvolle Alternativen sind 


schlichtweg undenkbar. 


EIN DEBAKEL: DER BAUERNKONGRESS 


Rund 1000 Delegierte aus dem ganzen Land waren versammelt. 
In bisher unbekanntem Maße mischten die verschiedenen linken 
Parteien mit, nicht so sehr, weil sie die politische Bedeutung 
der Bauernschaft höher einzuschätzen gelernt hätten, sondern 
weil sie durch die zahlenmäßige Reduzierung der Arbeiter- 
schaft dringend neue Einflußbereiche suchen. Mangels konkre- 
ter Vorschläge beschränkten sie sich darauf, jeweils einen 
der beiden Caudillos zu unterstützen, wodurch sich die Dis- 
kussion zusätzlich polarisierte. 


Der erste Konflikt, der vom Bauernkongreß gelöst werden sollte, 
war die Frage um die Bauernfrauenorganisation Bartolina Sisa, 
die der CSUTCB angegliedert ist (s. LN 154, S. 25-31). Kurz 
zuvor hatten die Bauernfrauen ihren eigenen Kongreß durch- 
geführt und dabei keine Lösungen ihrer Konflikte (die denen 
der Männer sehr ähnlich sind) gefunden, Im Gegenteil: auch 
in ihrem Fall endete der Kongreß mit einer offenen Spaltung 
und zwei verschiedenen Führungen, die vor dem CSUTCB-Kon- 
greß um Anerkennung buhlten. Das vorläufige Resultat sei 
hier vorweggenommen: jenseits politischer Differenzen sprachen 
sich die Männer dafür aus, daß die eigenständige weibliche 
Bauernorganisation aufgelöst werde und sich die Frauen in 
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die traditionellen (männlichen) Bauerngewerkschaften integrie- 
ren sollten. Die Krise innerhalb der Bauernfrauenorganisation 
ist so groß, daß dem kaum etwas entgegengestellt wurde und 


a Zeit sehr fraglich ist, ob sie überhaupt weiterbestehen 
ird. 


Die Diskussionen in den einzelnen Kommissionen, eigentlich 
nr wesentlichste Teil eines Kongresses, erwiesen sich als sehr 
unfruchtbar. Der Informationsstand der Delegierten reichte im 


allgemeinen nicht aus, Vorschläge (wi ; 
ine : wie Lan i 
konkretisieren. z en 


Der gesamte Kongreß reduzierte sich auf die Wah 

CSUTCB-Führung. Selbst so wichtige Punkte wie ns Be 
die GCORACA (geplant und gegründet als bauerneigenes Instru- 
ment zur Entwicklung der Landwirtschaft) wurden nicht ver- 
tieft, sondern dienten nur als Vorwand, um die Vorwürfe der 
Veruntreuung von Geldern zu lancieren und die Legitimität 


einzelner Bauernführer (insbe i 
sondere Jenaro Flores’! 
zu stellen. ers 


Entgegen der Tradition der lokalen Gewerkschaftsversammlun- 
gen (die gleichzeitig Gemeindeversammlungen sind), Punkte 
auszudiskutieren, bis ein Konsens gefunden ist, mußte zur 
Abstimmung und somit zu einer weiteren Polarisierung der zer- 
strittenen Fraktionen übergegangen werden. Jenaro Flores ge- 
wann die erstmals geheimen Wahlen dank der Unterstützun 
der vorwiegend traditionelleren und ethnisch bewußteren Ren 
gionen und Delegierten. Der Block um Victor Morales bean- 
spruchte daraufhin den zweiten Posten in der CSUTCB-Führun 

vergeblich. Der Großteil der unterlegenen Fraktion verließ 
daraufhin vorzeitig den Kongreß, um damit die Legitimität 
der Abstimmungsergebnisse sowie des Kongresses insgesamt zu 
untergraben. Victor Morales warf seinen Gegnern dabei insbe- 
sondere vor, sie hätten mit Regierungsgeldern Stimmen ge- 
kauft, ein Vorwurf, der den gesamten Kongreß ungülti 
machen würde, wenn er bewiesen werden könnte. ö 


Ebenso wie die Bauernfrauenorganisation die GSUTCB als über- 
geordnete Organisation zum Schiedsrichter aufgerufen hatte 
wurde nun die Entscheidung um die Legitimität des Bauern- 
kongresses dem COB-Kongreß übertragen. Mit der politischen 


Niederlage der bisherigen COB-Führung (ein Bündnis der lin- 
ken „Abspaltungen der MIR und PC um den alten Gaudillo 
Lechin, dem auch die "Basisbewegung" zugehört) mißlang der 
Versuch, den Bauernkongreß für ungültig zu erklären. Ein 
wichtiges Argument dabei war, daß das Prinzip der gewerk- 
schaftlichen Demokratie gewahrt bleiben sollte, um zu verhin- 


dern, daß Minderheiten durch Ausz j i ö 
Kanne ug die Mehrheit erpressen 


Tr —— Ss 


Mit der Anerkennung des Bauernkongresses und der neuen 
Führung mit Jenaro Flores an der Spitze durch den COB-Kon- 
greß ist die Krise der Bauernbewegung jedoch noch lange 
nicht überwunden. Die Autorität eines GOB-Kongresses ist zwar 
dermaßen groß, daß. Victor Morales! "Basisbewegung" es sich 
nicht erlauben könnte, eine parallele Führung zu proklamieren. 
Jenaro Flores und den Kataristen wird es jedoch sehr schwer 
fallen, das in den letzten Jahren eh geschwundene Vertrauen 
in die CSUTCB wiederzugewinnen, wenn ihre politischen Gegner 
im gleichen Stil wie bisher ihren Kampf weiterführen. Unter 
diesen Umständen wird es für die Kataristen noch schwieriger 
sein, die notwendigen selbstkritischen Diskussionen und Neu- 
definitionen mit der Bauernbasis zu führen. Gelingt dies je- 
doch nicht, wird es in absehbarer Zukunft nicht nur zu einer 
neuen Bauernführung kommen - die große Gefahr ist vielmehr, 
daß die gesamte Bauernbewegung sich in internen Konflikten 
aufreibt. Zweifelsohne, für die MNR-Regierung und auch für 
die folgenden wäre dies äußerst wünschenswert. 
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KOLUMBIEN 


Violencia - die alltäglliche Gewalt 


Die Präsenz von Militär und Polizei ist heute ausgeprägter 
als noch vor drei Jahren. Als Kolumbienreisender muß man 
sich nicht mehr in abgelegene Guerillazonen des Cauca, Mag- 
dalena Medio oder Caquetä begeben, MP-behangene Militär- 
und Polizeitruppen sind an strategischen Gebäuden der Zen- 
tren Bogotä, Medellin und Cali postiert, sie bewachen Privat- 
wohnungen von Militäroberen, Regierungsbeamten, Richtern 
und Journalisten. Und sie bilden nur die sichtbare Spitze 
eines größeren Heeres von privaten und Öffentlichen Leib- 
wächtern, die ihre Aufgabe, das Leben von Maffiabossen, 
Parlamentariern der linken Uniön Patriötica (UP), Justizmini- 
stern und Großgrundbesitzern zu schützen, oft nicht erfüllen 
können. 


Es ist nichts Besondres, daß sich in der Deutschen Schule in Cali 
Polizeiagenten der F-2 bei festlichen Anlässen unter die Gäste mi- 
schen, um die Kinder gefährdeter Eltern vor Entführungen zu bewah- 
ren. 

Hatten Kolumbianer schon immer gerne alle Art von "Pistolero”-Ge- 
schichten verbreitet, so nehmen die Schreckensberichte aus erster 
Hand, über eigene Erlebnisse und Vorfälle in der Nachbarschaft, neuer- 
dings makabere Züge an. Ein Leben zählt kaum noch etwas. Die 
alltägliche Gewalt verlangt den Menschen viel ab. Sie sind gezwungen 
mit ihr auszukommen, sie soweit möglich zu verdrängen. Dies gelingt 
jedoch kaum. Die Angst schreibt ihnen in den Großstädten vor, wann 
sie sich an welchen Ort begeben können. Die Gewalt ergreift Besitz 
von ihrer Sprache. 


Du gehst durch das Barrio Sucre in der Innenstadt Calis und plötzlich 
erwähnt dein Gegenüber beiläufig, etwas verschmitzt grinsend, daß 
du gerade "die Straße, in der das Leben nichts zählt" passierst. Dein 
verstörter Gesichtsausdruck läßt ihm ein Bischen von dem Gesagten 
zurücknehmen, nein, getötet würde hier vorwiegend nachts, bei Tages- 
licht bestünde kaum Gefahr, 


DER KILLER AUF DEM MOTORRAD 


Der Schwarze Mann ängstigt die kolumbianischen Kinder schon lang 
nicht mehr, wenn sie in Streit geraten drohen sie sich gegenseitig 
"den auf dem Motorrad" zu schicken. "EI de la moto", der "Killer 
auf dem Motorrad", hat sich in das Bewußtsein der Menschen geschos- 
sen. Vom Motorrad aus wurde der kolumbianische Justizminister Lara 
Bonilla 1984 auf der Straße in Bogotä erschossen, von dort aus werden 
amnestierte Ex-Guerrilleros und Homosexuelle von den Todesschwadro- 


nen niedergestreckt. Killer, unter ihnen auch Frauen, sind vielbeschäf- 
tigt. Je nach Wert des Opfers bemißt sich der "Henkerslohn". Einem 
Bauern aus der Nähe Medellins, dessen Bruder bei einer gewalttätigen 
Auseinandersetzung in einer Dorfkneipe erstochen wurde, rät ein 
Nachbar die Angelegenheit doch "privat" zu erledigen, da der Mörder 
bekannt wäre, aber kaum Aussichten bestünden, die Tat gerichtlich 
zu ahnden, da der Täter Verwalter auf der Finca eines pensionierten 
Militärs und von diesem protegiert sei. 20.000 hätte dem Nachbarn 
eine "schnelle Lösung" in einem vergleichbaren Fall gekostet. Dies 
entspricht in etwa einem monatlichen Mindestlohn, und kommt umge- 
rechnet ca. 150 DM gleich. 


Der "sicario" (Killer) von heute hat andere Eigenschaften als der 
"päjaro" der Jahre 1948-58, genauso, wie die gegenwärtige violencia 
nicht einfach eine Verlängerung der "klassischen" violencia der endvier- 
ziger und fünfziger Jahre ist, die als Krieg zwischen Liberaler und 
Konservativer Partei rund 200.000 Tote forderte. Obwohl die "pajaros", 
genauso wie die heutigen Killer, auf Bestellung gegen Bares töteten, 
mordeten sie nicht indiskriminiert, sondern ihre Taten waren einge- 
bunden in die Parteienkonfrontation und ihr Handeln zusätzlich von 
der Loyalität gegenüber einer der Parteien oder einem der lokalen 
Parteiführer motiviert. Das Handeln des "Killers auf dem Motarrad" 
ist weder von politischen noch von "ethischen" Überlegungen geleitet, 
sondern wird ausschließlich von dem zu erwartenden "Sold" bestimmt. 


Das heißt jedoch nicht, daß hinter dem "schmutzigen Krieg" der heute 
gegen UP-Mitglieder, Aktivisten sozialer Bewegungen, vermeintliche 
Sympathisanten der Guerrilla und gegen kritische Intelektuelle geführt 
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wird, kein System steckt. Es war Anfang der 80er Jahre zuerst die 
paramilitärische Gruppe MAS (Tod den Entführern), die von Killern 
auf Motorrädern mißliebige Personen eliminieren ließ. Eine Zusammen- 
arbeit zwischen Militär und diesem Todesschwadron wurde 1983 vom 
Generalsstaatsanwalt bestätigt, der 53 Namen von aktiven Militärs, 
die in MAS-Handlungen verstrickt waren, veröffentlichte, 


DIMENSIONEN DER VIOLENCIA 


In einer vom Innenministerium in Auftrag gegebener, und im Juni 
diesen Jahres von einer Kommission von Sozialwissenschaftlern ver- 
dener Universitäten vorgelegten Studie, werden mehrere Formen der 
violeneia unterschieden: 


- Gewalt, die von kriminellen Organisationen gegen Paiitiker, Journa- 
listen und Privatpersonen ausgeübt wird; z.B. die mit dem Drogenhan- 
del verbundene violencia (Verteidigung der Kokafelder, Verteilungs- 
kämpfe, Ausschaltung unbequemer Politiker, Richter und Journalisten); 


- Gewalt, die von der Guerrilla ausgeht und gegen den Staat gerichtet 
ist; Gewalt der Guerrilla gegen Private zum Zwecke der Geldbeschaf- 
fung; Repressalien gegen vermeintliche Kollaborateure der Militärs; 


- Gewalt, die unter Verstoß gegen die etablierte Rechtsordnung, von 
Saatsorganismen ausgeht; Violencia gegen soziale Bewegungen, gegen 
ethnische Minderheiten etc.; 


- Gewalt, die von paramilitärischen Gruppen verübt wird und sich 
gegen vermeintliche Unterstützer der Guerrilla, oder gegen, nach 
ihrer Einschätzung, moralisch verwerfliche Subjekte der Gesellschaft 
(Homosexuelle, Prostituierte, Drogenabhängige und Bettler) richtet; 


- Gewalt, die von Privaten ausgeht. 


Der Untersuchungsbericht unterscheidet zwischen politischer, sozio-- 
ökonomischer, sozio-kultureller violencia und der Gewalt aufgrund 
von Bodenbesitzkonflikten. All diese Formen der Gewalt werden durch 
eine "Violencia-Kultur", die sich über die Familie, die Schule und 
die Medien reproduziert, verstärkt. 


WIE IST DER GEWALT BEITZUKOMMEN? 


Als Empfehlung leiten die Wissenschaftler aus ihrer Analyse ab, daß 
auf der Ebene der Familie eine grundlegende Umbewertung der Bezie- 
hung zwischen den Geschlechtern und den Generationen eingeleitet 
werden müßte, und daß die Betreuung von Jugendlichen und Familien 
durch Sozialeinrichtungen auszuweiten wäre. Der Staat müßte anerken- 
nen, daß Kolumbien ein multiethnisches Gebilde ist und der sozio-kul- 
turellen Diskriminierung von Indianern und Schwarzen abschwören, 
Der Dialog mit allen Guerrillagruppen, auch mit jenen, die sich gegen- 
wärtig nicht an den Waffenstillstand gebunden fühlen, sollte wieder 
aufgenommen werden. 

Es wäre notwendig einen Prozeß der Entmilitarisierung der öffentlichen 
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Institutionen einzuleiten, d.h., der Einfluß der Militärs in Justiz, Ver- 
waltung und in politischen Ämtern (z.B. Verteidigungsministerium), 
der sich in den letzten 30 Jahren Ausnahmezustand herausgebildet 
hat, sollte zurückgedrängt werden. 

Die Politik gegenüber dem Drogenhandel sollte darauf abzielen, die 
Umstände, die diese Aktivität attraktiv machen zu verändern, und 
nicht die in den Anbau und Drogenhandel Verwickelten physisch auszu- 
rotten. 

Des weiteren scheint es der Kommission notwendig, den exzessiven 
Zentralismus durch eine Neugestaltung der Beziehung zwischen Staat 
und Regionen abzubauen. Den Gemeinden sollte mehr Entscheidungsge- 
wicht verliehen werden und auf lokaler Ebene mehr demokratische 
Partizipation zugelassen werden. Regionale Agrarreformpläne, die 
bereits von der "Dialogkommission" der Regierung Betancur unterbrei- 
tet wurden, sollten übernommen und konkretisiert werden, 


Diese Empfehlungen stellen nur eine Auswahl der zu jedem Problembe- 
reich sehr detailliert ausgeführten Vorstellungen der Kommission dar, 
Es werden in ihnen jedoch Schlüsselprobleme der kolumbianischen 
Gesellschaft angesprochen, deren Lösung weitreichende politische Ent- 
scheidungen auf den unterschiedliichen Ebenen erfordern, um eine 
soziale, ökonomische, kulturelle und politische Erneuerung des Landes 
einzuleiten. 


SCHWARZE LISTEN 


Am 25. August 1987 haben Vertreter der Uniön Patriötica (UP), 
einer Partei, die sich nach dem Waffenstillstand der FARC-Guerrilla 
mit der Regierung Betancur 1984 aus derem und dem Spektrum 
der Kommunistischen Partei konstituierte, dem Generalstaatsanwalt 
Carlos Mauro Hoyos eine Schwarze Liste von 34 Todeskandidaten 
übergeben. Die UP aus deren Reihen seit 1985 453 Personen, 
unter ihnen mehrere Parlamentarier, von Killern umgebracht wurden 
gibt an, daß Guerrilleros der FARC die Todesliste bei einem Mit- 
glied des Geheimdienstes des Militärs beschlagnahmt haben. In 
der Liste tauchen Schriftsteller, Gewerkschaftsaktivisten, Menschen- 
rechtsvertreter, Anwälte politischer Gefangener, ein Priester, 
zwei Generäle a.D, und der am selben Tage der Aushändigung 
der Liste in Medelfin ermordete Hector Abad auf (vgl. Aufrecht 
und menschlich). 


Nach Meinung der UP handelt es sicn bei der Entfesslung des 
"schmutzigen Krieges", der argentinische Dimensionen annimmt, 


um den Versuch, jegliche linke und fortschrittliche Opposition 
sowie kritische Interlektuelle auszurotten, und die ersten direkten 
Bürgermeisterwahlen, die für März 1988 angesetzt sind, zu sabo- 
tieren. 


Inzwischen haben sich verschiedene, auf dieser und anderer Ab- 
schußlisten rechtsextremer Todesschwadrone stehende Personen, 
mit einem Hilferuf an den Präsidenten Virgilio Barco gewandt. 
Unter den Unterzeichnern finden sich unter anderem der Ex-Außen- 
minister und Vorsitzende des Menschenrechtskomitees, Alfredo 
Väzquez Carrizosa, der ehemalige Generalstaatsanwalt Carlos 
Jimenez Gömez, sowie mehrere Gewerkschaftsfunktionäre und 
Parlamentarier der UP, 

Einige der Betroffenen haben sich nach Bekanntwerden der Schwar- 
zen Liste bereits ins Ausland abgesetzt. Der Journalist und Mitar- 
beiter der Tageszeitung "EI Espectador”, Jorge Child, dessen Name 
ebenfalls in der Liste auftaucht, schreibt: "Was wir heute in 
Kolumbien erleben, ist kaltblütiger paramilitärischer Terrorismus 
(..), der Versuch, jegliche linke Partei auszulöschen. Im Rahmen 
dieses Vernichtungsplanes gibt es eine Liste von Personen, von 
denen viele nichts mit linken Parteien zu tun haben. Das einzige 
was sie machen ist gegen Denunziantentum anzukämpfen und ein 
System der absoluten Armut, unter der heute mehr als die Hälfte 
der kolumbianischen Bevölkerung leidet, zu kritisieren." 
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Violencia ist nicht nur politisch motivierte Gewalt. Es ist nich sosehr 
der Kampf gegen den Staat, als vielmehr der tägliche Überlebens- 
kampf, der die sozialen Umgangsformen prägt und die alltäglichen 
Gewaltexplosionen hervorbringt. Es ist die soziale, politische und 
kulturelle Ausgrenzung und Diskriminierung, die die Gewalt alimentiert. 
Nur strukturelle Refomen, die die Befriedigung elementarer Lebensbe- 
dürfnisse für die Bevölkerungsmehrheit zulassen und eine politische 
Mitentscheidung in den verschiedenen sozialen Sphären erlauben, sind 
dazu angetan, den moralischen Zersetzungsprozeß der kolumbianischen 
Gesellschaft aufzuhalten und der Gewalt Einhalt zu gebieten. Für 
die Repräsentanten des Staates scheint .ein Violencia-Problem gegen- 
wärtig nur in Zusammenhang mit der Guerrilla und dem Drogenhandel 
zu bestehen. Dem versucht man mit militärischen Maßnahmen beizu- 
kommen. 


Wareh zu Anfang der Regierung Belisario Betancur (1983) noch Hof- 
fnungen auf eine "demokratische Öffnung" und auf einen Dialog zwi- 
schen den verschiedenen politischen Kräften des Landes möglich, 
so konnten sich Vorstöße in die Richtung einer pclitischen Verständi- 
gung im Laufe der Amtsperiode (1983-86) nicht durchsetzen. :Das 
Massaker im Justizpalast markierte den entgültigen Wendepunkt von 
einer auf Verständigung gerichteten Politik hin zur rohen Gewalt. 
Während der Regierung Barco hat sich die Situation weiter verschlech- 
tert. Ein noch aus der Amtszeit Betancur stammendes Gesetz, das 
zum ersten mal die direkte Wahl der Bürgermeister garantieren soll 
(bisher wurden sie vom Gouverneur und dieser vom Präsidenten er- 
nannt), und damit Hoffnungen auf mehr likale Demokratie erweckt, 
scheint schon im Vorfeld der Wahlen ein Massaker an Politikern der 
UP, die sich in einigen Regionen gute Wahlchancen ausrechnen, pro- 
duziert zu haben (vgl. Schwarze Listen). 


Daß der kolumbianische Innenminister durch die Konsultierung kriti- 
scher Sozialwissenschaftler eine "nationale Debatte über Gewalt" 
einleiten möchte scheint begrüßenswert. Ob sich von den Empfehlungen 
dieser Komission jedoch etwas in konkrete Politik umsetzen wird 
ist mehr als zweifelhaft. Sicher die falsche Antwort auf die gegen- 
wärtige Gewalteskalation, ist jedoch ein Verbot des Imports von Motor- 
rädern und die Proklamation den Bürgern von Medellin den Gebrauch 
von Maschinenpistolen zu untersagen (vgl. Maßnahmen gegen die vio- 
lencia). 


Quellen: 

Gonzalo Sänchez G. y otros: Colombia, Violencia y Democracia. 
Informe presentado al Ministerio de Gobierno, Bogotä 1987 

Cinep: Enforme de Americas Watch. Los Derechos Humanos en Colo- 
mbia durante el Regimen Barco. Bogotä 1987 


MASSNAHMEN GEGEN DIE VIOLENCIA 


Auf die jüngsten Gewalteskalationen reagierte der kolumbianische 
Präsident Virgilio Barco am 27, August mit der Verabschiedung 
eines Dekrets. Als wichtigste Punkte tauchen darin auf: 


- die Erhöhung der Zahl der für kriminelle Delikte zuständigen 
Richter und die Erlaubnis auch außerhalb ihres Amtsbezirks tätig 
werden zu können, um so lokale Pressionen von Straftätern auf 
Richter abzuschwächen; 

- ein Importverbot für (Hochgeschwindigkeits-) Motorräder; 

- ein Verbot für die Bevölkerung von Medelfin Maschinenpistolen 
zu benutzen; 

- eine Machterweiterung für die Militärs im ganzen Land; 

- und ‘das Angebot von Belohnungen bis zu 1000 US-Dollar für 
Hinweise zur Aufklärung von Gewaltverbrechen. 


Für das Recht 
auf Leben 


Violencia - die politische Gewalt 


Das folgende auszugsweise widergegebene Interview wurde 
anläßlich eines Besuchs des kolumbianischen Rechtsanwalt 
und Universitätsprofessor Eduardo Umana Mendoza in der BRD 
im Juli 1987 geführt. Umana M. hat in seiner Eigenschaft 
als Verteidiger politischer Gefangener und als Anwalt der Be- 
troffenen des Vulkanausbruchs des Nevado del Ruiz wiederholt 
Menschenrechtsverletzungen durch staatliche Organe ange- 
klagt, und auf die Gefahren einer sich ausweitenden Privat- 
Justiz durch paramilitärische Gruppen hingewiesen. Als er 
kürzlich von einer Europareise, auf der er auf Einladung 
von Kirchengruppen mehrere Vorträge über die aktuelle Men- 
schenrechtssituation in Kolumbien hielt, nach Bogotä zurück- 
kam, empfing ihn die Tageszeitung "EI Tiempo" auf ihrer Ti- 
telseite mit der Diffamierung, er habe als "diplomatischer 
Vertreter" der Guerillaorganisation FARC im Ausland die ko- 
lumbianische Regierung schlecht gemacht. Dies ist ein Um- 
stand, der im heutigen Kolumbien einer Freigabe zum Abschuß 
gleichkommt. Amnesty International beschuldigte "EI Tiempo! 
daraufhin einer "direkten Todesdrohung'” gegen den engagier- 
ten Rechtsanwalt. 


F: Das Nationale Institut für Gesundheit kommt in einer Studie von 
1981 zu dem Ergebnis, daß in Kolumbien für Männer zwischen 15 
und 44 Jahre Mord und Totschlag die häufigsten Todesursachen sind. 
In den letzten Jahren hat die Gewalt in der kolumbianischen Gesell- 
schaft noch zugenommen. In bestimmten Regionen des Magdalena 
Medio ist man wegen der in den Flüssen treibenden Leichen schon 
um die Wasserqualität besorgt. Wer ist für diese Gewalteskalation 
verantwortlich? Wer bringt wen um? 

A: Es gibt vielerlei Ansätze die violencia zu analysieren, hauptverant- 
wortlich dafür sind jedoch die miserablen Verhältnisse in denen das 
kolumbianische Volk lebt, und die es zwingen, auf die eine oder andere 
Art, zu reagieren. Als Antwort darauf versuchen dann staatliche, und 
einige kriminelle private Organisationen, die Probleme dadurch 
aus dem Weg zu räumen, daß sie im Volk verankerte, in Regional- 
und Volksbewegungen aktive Leute, Gewerkschafts- und Bauernführer, 
Oppositionspolitiker, Vertreter von Menschenrechtsorganisationen und 
Guerrilleros ermorden. Gewalt und Tod haben politische Ursachen. 
Die violencia hat sich verschärft und ausgeweitet, und trägt heute 
in Zusammenhang mit der Unsicherheit in den Großstädten, vor allem 
in Cali und Medellin, faschistische Züge. Kleinen Verbrechern, Bettlern 
und Gamines werden keine Unterstützungsmaßnahmen angeboten, son- 
dern man läßt sie von paramilitärischen Gruppen, die von den Ober- 
klassen dieser Städte unterhalten werden, aus dem Weg räumen, d.h. 
auf der Straße erschießen, 
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ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN STAATLICHEN ORGANEN UND 
PARAMILITÄRS 


F; Einem Bericht von a.i. zufolge wurden in den ersten sechs Monaten 
des Jahres 1986 mehr als 600 Personen von Militär, Polizei oder 
von Zivilen die mit den Ersteren zusammenarbeiten festgenommen 
und umgebracht.Was bedeutet es, wenn in diesem Zusammenhang von 
Zivilen die Rede ist? 

A: Einerseits werden illegale Aktionen der regulären Kräfte (Militär 
und Polizei) mit Aktionen paramilitärischer Gruppen, die aus Zivilper- 
sonen bestehen, die von Großgrundbesitzern oder Industriellen bezahlt 
werden, kombiniert und ergänzt. Andererseits haben Teile der kolumbi- 
anischen Oligarchie, angesichts der angespannten Lage in der sie 
sich befinden, richtiggehend Zivilheere eingerichtet. Mit dem Einver- 
ständnis hoher Staatsautoritäten, werden von diesen Personen hinge- 
richtet, die sie als subversiv oder gefährlich betrachten, und die 
möglicherweise die herrschende Ordnung, die lediglich den Großgrund- 
besitzern und der Oligarchie dient, verändern könnten. 


F: Gibt es Beweise für diese Zusammenarbeit von Militär und paramili- 
tärischen Gruppen? 

A: Ja, es gibt überzeugende Beweise dafür. Es existieren verschiedene 
Fälle in denen sogar staatliche Institutionen wie die Generalstaatsan- 
waltschaft, die für die Kontrolle der öffentlich Beschäftigten zuständir 
ist, Anklage sowohl gegen Militärangehörige, als auch gegen Zivilt, 
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aıe ım Dienst des Milıtärs stehen, erhoben haben. Zum Beispiel wurden 
vor kurzem mehrere Polizeioffiziere angeklagt, drei Studenten der 
Universidad Nacional und der Distriktsuniversität von Bogotä vor 
einigen Jahren verschwinden lassen zu haben. Die Untersuchung ergab, 
daß Verhaftung, Verhör, Folterung und das spätere Verschwinden der 
Studenten von den Offizieren zu verantworten ist. 

In einem anderen Fall kam vor kurzem ein Mann in meine Anwaltspra- 
xis und gab mir Informationen - diese wurden später an den Innenmini- 
ster weitergeleitet - denen zufolge er von Militärstellen der Brigade 
von Antioquia als Privatperson angeheuert war, um bestimmte Leute, 
wie Gewerkschaftsführer und Menschenrechtsvertreter, in der Stadt 
Antioquia zu ermorden. 


F: Wie findet die Zusammenarbeit konkret statt? 

A: Das Zusammenwirken gestaltet sich je nach Region und Situation 
unterschiedlich. Zum Beispiel gab es in dem genannten Fall der ver- 
schwundenen Studenten eine Zusammenarbeit zwischen einem Herrn 
Namens Y. Alvarez, der inzwischen wegen Drogendeliktenan die USA 
ausgeliefert wurde, mit den erwähnten Polizeioffizieren. Die Studenten 
wurden verdächtigt einige Personen aus dem Umkreis Jes Herrn 
Alvarez und seiner Kinder entführt zu haben. Daraufhin bot der Dro- 
genhändler dem F-2 (Geheimdienst der Polizei) einige "wirtschaftliche 
Zuwendungen zur Beschleunigung der Untersuchung" an. Der F-2 brach- 
te daraufhin seinen Apparat in Gang, um die Studenten zu suchen, 
zu verhören, zu foltern und schließlich verschwinden zu lassen. 


WENIG KLARHEIT ÜBER DIE EREIGNISSE IM JUSTIZPALAST 


F: Im November 1985 besetzten Mitglieder der Guerrillagruppe M-19 
den Justizpalast im Zentrum Bogotas. Die Aktion endete in einem 
Blutbad. Militäreinheiten stürmten das Gebäude, wobei ca. 100 Men- 
schen, unter ihnen Il der 13 obersten Richter des Landes und der 
Präsident des Gerichtshofes, zu Tode kamen. Ist es bis heute gelungen 
Klarheit darüber zu erhalten, was im Justizpalast während der Ge- 
fechte passiert ist? Zu welchem Ergebnis gelangten die eingeleiteten 
Untersuchungen? 

A: Trotz der mannigfaltigen Probleme die es bei den Untersuchungen 
über die Vorfälle im Justizpalast, und speziell bei der Klarstellung 
der Rolle die dabei verschiedene hohe Staatsfunktionäre spielten, 
gab, gehen die Nachforschungen weiter. Um es in Ziffern auszudrücken 
könnte man sagen, daß von 100% der Wahrheit bisher ca. 1% bekannt 
ist, und daß von 100% der möglichen Untersuchungen bisher nicht 
mehr als 0,5% durchgeführt wurden, 

Zweifellos läßt jedoch das wenige das man hat - der quantitative 
Umfang dagegen ist riesig, alleine die für die Untersuchung offiziell 
zuständige Kommission hat bisher 65.000 Seiten produziert - einiges 
sichtbar werden: 


- z.B., daß die vom Militär gegen den besetzten Justizpalast abgefeu- 
erten Raketen in der näheren Umgebung des Einschlages kurzzeitig 
eine Hitze von bis zu 3200 Grad entwickelten; 
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General Vargas Villegas vor dem Justizpalast mit der Pistole in der Hand 


- daß Angestellte im Justizgebäude festgenommen wurden und nicht 
wieder auftauchten; 
- daß zumindest eine Guerrillera unverletzt von Sicherheitskräften 


festgenommen wurde, um sie an einen unbekannten Ort zu bringen. 
Bis heute fehlt jede Spur von ihr. 


- daß der damalige Präsident Belisario Betancur es war, der den 
Befehl zur Einleitung der militärischen Aktion gab und daß die Opera- 
tion während der gesamten Dauer, abgesehen von rein logistischen 
und technischen Aspekten, unter seiner Kontrolle stattfand; 

- daß von Seiten der Armee Leichenschändung begangen wurde, und 
daß man sich an der Kasse der Cafeteria des Justizgebäudes vergriff; 

- daß das speziell zur Untersuchung der Vorgänge eingerichtete Tribu- 
nal Falschinformationen verbreitete, indem es Personen, die noch 
am Leben waren, für tot erklärte (...); 
o daß die Geschosse ‚die man in den Körpern von Zivilpersonen fand 
nicht aus den Waffen der Guerrilleros stammten; 

und eine Reihe anderer Umstände, 


be) 
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MAN KANN NICHT ALLE VON DENEN GEWALT AUSGEHT IN 
EINEN TOPF WERFEN 


F: Man könnte zusammenfassend sagen, daß die gegenwärtige Situation 
in Kolumbien von einer Verallgemeinerung der Gewalt gekennzeichnet 
ist. Militär und paramilitärische Gruppen verhängen in einem Akt 
von Privatjustiz tagtäglich die Todesstrafe über Oppositionelle. Die 
Todesschwadrone töten in der Stadt Cali, aber nicht nur dort, bei 
ihren sogenannten "Säuberungsaktionen" kleine Diebe, Prostituierte, 
Homosexuelle und Gamines. Das bevorzugte Kommunikationsmittel 
der Mafia ist die Maschinenpistole, und schließlich kommt es vor, 
daß einzelne Guerrillagruppen, Bauern oder Aussteiger ihrer Bewegung 
umbringen. 

Welche ermutigenden Kräfte siehst Du im heutigen Kolumbien? 

A: Deine Frage impliziert eine Position, d.h. es handelt sich um 
keine Frage, sondern um eine politische Analyse auf die einzugehen 
eine grundlegendere Betrachtung erfordern würde. Zum Beispiel die 
Anschuldigung, daß die Guerrilla Bauern umbringt: soweit mir bekannt 
ist, ermordet die Guerrilla, selbst den Informationen der Regierungs- 
stellen zufolge, im allgemeinen keine Bauern, Ich weis nichts davon, 
aber wenn du das erwähnst, weist du sicher mehr darüber. Ich möchte 
noch einmal hervorheben, daß eine Antwort auf diese Frage einer 
eingehenderen Analyse bedürfte. Es handelt sich um eine ausschließende 
Frage, d.h., wenn man alle in einen Topf wirft, Drogenhändler, Para- 
militärs, Militärs und Guerrilla, wie dies z.B. der Leitartikler Enrique 
Santos Calderon von der Zeitung "EI Tiempo" tut, dann greift die 
Analyse zu kurz. Ich denke z.B., daß die Guerrillabewegung einen 
Weg darstellt, der historisch betrachtet es einem Volk erlaubte sich 
mittels des bewaffneten Kampfes einem Staat zu widersetzen, der 
die Mehrheit der Bevölkerung in miserablen Bedingungen hält. Eine 
große Zahl von Personen hat durch die Option des Guerrillakampfes 
seit den 60er Jahren zumindest eine noch stärkere Repression gegen- 
über dem kolumbianischen Volk verhindert. Große Teile der bäuerlichen 
Bevölkerung und verschiedene städtische Sektoren sehen in der Guerri- 
llabewegung eine Hoffnung auf eine bessere Zukunft. Diejenigen, 
die die Guerrilla nur als einen weiteren Bestandteil der allgemeinen 
Gewalt sehen und nicht als Ergebnis der institutionellen violencia 
sind vor allem die dominanten Klassen. 


a 
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AUFRECHT UND MENSCHLICH 


Hector Abad Gömez - ein Mann, der sein Leben der Verteidigung 
der Menschenrechte widmete. 


Es war fünf vor sechs am Nachmittag des 25. August, als H&ctor 
Abad Gömez seinen Arbeitstag beendete. An diesem Nachmittag 
hatte er wiederholt eine Bittschrift der Bewohner des Stadtviertels 
Villa Guadalupe durchgelesen, das er einige Tage zuvor im Rahmen 
seiner Wahlkampagne für das Bürgermeisteramt der Stadt Medellin 
besucht hatte. Seine Arztpraxis hatte sich nach seinem Ausscheiden 
als Professor der Universität von Antioquia zum Wahlkampfbüro 
sowie zum Sitz des Komitees zur Verteidigung der Menschenrechte 
verwandelt. Um diese Zeit traf dort Leonardo Betancur ein, ein 
ehemaliger Schüler von ihm und ebenso wie er Professor für Medi- 
zin und einer seiner Mitstreiter für die Sache der Menschenrechte. 
In jenem Augenblick setzten sie ihre Unterschriften, welche die 
letzten ihres Lebens sein sollten, unter ein Kommuniqu& das später 
von den anderen Mitgliedern des Komitees unterschrieben werden 
sollte und worin die jüngsten Gewalttaten angeprangert wurden. 
Das Dokument blieb auf dem Schreibtisch von Abad liegen, neben 
dem Buch der "Violentölogos" (der Gewaltologen), das er bis zur 
Hälfte gelesen hatte, Die beiden Ärzte entschlossen sich, zwei 
Straßen weiter, bis zum Sitz der Vereinigung der Lehrer Antioquias 
(Adida) zu gehen, wo die Leiche des Päsidenten von Adida, Luis 
Felipe Velez, welcher an jenem Ort am Morgen dieses schmutzigen 
Dienstags ermordet worden war, aufgebart lag. 


Als sie dort ankamen, war die Leiche bereits zum Leichenschauhaus 
von Medellin gebracht worden, und die Beiden traten nach kurzem 
Aufenthalt in dem Gebäude wieder auf die Straße. 

In diesem Augenblick stiegen zwei Jugendliche, die laut Zeugenaus- 
sagen schon seit einigen Stunden den Ort umrundeten, von ihrem 
Motorrad und eröffneten das Feuer auf die Ärzte. Abad fiel augen- 
blicklich, Betancur aber konnte reagieren und flüchtete sich ver- 
letzt in das Gebäude der Lehrervereinigung. Die Mörder jedoch 
folgten ihm und schossen von neuem. Danach ergriffen sie die 
Flucht, feuerten aber dabei noch wild mit dem Maschinengewehr 
um sich, so daß sie zwei weitere Passanten verletzten. 


Eine Stunde später, als in den Fernseh-Nachrichten über die drei 
Morde berichtet wurde, welche am selben Ort innerhalb von I1 
Stunden geschehen waren, wurde die Öffentlichkeit, die durch 
die täglichen Morde abgestumpft ist, mit einem Archivbild eines 
der Opfer aufgerüttelt: Ein gutgekleideter älterer Herr, eine Pro- 
testtafel in der Hand, und wie viele Studenten an einem Marsch 
für die Achtung des Lebens, der am 19. August in Medellin statt- 
fand, teilnehmend. Aber nicht nur seine respektierliche Gestalt 
beeindruckte, Seine Worte, ohne jegliche politische Färbung, forder- 


ten "das Recht auf Freude, Glück und dieses Wunderbare, welches 
das menschliche Leben darstellt", und hinterließen das Gefühl, 
daß es sich nicht nur um irgend einen Toten mehr handelte. 

Und es war nicht nur ein Gefühl, seine Gestalt und seine Worte 
waren die Synthese einer Person, die aufgrund des Arztberufes, 
der Hingabe an die Wissenschaft, der Ablehnung jeglichen Fanatis- 
mus, eines Lebens, welches der Verteidigung des Lebens gewidmet 
war. Es gab keinen Streik, keinen Protest der Bevölkerung oder 
der Studenten, keine Besetzung von Kirchen oder von öffentlichen 
Gebäuden, zu denen H&ctor Abad nicht als Schlichter zwischen 
den Parteien (von Rechten und von Linken) gerufen wurde, denn 
er war ein Mann, der über allen Verdacht der politischen Einseitig- 
keit erhaben schien. Diese Anerkennung und Glaubwürdigkeit, die 
er in allen Teilen der Bevölkerung genoß, hielten ihn weitab von 
der Möglichkeit, ein Opfer des "schmutzigen Krieges" zu werden. 
Trotz seines ständigen Kontaktes mit der Gewalt schien er nicht 
um sein eigenes Leben zu fürchten. Als man ihm am Montag 
vor seinem Tod mitteilte, daß sein Name auf einer der Schwarzen 
Listen stand, reagierte er gelassen und mit schwarzem Humor: 
"Ich wußte nicht, daß ich auf einer dieser Listen auftauche, aber 
ich fühle mich sehr geehrt, neben so herausragenden Persönlich- 
keiten zu stehen". 


(aus "Semana" Nr. 278, 1.-7. Sept. 1987) 


no, 0jjo Comunion, 
pero casi es 
Lo mısmo! 


Hat er Komnunismus gesagt? 
Nein, er hat Kommunion gesagt, aber das ist fast. das gleiche. 
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CUBA 


Glaube, Hoffnung und Fidel Castro - 
Schwarze Magie in katholischen Kirchenmauern 


Hoch über der cubanischen Hauptstadt Havanna thront eine riesige 
Christusstatue. Der segnende Jesus steht momentan in einem Bauge- 
rüst, Zum ersten Mal seit gut einem Vierteljahrhundert bekommt 
er von dem revolutionären -— und erklärtermaßen atheistischen - 
Regime Fidel Castros wieder einen neuen Farbabstrich. Symbol 
der Versöhnung zwischen Kirche und Staat auf Cuba? Aber was be- 
deuten Kirche und Glauben eigentlich noch für die Bewohner dieser 
karibischen Insel? 


Wir schreiben das Jahr 1687, als am Sonntag, dem dritten März, 
ein einfacher Pilger mit einer bescheidenen Bitte bei Pedro Recio 
de Oquendo, dem Eigentümer und Bewohner des Grund und Bodens um 
die Mole des Stadtviertels Regla von Havanna, anklopft. Die Bitte 
lautet, genau auf dem Ende dieser Landzunge eine Kirche errichten 
zu dürfen. Freigiebig und fromm wie er ist, stimmt Pedro sofort 
zu. Noch im selben Jahr vollenden die Bewohner des Stadtviertels 
mit vereinten Kräften ihr Gotteshaus, die Kirche Nuestra Senora 
de Regla. 


Weit weg und lange davor hatte der Heilige Augustinus in einem 
algerischen Kloster eine Vision. Darin erschien ihm die Jungfrau 
Maria in Gestalt einer Negerin. So begann das Leben der Schwarzen 
Madonna. Kurz darauf wurde sie bereits in der südspanischen Stadt 
Cädiz verehrt, lange bevor sie den Ozean überquerte, um aufs Neue 
der überwiegend schwarzen Bevölkerung von Regla zu erscheinen. 
Das geschah am achten September 1871, als die Schwarze Jungfrau 
auf den Wogen inder Bucht vorbeitrieb. 


WEISSES JESUSKIND 


Alt-Havanna mit seinen kolonialen Regierungspalästen und seiner 
imposanten Kathedrale liegt auf dem linken Ufer des ehemaligen 
Umschlaghafens für Gold und Silber aus M&xico und Perü. Von dort 
aus ist Regla mit einer kleinen Fähre bequem zu erreichen. 

Ich klettere an Bord und werfe die zehn Centavos - eher ein sym- 
bolischer Betrag - in die dafür bestimmte Dose an der Reeling. 
Ungefähr zehn Minuten manövriert unser winziges Fährboot zwischen 
riesigen Öltankern und Containerschiffen, die unter sowjetischer 


Flagge fahren. In der Ferne taucht Nuestra Senora de Regla auf. 


Direkt außerhalb des Bootshauses, in dem unsere Fähre festgemacht 
hat, herrscht reges Leben und Treiben. Arbeiter brechen dort mit 
Drillbohrern die Straße auf. Ein ohrenbetäubender Lärm vermischt 
sich mit der siedenden Hitze der Tropensonne. Ich laufe schnell 
hinüber und flüchte mich ins Innere der kühlen geweihten Kirche, 
Der weltliche Lärm verstummt und die Ruhe kehrt wieder ein an 
diesem Wochentag. 


Fast geräuschlos kommen zwei Kreolinnen in bunten Kleidern he- 
rein, Flüsternd kaufen sie Kerzen und gesellen sich zu den etwa 
zehn knieenden Gläubigen, die unverständliche Gebete murnmeln. 
Ihnen genau gegenüber steht die Schwarze Madonna. Ihr strahlen- 
des, tiefschwarzes Antlitz wirft einen devoten Blick in die Tiefe 
des Kirchenschiffs. Auf ihren Armen trägt sie ein weißes Jesus- 
kind. Ab und zu steht jemand auf, um eine Runde entlang der Hei- 
liegenbilder zu drehen, die in den Nischen an den Seitenwänden 
aufgestellt sind, Die besonders hohen Sockel von Santa Bärbara 
und San Läzaro zeugen von der großen Popularität, die diese zwei 
hier noch genießen, obwohl Rom ihre Heiligsprechung zurücknahn. 


Ich verlasse den Bau und komme auf dem kleinen Kirchenvorplatz 
mit Verkäufern von Reliquien und magischem Kleinkram ins Ge- 
spräch. Eine glänzende Perle an einer Sicherheitsnadel soll mich 
vor Krankheit und Schlimmerem bewahren, während ein aus Knochen 
geschnitzter Elefant Glück bringt. Ich kaufe so einen Elefanten 
und lehne das Säckchen Phosphor - um zuhause böse Geister zu ver- 
treiben - höflich ab. 
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"Companero, bitte, eine Spende für meinen kranken Vater", bettelt 
ein ernst dreinblickender Junge von etwa achtzehn Jahren. Blitz- 
schnell geht mir durch den Kopf, daß die Gesundheitsfürsorge in 
Cuba sowohl umsonst als auch hochentwickelt ist! Lakonisch gebe 
ich ihm dann auch den Rat, sich die Medizin in der Apotheke an 
der Ecke zu holen. Ich bin nicht bereit, auf seine Bettlierlist 
hereinzufallen. Er drängt jedoch weiter: "Es gehr nicht um Medi- 
zin, sondern um Weihrauch und Kräuter", und erklärt, daß ein 
Heilkundiger seinem Vater ein Kräuterbad bereiten soll, um den 
üblen Geist auszutreiben. Erst als Passanten ihm etwas zustecken, 
bin auch ich überzeugt und gebe ihm eine Kleinigkeit. 


Dann, plötzlich, schlägt jemand Alarm: Polizei! Die Bauchläden 
klappen zusammen und die VerkäuferInnen verschwinden in der Kir- 
che. Im selben Moment fährt ein Poliziewagen vorbei. Freier Han- 
del, von welcher Art und Umfang auch immer, ist und bleibt ein 
kapitalistischer Ausbeutungsmechanismus und ist somit strafbar 
auf dem kommunistischen Eiland. Die Geldstrafe kann sich bis auf 
die Hälfte eines mittleren Monatslohns belaufen. 


AFRIKANISCHE GÖTTER 


Das religiöse Spektrum in Cuba zeigt einen allmählichen Übergang 
vom römischen Katholizismus über die "santeria" - das Verehren 
von Heiligen, als wären sie die Götter selber - bis hin zur 
schwarzen Magie. In Regla fließen diese drei Richtungen völlig 
in einander über. Man praktiziert hier sowohl die "santeria'" als 
auch die cubanische Variante des haitianischen Voodoo unter einem 
formal römischen Deckmantel. Nur eine Handvoli Gläubige wohnen 
treu der regulären Sonntagsmesse bei. Jeden Achten des Monats 
hingegen muß Ratl Perez, der bärtige Küster von Nuestra Senora. 
de Regla, noch zusätzliche Stühle heranschaffen. Es ist der Ge- 
denktag des Erscheinens der Schwarzen Jungfrau. 


Raül erzählt, daß ein ansehnlicher Teil der Nachkommen von den 
Sklaven und Hafenarbeitern in der Schwarzen Madonna die afrikani- 
sche Wassergöttin Yemayä anbetet. "Santa Bärbara ist für sie die 
Verkörperung des Kriegsgottes Chango,, während San Läzaro für Ba- 
ballı Ay@ steht", fährt der Hausmeister des Gotteshauses fort. 


Obwohl die anerkannten religiösen Feiertage meistens unbemerkt 
vorbeigehen, verändert sich ein Teil der cubanischen Millionen- 
stadt am sechzehnten Dezember - San Läzaro - in einen Hexenkes- 
sel. Der Gedenktag von Babayü Ay& beginnt morgens früh in Regla. 
Von dort läuft ein Zug von Gläubigen zum Dorf Rincön, etwa zwan- 
zig Kilometer entfernt und gerade außerhalb der Stadt. Die Pro- 
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zession schwillt unterwegs an zu einem Zug zehntausender singen- 
der Pilger, der sich durch die engen Straßen windet. Den Großteil 
des Tages ist der Verkehr auf der Straße zum internationalen 
Flughafen unterbrochen. In Rincön angelangt halten mehrere Prie- 
ster bei der Kirche San Läzaro eine Messe im Freien. Die Zeremo- 
nie endet in einem Wasserfest, als man sich unter lautem Geschrei 
mit Wasser zu übergießen beginnt - ein Ritus, um einander von 
unreinen Einflüssen reinzuwaschen. 


Als ich gegenüber dem Küster Raül meine Zweifel über die Existenz 
des echten Katholizismus auf Cuba äußere, sieht er mich erstaunt 
an. Daraufhin bin ich noch weniger im Bilde über das geistliche 
Leben auf Cuba. Dann kritzelt Raül auf eine alte Ansichtskarte 
„eine Einladung zu einer echten römisch-katholischen Messe: kom- 
menden Sonntagmittag im ziemlich luxuriösen Stadtteil Cerro. 


Als Mitglied der Inquisition, auf der Suche nach der reinen Lehre 
stehe ich an bewußtem Mittag auf den Stufen der angegebenen Adres- 
se. Weder Tür noch Fassade gleichen denen einer Kirche, Doch ich 
läute trotzdem. Ein Fensterladen klappt auf. Hinter dem Gitter 
erscheint eine Nonne. Ein schmaler Gang führt zu einem Jeuchten- 
den Innenhof voller Blumen und Heilkräuter: das Heiligste vom 
Heiligen des Nonnenklosters. Der Innenhof ist von einer Säulenga- 
lerie umsäumt. Im angrenzenden Kirchensaal herrscht ansehnliches 
Gedränge. So etwa hundert Kinder feiern hier zusammen mit ihren 
stolzen Eltern den Abschluß des Kirchenjahrs. Ein junger Priester 
hält dabei in dem einfachen Saal die Messe. Hinten entdecke ich 
Rati. Im Flüsterton stellt er mich einigen Nonnen vor. Sie schei- 
nen überwiegend spanischer Abstammung zu sein. Anno 1987 sind 
es offenbar noch immer spanische Gläubige, die in Cuba den reinen 
katholischen Glauben vertreten. 
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REVOLUTIONÄRE GESETZGEBUNG 


Im Gegensatz zum Großteil der Bevölkerung des Jateinamerikani- 
schen Kontinents - der relativ stark ins römisch-katholische Ge- 
schehen verwickelt ist - hat der Katholizismus unter den Cubanern 
nie echte Wurzeln geschlagen. Um das trotz drei voller Jahrhun- 
derte spanischer Kolonialherrschaft. Die Schätzungen über die 
Anzahl. der praktizierenden Katholiken unter den zehn Millionen 
Cubanern reichen von 40 - 100 000. Die protestantische Gemeinde 
zählt höchstens einige tausend Mitglieder. 

Die Naturreligionen der afrikanischen Westküste hingegen wußten 
sich gut zu verbreiten. Waren sie früher lediglich der im gehei- 
men praktizierte Glaube der Sklaven auf den Zuckerrohrplantagen, 
so bekam nach der Abschaffung der Sklaverei die schwarze Magie 
auch Teile der mulattischen und weißen Bevölkerung in ihren Bann. 
Als dann Fidel Castro und Che Guevara in den fünfziger Jahren 
den Guerrillakampfßgegen den grausamen Diktator Batista aufnahmen, 
trafen sie im abgelegenen Urwald der Sierra Maestra dann auch 
auf keine Spur einer römisch-katholischen Volksbewegung, so wie 
sie die Sandinisten zwanzig Jahre später überall in Nicaragua 
antreffen sollten 


Die kleine katholische Welt Cubas beschränkte sich auf die Städte 
und damit namentlich auf Havanna. Dort hatte der zum großen Teil 
aus Franco-treuen Spaniern bestehende Klerus seinen Sitz, der 
zusammen mit reichen und mächtigen - katholischen -— Familien mit 
dem verhafßten Batista-Regime gemeinsame Sache machte. So war der 
Erzbischof der Hauptstadt mit dem Diktator persönlich befreundet. 


Es ist daher auch nicht verwunderlich, daß, nachdem das Volksheer 
von Fidel Castro am ersten Januar 1959 triumphierend in Havanna 
eingezogen war, die Beziehung zwischen dem jungen Staat und der 
Kirche schnell abkühlte. Vor allem die erste Reihe revolutionärer 
Gesetze war daran schuld. Diese Gesetze, die dem’ Privateigentum 
Fesseln anlegten, bekamen die Mitglieder der Kirchenhierarchie 
in den falschen Hals. Als dann die Kirche, die anfänglich noch 
eine abwartende Haltung eingenommen hatte, öffentlich kenterrevo- 
Jutionäre Aktivitäten zu entfalten begann, war die Feindschaft 
wechselseitig. Es sollte ungefähr ein Vierteljahrhundert dauern, 
bis wieder ein leichtes Tauwetter in der Beziehung Kirche-Staat 
einsetzen würde. 


Vor allem nach dem Zweiten Vatikanischen Konzil (196?-65) erlang- 
te die Theologie der Befreiung immer größere Beliebtheit. Die 
Basisgemeinden wuchsen wie Pilze aus dem Boden, Und während in 
Ländern wie Brasilien, Nicaragua und Guatemala eine echte Volks- 
kirche entstand, die den Gott der Großgrundbesitzer nicht länger 
anerkannte, befand sich die atheistische Regierung Cubas inmitten 
geschäftigen Tuns, das Land zu verteilen und das Unrecht gegen- 
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über den Armen zu beenden. Sollten die cubanischen Kirchenoberen 
in dieser Zeit alle Sympathie für die Armen und Unterdrückten 
gehegt haben, dann sollte ihnen im Staat ein tüchtiger Konkurrent 
im Kampf gegen die Ausbeutung erwachsen sein. Aber soweit ist 
es nicht gekommen, da der cubanische Klerus sich für die Befrei- 
ungstheologie nicht zugänglich zeigte. 


"SUBTILE DISKRIMINIERUNG” 


Seit Januar 1985, als eine Gruppe von Bischöfen aus den Vereinig- 
ten Staaten der feindlichen Insel südlich von Key West einen Be- 
such abstattete, ist von einer möglichen Annäherung zwischen 

Kirche und Staat auf Cuba die Rede. Das plötzliche Interesse des 
cubanischen Parteiführers an Glaubenssachen hatte mit seiner Au- 
ßenpolitik allerhand zu tun. In dem gut 300 Seiten zählenden Buch 


"Fidel y la Religiön" - "Fidel und die Religion" - wurde dies 
noch einmal unterstrichen. Es ist der Bericht eines Interviews 
mit dem "mäximo lider", das der brasilianische Dominikaner und 


Befreiungstheologe Frei Betto führte. Mittlerweile sind davon 
weit mehr als 600 000 Exemplare über den Ladentisch gegangen. 


In einem der unzähligen Monologe gibt Fidel Castro zu, daß die 
Kirche der Armen auf dem lateinamerikanischen Kontinent im revo- 
lutinären Kampf eine nicht zu vernachlässigende Kraft darstellt. 
Linke Parteien und Gewerkschaften auf nicht-konfessioneller Basis 
täten gut daran, gerade auch mit der Volkskirche politische Ver- 
bindungen einzugehen, so wie zum Beispiel. in Nicaragua oder in 
Chile unter Allende., Viel. weiter als bis zu diesem strategischen 
Konzept kommt Castro, der selbst in seiner Jugend eine jesuiti- 
sche Erziehung genossen hat, jedoch nicht. 


Besonders die Unterschiede zwischen den Inspirationsquellen der 
Christen der Basisgemeinden und der dogmatischen Kommunisten 

bleiben ein Streitpunkt. Dies umso mehr, als leztere die Wissen- 
schaft an ihrer Seite zu haben meinen mit der Behauptung, daß 
die Menschen Gott geschaffen hätten und nicht umgekehrt. Gerade 
die orthodoxen Marxisten in der KP sehen das Flirten Castros mit 
den Katholiken denn auch als Verrat an der reinen kommunistischen 
Lehre, die immer den Atheismus zur Religion hatte. Da sie eine 
derartige Meinung nicht öffentlich artikulieren können, zirku- 


liert nun ein Diskussionspapier über diese Problematik innerhalb 
der Partei. 


Nach diesen internen Schwierigkeiten besteht ein noch grundlegen- 
derer Widerspruch in der neuen Religionspolitik Cubas. Die Glaub- 
würdigkeit der vorgeschlagenen strategischen Allianz für Latein- 
amerika erfordert nun einmal, daß Castro im eigenen Land auf dem 
eingeschlagenen Weg der Annäherung weiter voranschreitet. Das 
Zeigen guten Willens ist obendrein eine Politik, um den auslän- 
dischen Feinden einen Trumpf aus der Hand zu nehmen. Aber da- 

durch, daß Castro die Kirche herausfordert, auf einmal die ge- 
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Da  —— ee 


sellscnaftliche Ebene zu betreten -— verbotenes Terrain seit der 
Revolution -, bringt er sie mächtig in Verlegenheit, da sie gera- 
de auf diesem Gebiet keinerlei Erfahrung hat. Es kommt hinzu, 
daß die Kirchenführer im beginnenden Dialog mit den Regierungs- 
vertretern offensichtlich eine völlig andere Prioritätenliste 
zugrundeliegen haben. Sie fordern zuallererst, daß die Diskrimi- 
nierung der Katholiken ein Ende haben muß. Es ist nämlich für 
einen praktizierenden Gläubigen nahezu unmöglich, einer der vie- 
len Massenorganisationen beizutreten, schon gar nicht der Partei. 
Unlängst gab Castro zwar zu, daß eine "subtile Form der Diskrimi- 
nierung" von Katholiken bestehe, doch muß ihmzufolge die Schuil.d 
daran nicht bei den Kommunisten gesucht werden. Vielmehr sei es 
die konterrevolutionäre Haltung der Kirche in den sechziger Jah- 
ren gewesen, die sie ins Abseits gebracht hätte. 


MÖGLICHER PAPSTBESUCH 


Trotz Streitereien und schier unüberwindlicher Gegensätze kommen 
beide Diskussionspartner dennoch - und sei es zögernd — einander 
näher. Sieben Bischöfe haben dabei speziell für die cubanische 
Situation die "Theologie der Versöhnung" entworfen. Sie bildet 
die Alternative zur Befreiungstheologie, die auf Cuba am Ziel. 
vorbeischießt, da sich selbst benachteiligte Katholiken schon 
lange von Armut und Unterdrückung befreit fühlen. 


Der erste konkrete Vorschlag im Rahmen der Versöhnung ist ein 
Projekt sozialer Hilfe, in dem Staat und Kirche zusammenarbeiten 
solllen. Die niederländische Entwicklungshilfeorganisation NOVIB 
soll das Projekt koordinieren und unterstützen. Der Beitrag der 
kirchlichen Seite soll. vor allem von einer Gruppe aktiver junger 
Christen geleistet werden, die es nicht bei diesem einem Projekt 
belassen wollen. 


Ein anderer bemerkenswerter Schritt Castros in diesem Prozeß der 
Annäherung ist das Offenhalten der Möglichkeit eines Papstbesuchs 
in Cuba. Zwar schlug der Papst bereits eine ad-hoc-Einladung des 
cubanischen "lider" aus, doch hat‘; er es nicht endgültig mit ihm 
verdorben, 

Auf der Rückreise aus Mexico 1979 muß der Papst noch irgendwo 
eine Zwischenlandung machen. Außer der Einladung Castros bekommt 
er in letzter Minute noch die Bitte der cubanischen Gemeinde "in 
Verbannung", doch lieber in Miami aufzutanken. Um keinen von bei- 
den vor den Kopf zu stoßen, entscheidet sich der Papst für die 
Bahamas, wo es praktisch keine’ Katholiken gibt. 


Doch der Weg der Versöhnung scheint sehr lang. Vieles ist zu die- 
sem Zeitpunkt noch unmöglich. Ein Artikel über Abtreibung im cu- 
banischen Kirchenblättchen "Vida Cristiana" - "Christliches Le- 
ben" - macht dies noch einmal. deutlich. Hinsichtlich des medizi- 
nischen Eingriffs bei ungewoliter Schwangerschaft hegt die cuba- 


nische Obrigkeit keinerlei ethische Bedenken. Nichtsdestoweniger 
richtet die moralisierende Zeitung ihre Anklage gegen die Abtrei- 
bung an die Adresse der Vereinigtern Staaten, den Erzfeind, gegen 
den Kritik durchaus erlaubt ist. 


Den vielversprechenden Initiativen sowohl von der Kirche als auch 
vom Staat zum Trotz kann von Euphorie keine Rede sein. Vor allem 
die römisch-katholische Kirche wird es noch schwer haben. Und 
dies nicht zuletzt wegen der schwarzen Magie und der '"Santeria' 
in den eigenen Kirchenmauern, die einen kräftigen und andauernden 
Strom theologischer Ungereimtheiten hervorbringen. 


GUATEMALA 


»... .als ob wir Wesen dritter Klasse wären.« 


US-UNI HINTER GUATEMALTEKISCHEM STERILISATIONSPROGRAMM 


Der guatemaltekischen Tageszeitung PRENSA LIBRE vom 18.5.87 ent- 
nehmen wir folgende Meldung der Presseagentur ACEN-SIAG: 


Glenn Morris, Direktor des "Vierte-Welt-Zentrums” am Departement für 
Politische Wissenschaften der Universität von Colorado, USA, erklärte 
kürzlich seine Besorgnis über die Beteiligung und Mitverantwortung 
seiner Universität an einem Sterilisierungsprojekt, das der guate- 
maltekischen Indio-Bevölkerung gelte. 


Morris sprach davon, den Fall zunächst intern zu untersuchen, nach- 
dem europäische Fachzeitschriften Einzelheiten über die Durchführung 
von Programmen zur Geburtenkontrolle in Guatemala veröffentlicht hät- 
ten. Finanziert würden diese Programme ausschließlich aus England 
und den USA. 
Das Sterilisierungsprojekt, das zum ersten Mal bereits im April 1986 
von der Presseagentur ACEN-SIAG aufgedeckt worden war, wird nach wie 
vor in Guatemala durchgeführt - im Schutz der Organisationen für Fami- 
lienplanung und der gynäkologischen Abteilungen verschiedener öffent- 
licher und privater Krankenhäuser. 
Die Universität von Colorado sei in das Programm verwickelt, indem sie 
eine einfache und billige Sterilisierungsmethode für die guatemalteki- 
schen Frauen (es handelt sich ausschließlich um Indio-Frauen, d.R.) 
ıtwickelt habe. Diese besteht in der Einspritzung von Paraformadeid, 
iner. ätzenden Substanz, die dazu diene, die Gebärmutter und die Fal- 
»pischen Trompeten zu vernarben. Im medizinischen Zentrum der Univer- 
ität von Colorado werde die einspritzbare Emulsion vorbereitet und 
2n guatemaltekischen Stellen technische Hilfe angeboten. 


ıs Paraformadeid, hergestellt von der J.T. Baker Chemical Company, 
3t niemals an Menschen ausprobiert worden, sondern lediglich in Tier- 
ersuchen am Versuchszentrum der medizinischen Fakultät der Universi- 
it von Colorado, und zwar an Affen- und Kaninchenweibchen. 

sit 1974 ist Guatemala eins der unterentwickelten Länder, das für 
ieses Projekt ausgewählt wurde. Mit seiner Durchführung beauftragt 
ırden die nordamerikanischen Ärzte Charles A. Defoe und Horacio E. 
ıompson unter der Leitung von Dr. Rodolfo Robles, ein guatemalteki- 
:her Gynäkologe, der eigens für dieses Projekt in den USA ausgebil- 
at wurde. 

ls Pilot-Klinik wurde zunächst das öffentliche Krankenhaus San Juan 
2 Dios ausgewählt: weil dort die Nachfrage nach gynäkologischer 
ahandlung sehr stark ist und weil dort vor allem viele arme Frauen 
ingehen, die schwerlich protestieren würden. Im Durchschnitt werden 
n Krankenhaus San Juan de Dios monatlich 120 gynäkologische Opera- 
ionen und 375 Entbindungen durchgeführt. 
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Die medizinische Behandlung während der Sterilisierung beinhal- 
tet außerdem noch die Anwendung der Hysterektomie, periodischer 
Operationen, die im Laufe einer Woche durchgeführt werden, um das 
Fortschreiten der Vernarbung sicherzustellen. Diese zweite Phase 
kann jedoch schwerlich eingehalten werden, weil die Mehrzahl der 
Patientinnen nicht in der Lage ist, das Krankenhaus mehrmals wö- 
chentlich aufzusuchen. 


Die "Gesellschaft zum Wohlstand der Familie" (APROFAM = Asociaciön 
pro-bienestar de la familia), unter deren Aufsicht das Projekt 
durchgeführt wird, ist mehrfach sowohl von der katholischen Kirche 
als auch von der San Carlos-Universität und von verschiedenen Per- 
sönlichkeiten beschuldigt worden, ausländische Finanzierung zu er- 
halten, um diese Art von Programmen vor allem im Gebiet des west- 
lichen Hochlandes, wo die Indiobevölkerung in großer Dichte konzen- 
triert ist, durchzuführen. 


Der christdemokratische Abgeordnete Carlos Gehlert Mata sagte in 
einem Interview, daß APROFAM die Geldmittel für die Programme von 
der Internationalen Vereinigung für Familienplanung und von der 
International Development Agency erhalte, Erstere habe ihren Sitz in 
England, die zweite in den USA; beide seien Regierungsinstitutionen. 


Die Internationale Entwicklungsagentur der USA (USAID) "finanziere” 
auch "von APROFAM durchgeführte Sterilisierungsprogramme an Männern 
und Frauen und führe auch verbotene Verhütungsmittel ein wie Depo- 
Provera, womit die Menschenrechte der Guatemalteken vergewaltigt wer- 
den", das versicherten der Erzbischof von Guatemala, Pröspero Penados 
del Barrio, und der Gynäkologe Eduardo Fuentes Spross auf einem Kon- 
greß über Sexualität in Mexiko, an dem Vertreter von 30 Ländern teil- 
nahmen. Die guatemaltekischen Teilnehmer erklärten dabei, daß sowohl 
AID als auch andere UN-Organisationen "eine hedonistische und höchst 
destruktive Antwort für die Bewohner unterentwickelter Länder hätten, 
als ob wir Wesen dritter Klasse wären". 
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HONDURAS 


Salvadorianische Flüchtlinge in Honduras - 
bald ohne internationalen Schutz? 


Die Situation der salvadorianischen Flüchtlinge in den Lagern auf 
honduranischem Territorium spitzt sich zusehends weiter zu. Am 
dritten Juni dieses Jahres unterzeichneten die honduranische 
Flüchtlingskommission CONARE und die für Mittelamerika zuständige 
UN - Flüchtlingsorganisation ACNUR in Genf einen Vertrag, demzu- 
folge ab 1988 das honduranische Erziehungsministerium in allen 
Flüchtlingslagern die "Erziehung" der geflohenen Salvadorianer 
übernehmen wird. Die Koordination des Erziehungsprogramms für die 
Lager, die bisher von nichtstaatlichen ausländischen Institutio- 
nen - darunter Caritas -— gemeinsam getragen wurde, geht laut Ver- 
trag an CONARE, eine Kommission, die mit ranghohen Militärs be- 
setzt ist. CONARE wird darüberhinaus in der-Funktion des Pro- 
grammkoordinators vor Ort darüber entscheiden, welche der auslän- 
dischen Mitarbeiter weiterhin in den Flüchtlingslagern beschäf- 
tigt werden. 


Pläne zur Nationalisierung der Lager bestehen bereits seit 1984. 
Mit dem jüngsten Beschluß werden diese Pläne - seinerzeit von der 
US-Botschaft in Tegucigalpa vorgelegt - im Einvernehmen der hon- 
duranischen Machthaber mit ihren nordamerikanischen Beratern und 
dem Nachbarland E] Salvador Stück für Stück in die Praxis umge- 
setzt. 


Für die Caritas bedeutet der Vertrag den Rausschmiß aus den La- 
gern nach sechs Jahren erfolgreicher Tätigkeit. Und nicht nur für 
die Caritas bedeutet dies das Aus. Der Beschluß betrifft sämt- 
liche ausländischen Mitarbeiter, Geistliche, Internationalisten 
und Besucher, die Honduras schon lange ein Dorn im Auge waren. 
Denn jene sind es, die auf die katastrophale Lage in den Flücht- 
lingslagern in der Weltöffentlichkeit aufmerksam machen, und 
somit zum Schutz der Flüchtlinge beitragen. Über die Terrorisie- 
rung der salvadorianischen Flüchtlinge durch honduranische Si- 
cherheitskräfte und Militärs (Razzien, Angriffe, Mißhandlungen, 
Sperrbezirk um das Lager von Colomoncagua) sowie durch wil.lent- 
lich herbeigeführte Versorgungsengpässe bei Medikamenten und Le- 
bensmitteln berichteten die LN schon vor zwei Jahren (Nr. 138, 
141, 144). 


Die Gründe für die Honduranisierung der Lager liegen somit auf 
der Hand. Es soll. ruhig werden in der internationalen Berichter- 
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stattung über die Flüchtlinge; man will freie Hand haben. Hondu- 
ranische Mitarbeiter in den Lagern sind leichter zu kontrollieren 
und unter Druck zu setzen als "aufmüpfige" Ausländer. Die Mili- 
tärs wären damit in den Lagern unter sich: CONARE (zivil) über- 
nimmt die Erziehung, die Uniformierten besorgen den Rest. 


Von salvadorianischen Flüchtlingen aus dem grenznahen Lager San 
Antonio erreicht uns ein Bericht, wonach mitten im Flüchtlings- 
lager an einer Kaserne gebaut wurde. Zu den neuesten Schikanen 
gegen die Salvadorianer gehört, so der Bericht weiter, das Zer- 
stören von Wasserleitungen zum Lager; von außerhalb darf kein 
Wasser geholt werden. 


Ziel sämtlicher Pläne, Programme" und Schikanen gegen die 
Flüchtlinge ist es, deren "freiwillige" Repatriierung nach El 
Salvador zu erreichen, die grenznahen Lager zu Militärstützpunk- 
ten umzufunktionieren um so von Honduras aus einen feuerfreien 
Grenzstreifen zur Bekämpfung der salvadorianischen Befreiungsbe- 
wegung zu schaffen. 


völlig unbegreiflich ist, daß die UN-Flüchtlingsbehörde Hondura- 
ner und US-Amerikaner nicht nur gewähren läßt, sondern auch noch 
die Finanzierung der künftig in diesem Erziehungsprogramm be- 
schäftigten fünfzig honduranischen Lehrkräfte übernehmen wird. 
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EL SALVADOR 


Keine Asche auf’s Haupt! 


"Das Projekt von FDR-FMLN ist gescheitert!" so lautet der 
provozierende Titel eines in LN 161/162 erschienenen Artikels, 
der (für unsere bescheidenen Verhältnisse) eine wahre Flut 
von Leserbriefen auslöste. Diese stimmen alle darin überein, 
daß wir als Redaktion es bitter nötig hätten, nun Asche auf 
unser Haupt zu streuen (wie der geneigte Leser im Anschluß 
an diese Stellungnahme selbst nachlesen kann). 


Da wird uns empfohlen, unsere Informationen doch zukünftig 
gleich beim US-Verteidigungsministerium zu bestellen {FMLN- 
FDR Delegation in der BRD) und P.W. meint, wir sollten uns 
von unserem "obsoleten Konzept der sozialen Revolution, in 
dem als revolutionäres Subjekt eine kleine bewaffnete Min- 
derheit figuriert ..." lösen, für uns ein ganz neuer Vorwurf, 
wurden wir doch bislang meist dann angemacht, wenn in den 
LN Artikel erschienen, die das Primat des bewaffneten Kam- 
pfes in Frage stellten. 


Wir haben nun den beanstandeten Artikel diskutiert und uns 
für ein "ja-aber" als Antwort auf die Kritik entschlossen. 


Ja - es war richtig den Artikel abzudrucken; aber - der 
Stellenwert, den die Redaktion selbst dem Text beimißt, hätte 
in der Einleitung deutlicher herausgestellt werden müssen. 


Es gäbe sicher bessere Artikel über El Salvador und viele, 
die in ihren politischen Einschätzungen mehr unseren Auffas- 
sungen entsprechen. Insbesondere die Einschätzung der neu- 
entstandenen Massenbewegungen oder des Angebotes einer Ver- 
handlungslösung durch die FDR-FMLN erscheinen uns proble- 
matisch (vgl. LN 161/162, S. 88, 2.Absatz). 

Ein Hauptproblem des Artikels aber ist, daß er nicht be- 
nennt, welches Projekt der FDR-FMLN er denn meint, das ge- 
scheitert sein soll. Warum nun, trotz all dieser (und weite- 
rer) Mängel der Abdruck des Artikels? 


Unserer Meinung nach spricht der Artikel einige interessante 
und sonst in der Berichterstattung zu El Salvador nicht auf- 
tauchende Aspekte an (z.B. die Veränderungen des Alltags- 
lebens, der Jugend, das Bestehen von informellen Arrange- 
ments zwischen Armee und Guerilla in einigen Gegenden - 
convivencia). Leider bleibt er hier im Plakativen, deutet an, 
wo Belege und ausführliche Darstellung notwendig gewesen 
wären. So ist der Abdruck in der Tat nur als Anstoß für 
eine dringend notwendige Diskussion zu verstehen, eine Dis- 


kussion um die Situation und die Perspektiven der Befreiung 
in El Salvador. Hier darf es keine Tabus geben, soll die 
Soli-Bewegung nicht wie schon so oft zerfallen in die, die 
sich still zurückziehen und jene, die der jeweiligen Befrei- 
ungsbewegung bedingungs- und kritiklos die Stange halten, 


Die in den LN enthaltenen Artikel spiegeln nicht notwendiger- 
weise eine einheitliche Redaktionsmeinung wider, die es auch 
nicht immer gibt. Es geht vielmehr darum, was uns der Dis- 
kussion wert erscheint und was nicht. 


Immerhin räumen wir ein, daß der kritisierte Artikel hart 
am Rande dessen ist, was sich mit sorgfältigem Journalismus 
vereinbaren läßt. Wir sind nicht bereit, Widersprüche unbe- 
rücksichtigt lassende offizielle Verlautbarungen und Kommu- 
niques der jeweils als Avantgarde ausgemachten Gruppe/Be- 
wegung/Partei unkritisch nachzubeten. Die Alternative - kri- 
tische Solidarität/solidarische Kritik - verlangt aber ebenso 
strenge Maßstäbe bei der Einschätzung und Beurteilung von 
Vorwürfen gegen diese Organisationen, 


Bei der Gestaltung der LN sind wir (schon aufgrund unserer 
dünnen personellen Besetzung) auf die Mitarbeit der Leser 
angewiesen. Die LN wollen also nicht Sprachrohr einer be- 
stimmten politischen Richtung sein, sondern Forum für die Dis- 
kussion. 


Wir sind der Meinung, daß beides, der kritisierte Artikel 
und die folgenden Leserbriefe interessante Informationen ent- 
halten. Insbesondere wünschen wir uns, daß die Diskussion 
weitergeht und auf die in dem Artikel angesprochenen Pro- 
blempunkte (Jugend, "convivencia" etc.) auch einmal von der 
Kritikerseite inhaltlich eingegangen wird. 


OFFENER BRIEF AN DIE LATEINAMERIKA NACHRICHTEN 


Wir haben den Artikel "Das Projekt der FDR-FMLN ist geschei- 
tert" gelesen, der in der Juli-Ausgabe der LN veröffentlicht 
wurde und der, wie in der Einleitung erwähnt wird, die "sub- 
jektive Einschätzung eines ehemaligen FMLN-Mitglieds" ist. 


Weil dieser Artikel nicht mehr ist, als eine Anhäufung von 
Lügen und nicht gesicherten Behauptungen, scheint es uns 
nicht wert, diesen Artikel mit Argumenten und Daten zu beant- 
worten. Auch deshalb nicht, weil Ihr diese Daten bereits 
kennt (leider nicht alle Eure Leser). Die LN erhalten regel- 
mäßig Informationen und Analysen von uns, die in der Zeit- 
schrift nicht veröffentlicht und nicht einmal kritisch kommen- 
tiert werden. 


Die Leser der LN, die den Wunsch haben, die Informationen 
der LN mit anderen zu vergleichen, können sich an uns, die 
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Delegation der FMLN/FDR in der BRD, Schumannstraße 13, 
5300 Bonn 1, Tel.: 0228/222201, wenden und das monatlich er- 
scheinende Bulletin und weitere Materialien anfordern. % 
Weitere Informationsquellen: Infostelle El Salvador (Wuppertal) 
Christliche Initiative Romero (Münster) 
Mittelamerika-Flüchtlingshilfe (München) 
Medico International (Frankfurt) 
Mittelanerika Sekretariat (München) 
Die Verantwortlichen der LN sind vielleicht nicht an diesen 
Informationsquellen interessiert, da sie sie für "wenig objek- 
tiv" halten könnten. 


Sie können sich statt dessen an CGOPREFA wenden (Comite de 
Prensa de la Fuerza Armada, Estado Mayor, San Salvador), 
die ihnen vermutlich eine Liste von weiteren Deserteuren, "die 
des Krieges müde sind", und verschiedenen Kollaborateuren des 
psychologischen Krieges der Aufstandsbekämpfung verschaffen 
könnte. Damit könnten die LN ihre unterhaltsame Serie über 
persönliche Zeugnisse der Konterrevolution fortsetzen. 


Einige "objektive Studien", die Euch interessieren könnten 
sind: "El Salvador: A Democratic Revolution" (The Soviet- 
Cuban Connection in Central America and the Caribbean, p.31l, 
March 1985) und "El Salvador - Democracy under Siege", (The 
Challenge to Democracy in Central America, p.47, October 
1986). Beide Publikationen sind beim Department of State and 
Department of Defense, Washington D.C., sowie bei der Bot- 
schaft der Vereinigten Staaten in Bonn erhältlich. 


Hochachtungsvoll FMLN-FDR 
Delegation in BRD 
Schumannstr. 13 
5300 Bonn 1 
Tel. 0228 / 22 22 01 


Liebe Redakteure, 


in der Anlage übersende ich Euch ein Interview, das ich mit 
einem Leitungsmitglied des salvadorianischen Gewerkschafts- 
zusammenschlusses UNTS am 24. Juli d.J. durchgeführt habe. 
Ich würde mich freuen, wenn es in den LN ganz oder teilweise 
zum Abdruck käme, evtl. sogar mit einem Spendenaufruf. 

Ich verstehe die in dem Interview enthaltenen und zur Ver- 
fügung gestellten Informationen in bestimmter Weise auch als 
Korrektiv zu Eurer Informationspolitik zu EI Salvador, die 
mir insgesamt wenig geglückt erscheint, auf einem schwachen 
Niveau angesiedelt ist und eher einer defaitistischen Linie 
folgt. Ich weiß nicht, warum das so ist, es ist ja nicht 
zwangsläufig so, daß der Subjektivismus in der Informations- 


politik die Oberhand gewinnt. Betrachte ich mir aber so die 
bisher erschienenen Artikel seit der Nr. 142 vom November 1985 
(El Salvador-Solidarität: Wie sieht die Zukunft aus?), ist kein 
anderes Urteil möglich. Anstelle von Informationen treten bloße 
Meinungen, anstelle von fundierten Analysen die Trauer über 
das "Elend der Solidarität' und die immer schwierigere Lage 
der FMLN. Zwischen dem Bedauern über die militärisch schein- 
bar aussichtslose Lage der FMLN gegenüber einem massiv und 
modern aufgerüsteten Apparat der salvadorianischen Armee wie 
es in dem Artikel vom November 1985 zum Ausdruck kam und 
dem zuletzt veröffentlichten Artikel in Nr. 161/162 mit der 
Überschrift "Das Projekt von FDR-FMLN ist gescheitert!” (Juli- 
August 1987) lag im wesentlichen nur die m.E. abgestandene 
Debatte über die Frage "Waffen für EI Salvador?", die mit 
dem Leserbrief in LN 159, S. 51 recht gut in den wirklichen 
Zusammenhang der Ereignisse in EI Salvador gestellt wurde 
(ich glaube, von einem Mitglied der Infostelle EI Salvador), 
Mit dem letzten Artikel zeigt Ihr wiederum nur, daß Ihr wei- 
ter einem völlig unzureichenden, schematischen Konzept von 
Informationsarbeit und Solidaritätsarbeit folgt. Der Artikel 
vom November 1985 "konstatiert" das völlige Fehlen einer Per- 
spektive für die FMLN. Hier bereits wurde jedoch auf eine 
genaue Untersuchung der Situation verzichtet. Zu der Umstel- 
lung der militärischen Taktik von Seiten der FMLN gehörte be- 
reits zu diesem Zeitpunkt die Ausweitung ihrer Aktivitäten 
von bislang sechs auf nunmehr dreizehn der vierzehn Depar- 
tamentos., Gleichzeitig entwickelte sich die Lage in den Städten 
in Richtung einer stärkeren Entfaltung mindestens der gewerk- 
schaftlichen Bewegung. 

Der letzte Artikel vom Juli-August 87 "konstatiert'' wiederum 


kategorisch bereits im Titel "Das Projekt von FDR-FMLN ist 


gescheitert'' und setzt die eingeschlagene Linie der Berichter- 
stattung eisern fort, In der Sichtweise mancher Linker hat 
"ihre" jeweilige Befreiungsbewegung den Stellenwert eines Fe- 
tischs. Wenn der geliebte Gegenstand nicht mehr ganz so 
glänzt wie im Anfangslicht, setzt sich Trauer und Ernüchte- 
rung fest und diktiert alle kommenden Schlußfolgerungen, 50 
entstehen nicht nur solche Artikel, das ist auch der Grund, 
warum sie überhaupt gedruckt werden, auch wenn die inhalt- 
lichen Einschätzungen eigentlich unhaltbar sind, wie das in 
diesem Artikel der Fall ist. Ich spreche nicht von der wohl 
allseits geteilten Einschätzung, daß die FMLN nicht zu einem 
militärischen Sieg in der Lage sei. Der Artikel arbeitet aber 
doch mit der Unterstellung, daß die DC an politisch-ideologi- 
scher Stärke gewonnen habe und verwickelt sich bereits hier 
in Widersprüche, wenn andererseits konzediert wird, daß der 
Präsident des Privatunternehmerverbandes die Wirtschaftspoli- 
tik der Regierung und nicht den Krieg für die ökonomische 
Krise verantwortlich macht. Es ist bekannt, daß Duarte seine 
Rolle schon seit Monaten ausgespielt hat (er selbst hat in 


diesem Bewußtsein schon Ende letzten Jahres seine jederzeitige 
Bereitschaft zum Rücktritt bekundet) und nur mangels einer 
besseren Alternative in der derzeitigen Lage noch von den 
USA gestützt wird. 

Der Artikel spricht weiterhin von "neuentstandenen Massenbe- 
wegungen", die systemtreu den Duarte'schen Kurs unterstützten, 
Tatsächlich handelt es sich bei der Gründung der UNOC (Uniön 
Nacional Obrera Campesina) um eine organisatorische Antwort 
der Regierung auf die Entstehung einer wirklichen Massen- 
bewegung, die sich in der Gründung der UNTS am 8. Februar 
1986 manifestierte, Als regierungstreues Projekt lanciert, wird 
diese Organisation mit Geldern des vom CIA gelenkten IADSL 
(Instituto Americano para el Desarolio del Sindicalismo libre) 
finanziert. Schon das Gründungsdatum weist sie als gezielte 
Gegengründung zur UNTS aus, mit der die Regierung versucht, 
die Arbeiterbewegung zu spalten, indem Duarte sich z.B. be- 
reit erklärt, mit der UNOC über Forderungen zu verhandeln, 
die vorher bereits von der UNTS erhoben wurden, Gleichzeitig 
weigert Duarte sich strikt, Vertreter der UNTS zu empfangen. 
Die Behauptung des Artikels, die UNTS sei unter dem Druck 
der Beschuldigung, eine FMLN-Tarnorganisation zu sein, zu 
taktischem Verhalten gezwungen ist falsch. Das ist durch die 
in dem geführten Interview dargelegten Ereignisse widerlegt, 
aber such die jüngsten Geschehnisse zeigen das. Zwei der 
jüngsten Arbeitskämpfe der UNTS werden mit äußerster Härte 
geführt. Das #&$t der Kampf der Belegschaft der staatlichen 
Krankenversicherung (STISS) - siehe Interview - und der 
Kampf der Beschäftigten des Ministeriums für Agrikultur und 
Viehzucht (ANTMAG). Sicherlich nicht zufällig ist es daher, 
daß am 13, August das Büro der UNTS in San Salvador von 
Angehörigen der staatlichen Polizei überfallen und durchwühlt 
wurde. Dabei wurden 400 US-$ gestohlen. 

Es ist also kurzsichtig und offensichtlich falsch zu behaupten, 
das Projekt von FDR-FMLN sei gescheitert, In einer Situation, 
wo seit über einem Jahr die Massenbewegung in den Städten 
einen unerhörten Aufschwung genommen hat und bestimmt nicht 
zufällig z.T. dieselben Forderungen wie die FDR-FMLN erhebt. 
Genau darin liegt eben der Subjektivismus Eurer Berichterstat- 
tung, diese Bewegung totzuschweigen. Die sich daraus erge- 
bende verengte Sichtweise der Dinge ist schlicht sektiererisch 
und folgt einem obsoleten Konzept der sozialen Revolution, in 
dem als revolutionäres Subjekt eine kleine bewaffnete Minder- 
heit figuriert, die in stellvertretender Aktion die Massen ihrer 
Befreiung entgegenführt. Wenn Ihr Euch einmal von dieser 
mythologischen Vorstellung lösen könntet, würdet ihr weniger 
Enttäuschungen erleben und Eure Berichterstattung würde 
whrscheinlich wesentlich klarer, besser und reichhaltiger. 


In dieser Hoffnung verbleibe ich 
mit freundlichen Grüßen 
P. W. 


nn 


Das Volk in EI Salvador erlebt eine Etappe 
des Kampfes und der Befreiung... 


Gespräch mit Marco Tulio Lima, Mitglied des Exekutivkomitees 
des salvadorianischen Gewerkschaftszusammenschlusses UNTS 
(Unidad Nacional de Trabajadores Salvadorefos), geführt am 
24. Juli 1987 in San Salvador 


Welche Rolle spielt die UNTS in den gegenwärtigen sozialen 
und politischen Auseinandersetzungen in El Salvador? 


Die UNTS ist eine Organisation der Arbeiter und breiter Teile 
des Volkes: sie geht über einen bloß gewerkschaftlichen Zu- 
sammenschluß hinaus. In ihr sind Arbeiter, Bauern, Koopera- 
tivisten, Lehrer, Studenten, Angestellte des öffentlichen Dien- 
stes, Vertriebene, Erdbebenopfer und Indigenas organisiert. 
Die UNTS ist der breiteste und stärkste Zusammenschluß, der 
in den letzten zehn Jahren der Geschichte EI Salvadors exi- 
stierte, 


Die UNTS 

ist der größte und mitgliederstärkste Gewerkschaftszusam- 
menschluß EI Salvadors, Die wichtigsten angeschlossenen 
Sektoren sind: 

COACES: Der Zusammenschluß der vier großen Kooperativ- 
verbände, die 1983 im Agrar-, Kredit- und Transportsek- 
tor entstanden. 


CST: Zusammenschluß von Industriegewerkschaften (z.B. 
Fenastras, FUSS, Festiavces u.a.) 


CCTEM: Gewerkschaftskoordination der staatlichen und 
städtischen Angestellten (z.B. Andes -Lehrergewerkschaft- 
oder STISSS -staatliche Krankenversicherung-). 


UNC: Zusammenschluß vom Oktober 1986. Landarbeiter und 
Kooperativorganisationen, aber auch die Indigena-Organi- 
sation ANIS. 


Im Februar 1986 erfolgte die Gründung als Frucht unermüdli- 
cher organisatorischer Anstrengungen, nachdem die .Volksbewe- 
gung sich 1984 reaktivierte, 1985 einen gewissen Aufschwung 
nahm und sich 1986 erweiterte. Die Gründung der UNTS erfolg- 
te in dem Bewußtsein, daß das Volk von EI Salvador eine 
Etappe des Kampfes und der Befreiung durchlebt, ebenso wie 
wir eine tiefgehende ökonomische, politische und soziale Krise 
durchleben. Angesichts einer erschöpften Ökonomie und eines 
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erschütterten politischen Systems erfolgte der Zusammenschluß 
des Volkes für eine Veränderung des Systems, Demgegenüber 
steht der Widerstand der Oligarchie, der nationalen Bourgeoi- 
sie und des US-Imperialismus, ihre Entscheidung, den Wunsch 
des Volkes nach Befreiung und Emanzipation mit dem Blut die- 
ser Volksmassen zu ertränken. Dabei benützen sie die bekann- 
ten Argumente, daß der Konflikt auf die Finmischung der 
Russen, der Kubaner und Nicaraguas zurückzuführen sei und 
propagieren den "Kampf für die Demokratie" gegen das Ge- 
spenst des Kommunismus. Tatsächlich kann die heutige Ge- 
sellschaft EI Salvadors nicht weiter existieren ohne einen 
tiefgreifenden Wandel, der aber zu einer demokratischen, ge- 
rechten, freien und unabhängigen Gesellschaft führen muß. 


Wie sind die gegenwärtigen Lebensbedingungen der arbeitenden 
Bevölkerung? 


Die gegenwärtigen Arbeitsbedingungen sind abhängig vom Sys- 
tem und Folge des konterrevolutionären Krieges, den die USA 
und die Regierung seit 7 Jahren gegen das Volk führen, Er- 
gebnis ist zunächst ein Völkermord: bis jetzt zählen wir ca. 
70'000 Tote, ermordet von den Todesschwadronen und vom 
Militär, Ein weiteres Ergebnis dieses Krieges sind die unzäh- 
ligen Wellen der Vertreibungen der Bevölkerung aus ihren 
Dörfern: bereits 1984 waren es ca. 1'250'’000 Vertriebene, die 
heute als Flüchtlinge innerhalb EI Salvadors, in Mittelamerika 
oder anderen Teilen der Welt leben müssen. Weiterhin nennen 
müssen wir die Verwüstungen der Felder in verschiedenen 
Landesteilen; durch den Krieg liegen aber auch viele kulti- 
vierte Felder brach und sind einfach verlassen worden. Der 
Krieg selber und die hohen Kriegskosten verhindern anderer- 
seits Investitionen der Regierung und der privaten Betriebe 
und damit die Schaffung von Arbeitsplätzen. Täglich ver- 
schlechtern sich die Bedingungen der ökonomischen Reproduk- 
tion der arbeitenden Bevölkerung, So liegt z.B. die Arbeits- 
losigkeit bei 78%. Dazu kommt eine akkumulierte Inflation von 
325% in den letzten 6 Jahren. Z.B. stieg der Preis für die 
Milch allein im laufenden Jahr um 100%. Zugleich gibt es ein 
Defizit von mehr als 600'000 Wohnungen. 

Der Gesundheitssektor wird von der Regierung völlig vernach- 
lässigt, Praktisch ist die staatliche Krankenversicherung nicht 
existent. Kürzlich gab es eine Pressekonferenz, wo die Direk- 
toren des Hospltäls Rosal:. informierten, daß: sie weder über 
genügend Arzneimittel noch über medizinische Ausrüstung und 
das Personal verfügen, um der Nachfrage gerecht zu werden. 
Sie informierten darüber, daß zur Zeit 25'000 Personen darauf 
warten, operiert zu werden; ein Großteil dieser Patienten wird 
nicht behandelt werden können. Das Problem liegt darin, daß 
die regierung täglich eineinhalb Millionen Dollars für die 
Kriegsführung aufbringt und darüber hinaus nichts leisten 
will und kann. 
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Das sehen wir auch im Bildungswesen, wo der Haushalt gerade 
dazu reicht, die Löhne der Lehrer zu bezahlen. Alles andere 
- Büromaterial, nolwendige Reparaturen der Gebäude und 
Räume, Lehrmaterial - muß von den Eltern aufgebracht wer- 
den. Viele Eltern wiederum können wegen dieser Kosten ihre 
Kinder nicht zur Schule schicken, 

Das interne staatliche Defizit wird in diesem Jahr auf 1,5 Mrd 
Colones steigen (5 Colon = 1 US-$) und damit das Doppelte 
des Jahres 1985 betragen, Gleichzeitig ist die externe Ver- 
schuldung auf ca. 13 Mrd, Colones angestiegen, d.h. daß ca. 
56 - 60% der gesamten Exporte nur für den Schuldendienst ver- 
wendet werden. Dies alles zeigt, daß keinerlei Gelder frei 
sind, die hier in neue wirtschaftliche Projekte investiert wer- 
den könnten. Der Krieg und seine Kosten zerstört praktisch 
vollständig die ökonomische Struktur unseres Landes, trotzdem 
hat die Regierung keine anderen Sorgen, als den ‘Anweisungen 
der Reagan-Administration zu folgen und sich dabei weiter 
durch Aufrüstung zu verschulden, 


Wie gestaltet sich euer Kampf unter diesen Bedingungen? 


Vor allem die Arbeiter haben unter diesen Bedingungen eine 
Serie von Kämpfen gestartet, um bessere Löhne zu bekommen 
und die Regierung zu bewegen, die Schäden zu beheben, die 
das Erdbeben an den Produktionsanlagen angerichtet hat. Die 
Regierung ist auf diese Forderungen nicht eingegangen, son- 
dern hat mit Verleumdungen geantwortet und entgegnet, die 
Arbeiter seien bloß darum besorgt, ihre Arbeitsplätze zu ver- 
lieren. Tatsächlich können die Arbeiter aber nicht von ’der 
Luft leben, sie können aber .auch nicht Hungers sterben; also 
müssen wir weiter kämpfen, Auch die Bauern hatten dieses 
Jahr die größten Schwierigkeiten, Produktivkredite zu bekom- 
men. Die Bauern hier leben von der Kultivierung von Gemüse 
und Getreide, Die Bauern leben von dieser Arbeit, aber die 
Regierung hat an Hunderte von Kooperativen Kredite verweigert, 
weil einige von ihnen in konfliktiven Zonen leben und andere 
die Schulden nicht zurückgezahlt haben. Letztes Jahr gab es 
eine Trockenperiode, durch den ausbleibenden Regen gingen 
75% der Ernte verloren. Die Bauernschaft besitzt keine Garan- 
tie für ihre Ernten, der Staat wiederum beschützt den Bauern 
nicht, wenn er verliert oder die Kredite nicht zurückzahlen 
kann; er berücksichtigt nicht die strukturellen und klimati- 
schen Schwierigkeiten, mit denen die Bauern kämpfen müssen, 
Viele Bauern konnten dieses Jahr ihren Boden nicht bebauen. 
Die UNC (Unidad Nacional Campesina - Nationale Bauernverei- 
nigung) hat deshalb dieses Jahr wenigstens sieben grosse De- 
monstratlionen vor der Bank zur Förderung des Agrarsektors 
veranstaltet, um die Vergabe von Krediten zu fordern. Die 
Forderungen blieben unerhört. 

Die in der UNTS organisierten Arbeiter begannen mit ihren 
Kämpfen bereits letztes Jahr, veranstalteten große Demonstra- 
tionen in den Straßen von San Salvador und forderten die 
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Lösung ihrer ökonomischen und sozialen Forderungen sowie 
eine Lösung des bewaffneten Konfliktes. Die Regierung erklärte 
sich zum entschiedenen Feind der UNTS, bezeichnete sie als 
Organisation der Kommunisten und führt seitdem eine Propa- 
gandaschlacht nach der anderen gegen uns. Führend ist dabei 
das Ministerium für Kommunikation, das uns als Terroristen 
bezeichnet oder Kommunisten und behauptet, wir seien von der 
FMLN und würden den sozialen Frieden zerstören. Die Absicht 
der Regierung ist klar: einerseits will sie damit Aktionen des 
Militärs und der Todesschwadronen vorbereiten und provozie- 
ren, die unsere Mitglieder gefangennehmen, zum Verschwinden 
bringen oder umbringen; andererseits soll das Volk davon ab- 
gebracht werden, sich weiter zu organisieren, Seit dem letzten 
halben Jahr verzeichnen wir allein bei den Bauern mehr als 
100 Gefangene, in diesem Moment befinden sich 6 eingekerkert 
im Gefängnis Mariona, drei sind verschwunden. Auch bei den 
Arbeitern gibt es eine größere Anzahl Gefangener, am 1. Mai 
wurden drei Gewerkschafter in Santa Ana festgenommen und 
durch Oberst Edgardo Casanova Bejar zum Verschwinden ge- 
bracht. 


HAUPTZIELE DER UNTS: 


Die UNTS fordert den sofortigen Rücktritt Duartes und die 
Bildung einer neuen Regierung unter breiter Beteiligung 
aller Sektoren des Volkes. Von einer solchen Regierung 
erwartet die UNTS u.a.: 


die Rücknahme der von Duarte verabschiedeten "Finanz- 
pakete", die die Bevölkerung ökonomisch erheblich be- 


lasten; 

Lohnerhöhungen für alle Arbeiter in Stadt und Land; 
Landverteilung an alle Campesinos und Zugang zu gün- 
stigen Krediten; 

Erklärung des Schuldenmoratoriums; 

Verbessertes Gesundheits-, Wohnungs- und Bildungswesen; 
Garantierte Rücksiedlung der Landesflüchtlinge und der 
inneren" Flüchtlinge (desplazados); 

Abschaffung aller Dekrete und Gesetze, die individuelle 
und kollektive Rechte einschränken. Bestrafung der Ver- 
antwortlichen für die Verbrechen gegen die Menschen- 
rechte; ak: 
Wiedergewinnung der nationalen Souveränität, Schluß 
mit der Intervention der USA; 

Politische Lösung des bewaffneten Konfliktes im Lande 
und der strukturellen Krise des sozio-ökonomischen 


Systems, 
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Auch vor Morden schreckt man nicht zurück. Das zeigt der 
Überfall auf eine Kooperative in San Carlos am 6. April, die 
von 6 Elementen der Streitkräfte überfallen wurde. Sie verge- 
waltigten 4 Jugendliche, raubten Geld, warfen dann eine Gra- 
nate in ein Haus, wo sich das Personal versammelt hatte, um 
fernzusehen. 4 Bauern wurden dabei getötet, 4 weitere ver- 
letzt. Bis jetz blieben unsere Anklagen ohne Erfolg, die Re- 
gierung ist zu keiner Untersuchung bereit, Nur wenige Tage 
später wurde der Compafiero Jesus hernandez, Generalsekretär 
der Nationalen Assoziation der Arbeiter des Agrarsektors (ANTA) 
im Departament San Miguel ermordet, enthauptet und auf einem 
Feld liegengelassen, wofür wir die Soldaten des Bataillons 
Leön von San Miguel verantwortlich machen, 

Die Liste der Gewalttaten läßt sich verlängern. Von seiten 
der Regierung wurden wir direkt angegriffen, als wir am 
31. Mai eine Kundgebung vor dem Mariona-Gefängnis veran- 
stalteten, um die Häftlinge zu unterstützen, die sich im Hun- 
gerstreik für eine Generalamnestie befanden. In diesem Moment 
wurden wir von den Sicherheitskräften des Gefängnisses be- 
schossen, wobei der Compafiero Julio Cesar Portillo, Leiter der 
Lehrergewerkschaft und Mitglied des Executivkomitees der UNTS 
im Rücken verletzt wurde. 

Am 8, Mai gab es ein Massaker, als die Gewerkschaftsmitglie- 
der der staatlichen Krankenversicherung versuchten, eine Ver- 
sammlung in den Einrichtungen des Instituts durchzuführen, 
das vollständig von der Nationalpolizei besetzt wurde. 15 Ge- 
werkschafter wurden verletzt und 60 wurden geschlagen. Am 
15. Juli wurde in eine Demonstration geschossen, die von den 
Universitätsangehörigen organisiert wurde, dabei wurden 5 
Compafieros verletzt und 15 geschlagen. Mit all diesen Aktio- 
nen will das Militär und die Regierung unsere Aktivitäten im 
Terror ersticken und eine Fortsetzung unseres Kampfes verhin- 
dern und uns von der Masse des Volkes isolieren, 


Wie seht Ihr die Erfolgsaussichten Eures Kampfes angesichts 
dieser enormen Repression? 


Obwohl die Regierung eine Kampagne der Repression entwik- 
kelt, können wir ‚sehen, daß die UNTS es erreicht hat, Kämpfe 
der Arbeiter zu entwickeln und zu führen, wie die Demonstra- 
tionen, Kundgebungen, Pressekonferenzen und Streiks zeigen. 
Das sind Waffen, um unsere Forderungen zu propagieren und 
durchzusetzen. Darüber hinaus haben wir erreicht, die Regie- 
rung zu demaskieren, die sich gerne den Anschein einer 
demokratischen Regierung gibt, in Wirklichkeit aber nur den 
Interessen der USA dient und deren strategischen Zielen in 
Mittelamerika. Diese Regierung ist eine Regierung von La-, 
kaien, die bevorzugen, das Volk vor Hunger sterben zu las- 
sen als mit dem Volk für die Souveränität zu kämpfen. 


Wie sehen Eure Beziehungen zu den bundesdeutschen Gewerk- 
schaften aus? Was erwartet Ihr von der Solidaritätsbewegung? 


Tatsächlich können wir nicht davon sprechen, daß hier feste 
Beziehungen existieren. Es ist auch der Distanz geschuldet, 
daß wir nicht in der Lage sind zu reisen, Um so mehr be- 
grüßen wir es, daß wir Besuche empfangen wie Deinen oder 
den von Delegationen der bundesdeutschen Gewerkschaften. Wir 
würden uns sehr freuen, wenn die Gewerkschaften der Bundes- 
republik etwas mehr Zeit für unsere Probleme aufbringen 
könnten, die Probleme der Arbeiter vor allem, aber auch der 
Bauern und Studenten. Vor allem sollten sie weniger den 
offiziellen Nachrichten glauben und mehr die Realität sehen. 
Die Informationen, die über die internationalen Nachrichten- 
agenturen laufen, werden im Interesse der USA verkauft und 
bringen niemals die Wahrheit, zumindest verschleiern sie die 
Wahrheit oder sind nichtssagend. 
Für uns wäre eine Unterstützung, wenn die Intervention der 
USA in EI Salvador verdammt würde, damit unser Volk seine 
Probleme selbst lösen kann und nicht von der Einmischung 
eines anderen Landes abhängt. In unserem Interesse wäre es, 
wenn Ihr eine antiinterventionistische Front aufbauen könntet, 
Pressekonferenzen abhalten würdet, Informationen besorgt und 
verteilt. Kommt zu uns und macht Filme und Reportagen, die 
ihr dann in Seminaren mit Euren Gruppen auswertet, Schickt 
Briefe und Karten an das bundesdeutsche Parlament, an den 
Kanzler und den Bundespräsidenten mit der Aufforderung, daß 
die Regierung ihre Unterstützung für die salvadoreanische 
Regierung einstellt. 
Andererseits benötigen wir finanzielle Mittel in größerem Um- 
fang, da wir sehr viel für publizistische Tätigkeiten investie- 
ren müssen. Es ist notwendig, Radiosendungen zu publizieren, 
die Minute kostet aber z.B. 60 Colones, und wenn wir 15 mal 
2 Minuten täglich senden, so kostet das enorm viel. Eine 
Fernsehsendung ist unvergleichlich viel teurer und kostet so 
um die 2000 Dollar. Aber auch dies ist notwendig, weil die 
Regierung und ihre Propagandamaschine die Bevölkerung be- 
lügt und betrügt und wir dazu ein Gegengewiht schaffen müs- 
sen und wirkliche Aufklärungsarbeit leisten. 
Darüberhinaus haben wir Kosten für Pressekonferenzen, Flug- 
blätter, Basisversammlungen und die Zeitschriften, die unsere 
Gewerkschaften herausbringen, 
Wir brauchen Geldmittel für diese Informationsarbeit und um 
z.B. Demonstrationen zu organisieren. Wir müssen die Busse 
bezahlen, wenn die Bauern aus den verschiedenen Landesteilen 
kommen; wir brauchen Gelder, um Seminare durchzuführen und 
Räume anzumieten. Für all das und noch mehr brauchen wir 
Geld. KONTO DER UNTS: 

Konto-Nr. 0707004309 - Kontoinhaber: Guillermo Rojas 


Bank: Banco de Credito Popular, San Salvador, EI Salvador 


Büro: Centro de Gobierno 
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ZUM BEITRAG IN LN JULI/AUGUST 1987: 
“DAS PROJEKT VON FDR-FMLN IST GESCHEITERT” 


I. LEICHT KORRIGIERTER REDAKTIONELLER VORSPANN (siehe LN 161/162) 


Die folgenden Aufzeichnungen basieren nicht auf Aussagen (vor wem 
macht man denn "Aussagen" über die salvadorenische Revolution?), 
sondern auf einer Art Adrenalinstoß, den Paolo Martin, nicht-ehe- 
maliges Mitglied des Ejercito Revolucionario del Pueblo (ERP), 
einer Mitgliedschaftsorganisation des FMLN, verspürte, als er die 
letzte LN las. Sie spiegeln seine objektive Analyse (wen interes- 
sieren schon die "subjektiven Einschätzungen" von Mitgliedern 
oder Ex-Mitgliedern?) der politischen Lage und der Perspektive 
des politischen Kampfes wider. 


Die Meldungen, die ihr aus und über El Salvador erhaltet, spie- 
geln die Widersprüchlichkeit wider, welche Gesellschaften in Zei- 
ten von Krieg und Revolution inhärent sind, und lassen selbstver- 
ständlich eine Menge Fragen offen. Paolo Martins Position möchte 
Zündstoff geben für eine Diskussion, die sich nicht allein an den 
Bauchschmerzen entlanghangeln kann, die ehemalige Mitglieder der 
FMLN und ehemalige Mitglieder der deutschen Solidaritätsbewegung 
verspüren angesichts der Tatsache, daß sich der Krieg in Mittel- 
amerika verlängert. Der folgende Artikel gibt Paolo Martins Posi- 
tion ungekürzt wieder. 


II. NICHTANERKENNUNG DES GERICHTS 


Nanu, was hat sich denn da für ein merkwürdiger Gerichtshof kon- 
stituiert, der Aussagen über die Perspektive des revolutionären 
Kampfes in El Salvador entgegennimmt, sich die Praxis des Bundes- 
anwalts zu eigen macht, ehemalige Mitglieder politisch-militäri- 
scher Organisationen als Kronzeugen vorzuladen, und nicht einmal 
davor zurückschreckt, "subjektive Einschätzungen" zuzulassen? 


Dieses hohe Gericht müssen wir leider ablehnen. Nicht etwa aus 
Befangenheitsgründen (obwohl diese durchaus vorzuliegen schei- 
nen), sondern schlichtweg wegen Nichtzuständigkeit. Oder sollten 
das alles nur sprachliche Schnitzer sein? Nicht anzunehmen bei 
dem bekanntermaßen hohen wissenschaftlichen Niveau der LN. Außer- 
dem: Hinter solchen sprachlichen Ausrutschern steckt gewöhnlich 
mehr als unpräzise Ausdrucksweise. 


Was mag z.B. dahinterstecken, wenn im redaktionellen Vorspann 
steht: "Die Meldungen, die wir aus und über El Salvador erhalten, 
wollen heftig leugnen, daß soziale Prozesse widersprüchlich 
sind"? Nach langem Kopfzerbrechen über diesen Satz gebe ich mich 
geschlagen. Entdecke keine Logik darin. Wovon sprechen denn die 
Meldungen aus und über El Salvador, wenn nicht von Bürgerkrieg, 
Klassenkämpfen, von einer komplizierten Wechselbeziehung zwischen 
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bewaffneter und nicht-bewaffneter Massenbewegung, von gleichzei- 
tig stattfindenden diplomatischen und militärischen Anstrengun- 
gen beider Seiten? Was ist denn das alles, wenn nicht Ausdruck 
von Widersprüchen? Was für Meldungen liest man denn in der Redak- 
tion der LN? Bzw. WIE liest man dort denn, um sagen zu können, 
die Widersprüchlichkeit der sozialen Prozesse in El Salvador be- 
dürfe der Enttarnung? Das kann man nur sagen aus der tiefverwur- 
zelten Arroganz westeuropäischer Intellektueller, die meinen, sie 
seien die einzigen, welche die tatsächlichen Widersprüche in 
aller Welt erkennen und die offenen Fragen beantworten können. 
Wie anders soll ich's denn verstehen, wenn eine Zeitschrift wie 
die IN es sich leistet festzustellen, daß "die Meldungen aus El 
Salvador eine Menge Fragen offen lassen"? 


Das sind Ungereimtheiten einer Redaktion, die es sich anmaßt, Ge- 
richt über anderer Völker Geschichte abzuhalten. Sagen wir's ru- 
hig polemisch: Gericht über revolutionäre Strategien, für die an- 
dere Leute ihre Köpfe hinhalten. Da hat Diskussion nicht mehr 
allzuviel Sinn, da muß man erst ein ehemaliger Revolutionär sein, 
um glaubwürdig zu erscheinen. Alles, was nicht-ehemalige Mitglie- 
der oder gar die Direktionen der revolutionären Organisationen 
sagen, ist hingegen "offizielle Verlautbarung" - und an denen 
will man sich ja nicht 'entlanghangeln'. 


Die Diskussion in LN hat dennoch Sinn, weil es neben der Redak- 
tion auch noch Leser gibt. Deshalb werde ich versuchen, auf Ma- 
nuels "subjektive Einschätzungen" zu antworten. Wobei vorwegzusa- 
gen wäre: Wenn ich aggressiv auf diesen LN-Artikel reagiere, mei- 
ne ich weniger Manuel, sondern die selbsternannten Richter, die 


ihn vorführen.Ich kenne Manuel nicht, aber ich kenne viele Genos- 
sen, die aus verschiedensten Gründen aus dem Kampf ausgestiegen 
sind: einige ausgetreten, andere ausgeschlossen; einige, weil 
sie nicht die Kraft hatten, die es erfordert, einen sich verlän- 
gernden Krieg durchzustehen; andere, weil sie an den Sieg nicht 
mehr glauben; noch andere, weil sie im Verlauf der Zuspitzung 
der Auseinandersetzung gemerkt haben, daß dies nicht ihre Revo- 
lution ist, oder gar, daß sie auf der falschen Seite stehen. 
Diese letzte Gruppe mal ausgenommen, habe ich keinerlei Schwie- 
rigkeiten, die Diskussion mit diesen Genossen aufrechtzuerhalten. 
Viele waren und sind meine Freunde. Man muß nicht Mitglied der 
FMLN werden oder bleiben, um an der salvadorenischen Revolution 
mitzuarbeiten. Auch nicht, um das Recht zu haben, sie zu kriti- 
sieren. 


Wundert es jemanden, daß es viele gibt, die ihre revolutionären 
Organisationen verlassen? Mich nicht. Es sind übrigens wenige 
im Vergleich zu denen, die sich diesen Organisationen anschlie- 
ßen. Meinem Diskussionspartner Manuel möchte ich sagen, er sollte 
etwas mehr Vorsicht walten lassen mit vermeintlichen Freunden. 
Es sind nicht immer wahre Freunde, die sich gerade den Revolutio- 
nären andienen, wenn sie Schwierigkeiten mit ihren Organisationen 


haben. Ich kann mir kaum vorstellen, daß es Manuels Absicht war, 
als Kronzeuge gegen seine Genossen vorgeführt zu werden. 


III. ÜBER DEN INNEREN ZUSTAND DER FMLN 


Wenn man die Entwicklung der FMLN und ihrer fünf Mitgliedsorgani- 
sationen über die letzten Jahre verfolgt, gehört schon viel Un- 
verständnis und subjektive Wahrnehmung dazu, wenn man diese Ent- 
wicklung so beschreibt, wie Manuel das tut: als Prozeß in Rich- 
tung Spaltung. Logisch, daß einer, der eine so verzerrte Wahr- 
nehmung hat, den Mut zum weiterkämpfen verlieren muß. 


Ich kenne diese subjektiven Verzerrungen sehr gut. Die Widersprü- 
che, in denen sich der Prozeß der Einheit der salvadorenischen 
Linken bewegt, können den Einzelnen und seine Moral sehr schmerz- 
haft treffen. Werden sie nur subjektiv begriffen, in ihren Aus- 


wirkungen auf das Individuum, d.h. auf einen selber, dann ver-. 


stellt sich leicht die Sicht auf die objektive, historische Funk- 
tion von Krisen, wie sie Manuels Organisation, die FPL, im Jahre 
1983 durchzustehen hatte. 


Die Entwicklung der FMLN während sieben Jahren Krieg ist eindeu- 
tig in Richtung Einheit. Auch die blutigen Auseinandersetzungen 
innerhalb der FPL, tragisch in ihren Konsequenzen nicht nur für 
die unmittelbar Betroffenen, sondern für Unzählige, die dadurch 
ihr Vertrauen in die Revolution auf eine harte Probe gestellt 
sahen, haben den Weg in Richtung Einheit freigemacht: Die Ent- 
mystifizierung, dessen Dogmatismus und Führungsanspruch zum 
Haupthindernis der Einheit geworden waren, und die Isolierung 
seiner bedingungslosen und unbelehrbaren Anhänger, haben die De- 
mokratisierung der FPL und die Aufgabe ihres missionarischen He- 
gemonie-Anspruchs eingeleitet. Ana Maria, von der Gruppe um Mar- 
cial ermordet, um die von ihr vertretene und innerhalb der Orga- 
nisation schon Mehrheit gewordene Tendenz zur Einheit der FMLN 
aufzuhalten, hat sich nach ihrem Tode radikal durchgesetzt. 


Manuel hat nichts davon verstanden, was möglicherweise Resultat 
der mangelnden Fähigkeit Seiner Organisation ist, allen ihren 
Mitgliedern, wenn sie in Krisensituationen subjektive Schlußfol- 
gerungen zu ziehen neigen, auf genügend demokratische, offene 
und selbstkritische Weise Orientierung und Diskussionsspielraum 
zu geben. 


Manuel sieht seitdem Gespenster. Die Realität sieht er nicht 
mehr. Woher nimmt er die Behauptung, die PRTC und die RN seien 
"als Organisationen kaum mehr vorhanden"? Habe ich etwa geträumt, 
als ich Hunderte von Combatientes dieser Organisationen, gemein- 
sam mit denen der FPL, des ERP und der PC, zu militärischen Ak- 
tionen aufbrechen sah? Und die hervorragende Arbeit der Genossen 
der RN in der Gewerkschaftsbewegung - alles Einbildung und Alp- 
traum Napoleon Duartes und des CIA-Ablegers Institut für Freie 
Gewerkschaften? Daß sie "als Organisationen" in der Tat nicht 


mehr so leicht wahrnehmbar sind, liegt an etwas ganz anderem, 
nämlich am fortgeschrittenen Prozeß der Vereinheitlichung inner- 
halb der FMLN, Die fünf Parteien treten nicht mehr unter ihrem 
Namen in der Öffentlichkeit auf, die Diskussionspapiere inner- 
halb der FMLN sind nicht mehr Ausdruck geschlossener Konzeptionen 
der einzelnen Parteien, werden auch nur noch selten von diesen 
gezeichnet, sondern sind Positionspapiere innerhalb der, gemein- 
schaftlichen Erarbeitung und Anwendung einheitlicher Gesamtkon- 
zeptionen. Die einzelnen Organisationen haben ihre Propaganda- 
apparate abgebaut zugunsten einheitlicher Presseorgane. 


Und woher zum Teufel nimmt Manuel diese Diagnose: "Das ERP ist 
ebenfalls von Spaltungen bedroht, wofür die Frage der Verhandlun- 
gen mit der Regierung der auslösende Punkt sein könnte"? Seit 
sieben Jahren arbeite ich jetzt innerhalb des ERP - und das 
sollte mit entgangen sein? Worin, um Himmels willen, soll sich 
die drohende Spaltung des ERP denn ausdrücken? Woran erkennt Ma- 
nuel die Gefahrensignale? Oder verwechselt Manuel demokratische 
innerparteiliche Strukturen und offene Auseinandersetzungsformen 
mit drohender Spaltung? Sollte das eine weitere Lektion sein, 
die er als ehemaliges FPL-Mitglied der Marcial-Ära nicht mehr 
gelernt hat, weil er zu früh aufgegeben hat, um zu sehen, daß 
auch seine Organisation das Dogma der monolistischen, dis- 
kussionsfeindlichen Einheit längst überwunden hat und dadurch 
viel gefestigter, viel demokratischer geworden ist? Nur wenn man 
die Realität an den idealistischen Ansprüchen mißt, mit denen 
die salvadorenische Linke 1980 den Sprung zur Einheit schaffen 
wollte, ohne die tiefsitzenden ideologischen Differenzen ernstzu- 
nehmen und auszudiskutieren, nur dann kann man an der praktischen 
Einheit, wie sie sich vor allem seit 1985 auf allen Ebenen der 
Organisationen durchgesetzt hat, dermaßen vorbeisehen, wie Manu- 
el das tut. 


Die FMLN ist heute dabei, statt idealistischer Sprünge, die den 
Hals kosten können, Schritt auf Schritt zu tun, um die fünf Or- 
ganisationen einander anzunähern und letztendlich in eine einzi- 
ge Partei zu überführen. Daß es dabei Widersprüche, auch Rück- 
schläge gibt, kann nicht verwundern. Das Gegenteil wäre verdäch- 
tig. 


Vor zwei Jahren noch war die Einheit eine fast exklusive Aufgabe 
der fünf Parteiführungen. Heute ist sie praktische und tägliche 
Aufgabe der gesamten Mitgliedschaft. Tausende von FMLN-Mitglie- 
dern arbeiten heute schon in engem Kontakt mit anderen FMLN-Mit- 
gliedern aus anderen Organisationen, viele sogar in gemischten 
Einheiten oder Arbeitsstrukturen. Viele arbeiten, wie ich z.B., 
unter der direkten Verantwortung von Genossen, die aus anderen 
Organisationen kommen. Das ist schwierig, oft nervend, manchmal 
weniger effektiv als die Arbeit zuvor innerhalb einer Organisa- 
tion. Lernprozesse sind so. Die tägliche Auseinandersetzung um 
Arbeitsstile, Führungsmethoden und Inhalte auf allerbreitester 
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Basis, das ist der Boden, auf dem die Einheit wächst und die ein- 
zelnen Parteien langsam an Wichtigkeit verlieren. Wer hat Manuel 
gesagt, daß das einfach wäre? , 


IV. DIE STÄRKE DER FMLN 


Wenn wahr wäre, was Manuel behauptet: daß die FMLN an militäri- 
scher und politisch--ideologischer Stärke verloren hat; daß die 
militärische Lage grundsätzlich durch einen starken Rückgang der 
militärischen Aktivitäten der FMLN gekennzeichnet ist - was zum 
Teufel sollte die USA dazu bewegen, jährlich dramatisch steigen- 
de Summen in den Krieg gegen die FMLN zu investieren? Und wie 
sollte es dann erklärbar sein, daß eine im Vergleich zum Kriegs- 
beginn 1981 in ihrer Truppenzahl vervierfachte, in ihrem Ausbil- 
dungsstand durch mehr als 300 US-Militärberater und -ausbilder 
ungemein verbesserte und in ihrem Ausrüstungsstand, vor allem 
was die Luftwaffe angeht, auf das zehnfache hochgerüstete sal- 
vadorenische Regierungsarmee den Krieg nicht hat gewinnen kön- 
nen? Wenn die eine Seite so offensichtlich stärker geworden ist 
und die andere, die Guerilla, laut Manuel schwächer, müßte der 
Krieg doch längst zugunsten der Regierung zuendegegangen sein. 


Wäre die FMLN, wie Manuel unterstellt, weder zahlenmäßig ange- 
wachsen noch politisch-ideologisch reifer, stärker und geschlos- 
sener geworden, und hätte die Guerilla weder ihre Offensivkraft 
erhöht noch ihre Massenbasis erweitert - sie würde schlichtweg 
nicht mehr existieren. Alle diese Angaben Manuels sind falsch. 
Wenn Logik nicht überzeugt, sollten es die täglichen Meldungen 
tun oder die Statistiken oder aber die besorgten Analysen des 
Pentagon. Oder Manuel sollte wirklich, wie er ankündigst, nach 
El Salvador zurückkehren, auf Duartes Amnestie vertrauen und die 
Realität in Augenschein nehmen. 


Tatsache ist, daß die FMLN trotz über 3 Milliarden Dollar Unter- 
stützung der USA für die salvadorenische Armee und Regierung 
nicht nur immernoch existiert, sondern heute militärisch wie po- 
litisch stärker ist denn je. Nur hat Manuel - möglicherweise, 
weil er immernoch an einigen Dogmen festhält, die in seiner Or- 
ganisation gültig waren, als er sie noch als heil und heilig 
ansah (ich weiß natürlich nicht, ob DAS wirklich sein Problem 
ist, aber es würde einiges an seinen "Aussagen" und "subjektiven 
Finschätzungen" erklären) - den komplizierten und oft überra- 
schenden Fortgang des salvadorenischen Kriegs nicht verstanden. 
Die Strategie der FMLN hat sich in den letzten Jahren schr grund- 
legend geändert. Wer dies nicht versteht und mit alten Kriterien 
mißt, mag zu solchen absurden Fehleinschätzungen kommen wie Ma- 
nuel. Und zu so einem Zusammenbruch von Perspektive und Kampf- 


moral. 
Was er z. B. nicht verstanden hat, ist der endgültige Abschied 


der FMLN von der ursprünglichen Konzeption. der "kontrollierten 
Zonen! und allen politischen und militärischen Konsequenzen, 
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die dieser Konzeption inhärent waren, wie z.B. das klassische 
Modell des "Poder Popular", von der FPL zu Manuels Zeiten ausge- 
baut zu einem vollständigen System revolutionärer politischer, 
alternativer Machtstrukturen ("Poder Popular Local" - "Poderes 
Populares Zonales", etc.). Dieser Abschied bedeutete den Abschied 
von der Defensive zur Offensive. Konkreter gesagt: Statt einzel- 
ne, reduzierte und isolierte Zonen zu verteidigen, wagte die FMLN 
den Sprung, dahin, der Armee und der Regierung die militärische 
und vor allem die politische Kontrolle über das gesamte Territo- 
rium des Landes streitig zu machen. 


Die Nordamerikaner haben die Armee auf den Plan eingestellt, die 
FMLN innerhalb ihrer Hochburgen, d.h. im nördlichen Grenzstrei- 
fen zu Honduras zu isolieren und den Rest des Landes zu stabili- 
sieren: mit begrenzter demokratischer Öffnung, einigen Sozial- 
reformen, intensiver Wirtschaftshilfe und militärischer Kontrol- 
le. Zunächst also ein defensiver Plan, der die Stärke der FMLN 
in Rechnung stellt. Innerhalb von 5 oder 6 Jahren, so die 
US-Strategen, könne man dann zur Endoffensive gegen die Guerilla- 
zonen übergehen. Die FMLN hat den Spieß umgedreht, das Konzept 
der schrittweisen Erweiterung der "kontrollierten Zonen" und des 
"Poder Popular"! aufgegeben und ist dazu übergegangen, ihre mili- 
tärische und politische Präsenz auf das gesamte Land auszu- 
breiten. 


Statt der Stabilisierung hat das Regime innerhalb der letzten 
drei Jahre (welche den drei Jahren Duarte-Regierung entsprechen) 
das Gegenteil hinnehmen müssen: militärische Aktivität der FMIN 
in allen 14 Departements (im Vergleich: 1983, auf dem Höhepunkt 
der damaligen Guerilla-Offensive, in sieben Departements); ver- 
heerender Einfluß der Sabotage auf die Produktion in den devi- 
senerzeugenden Sparten Kaffee, Baumwolle, Zuckerrohr; und nicht 
zuletzt: Zerstörung der politischen - und Verwaltungsstrukturen, 
d.h. des klassischen Kontroll- und Repressionsapparats, in der 
Mehrzahl der Dörfer des Landes. 

Letzteres hat unabsehbare und irreparable politische Bedeutung: 
Auf diese Weise ist es der FMLN gelungen, nach Jahren relativer 
geographischer Isolation wieder mit der Mehrheit der salvadore- 
nischen Bevölkerung in engen, direkten Kontakt zu kommen. D.h. 
die FMLN hat genau das erreicht, was zu vermeiden Hauptziel der 
US-Strategie und Grundvoraussetzung für jede Stabilisierung des 
Duarte-Regimes war. 


Um das in seiner vollen Tragweite einschätzen zu können, muß man 
folgendes in Rechnung stellen: Die Regierung und ihre Armee benö- 
tigen, um politische Kontrolle über die Bevölkerung ausüben zu 
können, zunächst einmal militärische Kontrolle, und zwar voll- 
ständige. Wo die Armee nicht praktisch 24 Stunden am Tag gegen- 
wärtig ist, bröckelt sofort die Kontrolle ab. Bürgermeisteränter, 
politische Parteien, Verwaltungseinrichtungen, paramilitärische 
Einheiten, Spitzelsysteme, Steuereintreiber und Landrichter - 
all diese Elemente des traditionellen Kontrollapparats auf Ge- 
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meindeebene bedürfen, um zu funktionieren, militärischen 
Schutzes, 


Die militärische Expansion der FMLN auf die Regionen, in denen 
dieser Kontrollapparat der Regierung bislang noch so gut wie in- 
takt war, zwingt die Armee, auch hier die gleichen militärischen 
Taktiken der Counter-Insurgery-Kriegsführung anzuwenden wie in 
den klassischen Konfliktzonen im Norden und Osten des Landes: 
d.h. vor allem Übergang zum Bewegungskrieg; Auflösung der orts- 
gebundenen Garnisonen und Umwandlung der gesamten Truppen in mo- 
bile Einheiten. Der politische Preis dieser militärischen Taktik 
ist enorm: Die Armee gibt, um sich selbst vor Guerilla-Angriffen 
zu schützen, ihre Hauptfunktion auf, nämlich die permanente Kon- 
trolle über die Bevölkerung zu gewährleisten. 


Die FMLN versucht nicht etwa, in diesen ihren neuen Operations- 
gebieten nun ihrerseits die militärische Kontrolle zu übernehmen 
(so wie das noch 1982 und 1983 versucht wurde). Sie hat das gar 
nicht nötig: Um die lokalen Machtorgane des Regimes auszuschal- 
ten, genügt es vollkommen, eine militärische Situation herzu- 
stellen, die es der Guerilla erlaubt, an jedem beliebigen Ort 
aktiv zu werden. Konkret beschrieben: Im Augenblick, in dem die 
Armee es nicht vermeiden kann, daß die Guerilla nachts oder alle 
zwei Wochen für einen Tag Zugang zu einem Dorf hat, wird es in 
diesem Dorf keinen Bürgermeister, keine Spitzel und keine Ver- 
waltung mehr geben. Das bedeutet: Die FMLN muß nur die absolute 
Kontrolle der Armee brechen, ohne ihrerseits Kontrolle aufzubau- 
en, um die örtlichen Machtorgane der Regierung und somit ihre 
Kontrolle über die Bevölkerung auszuschalten oder zumindest ent- 
scheidend zu schwächen. 


Das hat die FMLN in den letzten drei Jahren im gesamten Ostteil 
des Landes geschafft, das fängt an, sich in der Peripherie der 
Hauptstadt bemerkbar zu machen und steht im Augenblick an für 
die wirtschaftlich wichtigsten Gebiete im Westen des Landes. 


Wenn man auf der Landkarte versucht, die Macht der FMLN in Form 
von "kontrollierten Zonen" abzugrenzen und daran ihren Erfolg 
zu messen, kommt man zu völlig falschen Schlußfolgerungen. Der 
Krieg wird nicht dadurch gewonnen, daß gegnerische Gebiete be- 
setzt werden, sondern dadurch, daß die Regierungskontrolle aus- 
gehöhlt, geschwächt oder gar beseitigt wird (das ist selbstver- 
ständlich graduell) und damit der Bevölkerung, den Massen von 
Landarbeitern, armen Bauern, Arbeitslosen und Unzufriedenen die 
Möglichkeit gegeben wird, sich zu organisieren und für ihre In- 
teressen einzutreten. 


Innerhalb dieses Freiraums, der nicht ein Geschenk Jer Amis oder 
der Christdemokraten ist, wie das von außen her scheinen mag, 
sondern hart erkämpft, hat sich in den letzten Jahren die politi- 
sche und soziale Massenbewegung wieder entfaltet. Und innerhalb 
all dieser vielfältigen Organisationen an der Basis, die von Müt- 
terkomitees und Gewerkschaften in den Städten bis hin zu infor- 
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mellen Dorfräten und Elternvereinigungen in den Dörfern reicht, 
findet die FMLN das Terrain für ihre politischen Initiativen, 
letztendlich zur Verbreiterung ihrer sozialen Basis und zu ihrem 
eigenen Wachstum. 


Die FMLN hat eine Strategie entwickelt, die nicht nur die Über- 
nahme der militärischen Kontrolle unnötig macht, sondern auch 
die Ausübung "politischer Kontrolle" durch die Guerilla. Statt 
in den Dörfern und Zonen, wo die Regierung wegen der militäri- 
schen Präsenz der FMLN ihren Repressions- und Verwaltungsapparat 
nicht mehr aufrechterhalten kann, ihrerseits die Macht, die Ver- 
waltung und die Verantwortung zu übernehmen, setzt die FMLN auf 
die Einheitsorganisation der Massen. Es werden keine revolutionä- 
ren Machtorgane eingerichtet, die dann vom militärischen Schutz 
der FMLN abhängig wären. Das wäre absurd, weil es neuerlich die 
FMLN eine defensive Strategie aufzwingen würde und die Organisa- 
tion der Bevölkerung von vornherein illegalisieren und den An- 
griffen der Armee aussetzen würde. 


Ausgehend von der Einschätzung, daß in El Salvador jede Art von 
Eigenorganisation der Massen, jede Art von Eintreten für soziale 
Forderungen automatisch politisch ist und das Widerstandspoten- 
tial gegen die Regierung erhöht, versucht die FMLN nicht, das 
entstandene Machtvakuum selbst auszufüllen, sondern überläßt es 
der Eigenorganisation der Massen in ihren vielfältigsten Formen. 
D.h., die FMLN übt dort nicht Macht, wohl aber politischen Ein- 
fluß aus. Es besteht eine sehr weitgehende Überschneidung von 
Interessen und Forderungen zwischen FMLN und all diesen verschie- 
denen Formen von Organisation der Bevölkerung, in denen selbst- 
verständlich die Sympathisariten und Mitglieder der FMLN auch aktiv 
sind, die aber wesentlich breiter angelegt sind in ihrer sozialen 
Zusammen setzung und politisch-ideologischen Ausrichtung. 


Die FMLN hat also mit ihrer 1984 eingeleiteten und seitdem kon- 
sequent in die Praxis umgesetzten strategischen und taktischen 
Umorientier"ng nicht nur militärisch sehr viel erreicht, sondern 
vor allem auch politisch. Sie hat eine Situation hergestellt, 
in der - erstmals in der Geschichte des Landes - militärische 
und politische Initiativen sich gegenseitig ergänzen könhen. 
Nie zuvor hat es in El Salvador gleichzeitig eine militärisch 
handlungsfähige Linke und eine starke, breite, sich radikalisie- 
rende Massenbewegung gegeben. Wenn einige Analytiker (wie Manuel) 
dennoch von fehlender Perspektive für die revolutionäre Bewegung 
reden, so kann es nur daran liegen, daß sie an den klassischen, 
dogmatischen Vorstellungen von Revolution, revolutionärer Massen- 
organisation und Guerilla-Krieg festhalten. Die salvadorenische 
Linke hingegen hat eine erstaunliche Fähigkeit bewiesen, von 
Dogmen abzugehen und nraktische, situationsbezogene revolutionä- 
re Strategien zu entwickeln. 


Von diesem grundsätzliche Mißverständnis, das hinter der Ein- 
schätzung Manuels in IN 161/162 steht, sind auch die ansonsten 
unverständlichen Ungereimtheiten in der Argumentation und in ein- 
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zelnen konkreten 'Aussagen' abzuleiten. Zum Beispiel die UNTS 
als "reformistisch" abzuqualifizieren und ihr abzusprechen, reale 
Opposition zu Duarte darzustellen, kann nur aus dem Unvermögen 
entspringen, sich radikale und konsequente Politik anders als 
unter roten Fahnen und Absingen der Tnternationale vorzustellen, 
Das Hahnebüchenste an all diesem Unfug ist der über die "infor- 
mellen Arrangements" (die angebliche "convivencia") zwischen den 
gegnerischen Truppen. Manuel ist offenbar sehr lange und sehr 
weit weg vom Krieg in seinen Land. Seine 'humoristische Darstel- 
lung’, nach der Guerilla und Armee nur dann zusammenstoßen, wenn 
auf ciner Seite die Uhren falsch gehen, könnte man als sehr üb- 
len Versuch empfinden, seine ehemaligen Kampfgenossen im sicheren 
Ausland der Lächerlichkeit auszuliefern. Was der Gipfel an Ge- 
schmacklosigkeit wäre, die ein Aussteiger begehen kann. Ich ver- 
stehe es eher als Ausdruck ideologischer Verbohrtheit. Wer die 
alten Konzeptionen wie ein Brett vorm Kopf trägt, kann natürlich 
nicht verstehen, daß hier in El Salvador eine Guerilla-Bewegung 
ständig neue, in der Praxis erprobte militärische und potitische 
Kampfformen hervorbringt. ö 

Was für Manuel wie "convivencia", also eine Art friedlicher Ko- 
existenz aussieht, ist nichts anderes als die beschriebene Form 
des Guerilla-Krieges, die nicht mehr auf den prop’gandaträchtigen 
Aufbau revolutionärer Inseln im Land, sondern auf die Machtüber- 
nahme im gesanten Land abzielt. Ich bin monatelang mit xleinen, 
mobilen Guerilla-Rinheiten in den sogenannten "zonas de disputa" 
gewesen, d.h. genau dort, wo beide Armeen sich ständig bewegen. 
Der Kleinkrieg, der dort Tag für Tag und Nacht für Nacht geführt 
wird, ist zwar nicht spektakulär im Sinne dessen, was die inter- 
nationale Presse für berichtenswert hält, stellt aber die härte- 
Ste und schwierigste Form des Guerilla-Krieges dar. Sis erfordert 
weitaus mehr militärische, vor allem aber politische und ideo- 
logische Qualitäten von jedem einzelnen Combatiente als die gros- 
sen, medienwirksamen Operationen der Vorjahre, die Manuel so 
vermißt und an denen er alles so mißt. Die Mehrzahl der monatlich 
etwa 500 Toten und Verletzten der Armee werden von diesen kleinen 
Guerilla-Einheiten außerhalb der kontrollierten Zonen verursacht. 
Und die Hauptlast der politischen und organisatorischen Arbeit 
der FTMLN mit der Bevölkerung wird von diesen Einheiten geleistet, 
von denen Manuel abfällig annimmt, sie würden der Auseinander- 
setzung ausweichen und nur kämpfen, wenn ihre Uhren falsch gehen. 


Ist es wirklich notwendig, auch noch auf das Argument einzugehen, 
die TMLN strebe inzwischen "Verhandlungslösung" an "als Versuch, 
zu einem Zeitpunkt einen Teil der Macht zu erlangen, zu dem die 
Perspektive auf die "ganze Macht' schon verlorengegangen ist"? 
Wenn die IN wirklich an einer Diskussion über dieses Thema inte- 
ressiert sind, sollten sie zusätzlich die Analyse abdr'ıcken, die 
wir über Radio Venceremos nach dem mittelamerikanischen Gipfel- 
treffen Esquipulas II verbreitet haben. Oder wäre das schon wie- 
der "offizielle Verlautbarung", an der man sich ja nicht "ent- 
langhangeln" will? PM. 3.9.1987 
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REZENSION 


Dritte Welt Kalender ’88 


Auch für 1988 gibt es wieder den bekannt - beliebten Dritte -Welt 
Kalender von Lamuv, herausgegeben von agib, BUKO, OIE und terre 
des hommes. 


Dieses Jahr ziert ein faltig - stolzer, ein wenig grimmig schau- 
ender Indio das Titelbild, das aus demselben Bildband stammt wie 
das des letzten Jahres: peruanische Indios gehören eben zum Kli- 
schee der malerischen Dritten Welt. Wesentliche Veränderungen 
in der Aufmachung erwarten den Käufer nicht, man/frau wir auch 
im nächsten Jahr denn Adressteil, Ferienkalender, Kalenderteil 
etc. an derselben Stelle finden. Lediglich wurde aus dem 17. Juni 
ein "gesetzlicher Feiertag in der BR Deutschland", während es 
letztes Jahr noch "gesetzlicher Feiertag" hieß. Die Österreicher 
brauchen 1988 nicht wieder mitzufeiern. 


Diesjähriger inhaltlicher Schwerpunkt sind Rüstungsexporte. Ana- 
lysiert werden die Zusammenhänge von Rüstungs- und Entwicklungs- 
politik, die Bonner "Ja - aber Politik", und bundesdeutsche Rü- 
stungsexporte, Export von Atomtechnologie, dann folgen Länderbe- 
richte (Iran - Irak, Südafrika, die ASEAN - Länder, Guatemala). 
Abschließend geht es um österreichische und Schweizer Rüstungsex- 
porte, Rüstungskonversion und um die BUKO - Kampagne. 


Angenehm ist auch, daß die Informationen und vor allem die Ge- 
denktage jedes Jahr andere sind, was vielleicht bei der Fülle 
von Staatsgründungstagen, Revolutionstagen und anderen denkwürdi- 
gen Ereignissen der Weltgeschichte nicht anders geht. Zwar ärgert 
man/frau sich bisweilen, daß wichtige Daten aus dem eigenen Län- 
derschwerpunkt fehlen ( so seit Jahren der peruanische National- 
feiertag am 28. Juli), aber man/frau kann ja aufs nächste Jahr 


hoffen. 

Der einzig echte Nachteil des Kalenders macht sich erst nach eine 
halben Jahr bemerkbar, dann nämlich, wenn die AdressSeiten lose 
werden und herausfallen. Aber dann wird es ohnehin Zeit, den Ka- 
lender fürs nächste Jahr zu bestellen. 


Dritte - Welt - Kalender 1988, Lamuv - Verlag, 5030 Bonheim - 
Merten, 1987 
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ZEITSCHRIFTENSCHAU- 


ila-info Nr. 107, Juli/August 1987 Heerstr. 205, 5300 Bonn 1 
Schwerpunktthema: Nie wieder? - Auseinandersetzungen nit der jüngsten Vergangenheit 
Angesichts Amnestiegesetzen für Uruguays und Argentiniens Mörderer und Folterer 
und der Tatsache, daß die chilenische Diktatur der Bundesregierung offensichtlich 
näher steht als die zum Tode verurteilten Angehörigen des Widerstands, versteht 
sich diese Nummer des ila-info als Beitrag gegen das Vergessen: und der Auseinan- 
dersetzung mit den Opfern der Militärherrschaft in Argentinien und Uruguay. Sie 
enthält Beiträge und Interviews zum Ausmaß des Militärterrors, zur Rolle der 
Kirche unter der Diktatur, zur Rückkehr der Exilierten nach dem Abgang der Mili- 
tärs und zur literarischen und filmischen Vergangenheitsbewältigung in Argenti- 
nien. Außerdem ein Interview mit Eleuterio Fernandez Huidobro, einen Gründer 
der Tupamaros, und Jorge Falcon vom !Peronismo Revolutionario', der Nachfolgeor- 
ganisation der Montoneros. 

Weitere Beiträge zu AKW'!s in Argentinien, zum Verhältnis von Befreiungstheologie 
und feministischer Theologie, zur aktuellen Situation in El Salvador und Panana, 
zum Infobüro Nicaragua und zum Auftreten kritischer Aktionäre bei Bayer und der 
Deutschen Bank. 


ila-info Nr. 108, September 1987 Heerstr. 205, 5300 Bonn 1 
Schwerpunktthema: Chile - 14 Jahre Staatsterrorismus, Basta! Als Infostelle La- 
teinamerika können wir natürlich nicht Über den Blüm-Besuch und die dahinterlie- 
genden Überlegungen - zumindest eines Teils der CDU - hinweggehen, Außerdem ent- 
hält der Schwerpunkt eine umfassende Analyse des Chilenen Jorge Rojas Hernäandez 
über die aktuelle politische Konjunktur sowie über die Chancen bzw, Schwierigkei- 
ten bei der Formierung einer schlagkräftigen Opposition. Der exilierte Fotograf 
Luis Cruz, Mitglied der AFI, hält nicht mit Kritik an dem instrunentalistischen 
Kulturbegriff weiter Teile der chilenischen Linken zurlick. 

Außerdem: Hintergrundberichte über den skandalösen Freispruch des führenden Mit- 
glieds der kubanischen Contra-Söldner-Truppe "Alpha", Orlando Bosch, in Vene- 
zuela; über die Lage in den salvadorianischen Flüchtlingscamps in Honduras sowie 
über den anstehenden Präsidentenwechsel in Mexiko. 


blätter des iz3w Nr.143, Aug. 87 Postfach 5328, 7800 Freiburg 
Aids in Afrika / Korruption in Afrika / Ghana, Sehnsucht nach den goldenen Küsten 
/ Ende der Kämpfe im Tschad? / Ein Jahr nach dem Ausnahmezustand in Südafrika’/ 
Die Rebellion der argentinischen Offiziere / El Salvador - Ein Reisebericht / 
Sri Lanka - Verhandlungslösung oder militärische Endlösung? / Interview mit einem 
tamilischen Flüchtling / Bericht vom BUKO in Fulda / Stiftungsdiskussion / Bopha- 
schwarzes Theater aus Südafrika 


FORUM entwicklungspolitischer Aktionsgruppen 117, Juni 1987 
c/o ISW, Achtermannstr. 10-12, 4400 Münster 
Schwerpunkt: FRAUEN: Interviews mit Frauen aus Südafrika und Namibia, umfangrei- 
che Darstellung der Frauenbewegung auf den Philippinen, Frauen und Pharmaindu- 
strie, Frauenfragen im neuen BUKO-Arbeitsschwerpunkt "Weltwirtschaft und Ver- 
schuldungskrise" sowie eine umfangreiche Literaturliste. 
Außerdem: erste BUKO-Nachlese mit "Fuldaer Erklärung", Reisebericht aus Chile, 
grüne Stiftungsdiskussion u.a. 
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ENTWICKLUNGSPOLITISCHE KORRESPONDENZ Nr. 1/1987 

Postfach 2846, 2000 Hamburg 20 
Lateinamerika: Kampf um Land 
Die ungleiche Verteilung des Landbesitzes ist in Lateinamerika seit der Kolonial- 
zeit Ausgangspunkt politischer Auseinandersetzungen. Beiträge über Brasilien, 
Nicaragua, Paraguay, Costa Rica, Bolivien und Mexiko beleuchten verschiedene 
Erscheinungsformen dieses Kanpfes sowohl in ländlichen Gebieten als auch in den 
Städten. Grundsätzliche Beiträge befassen sich mit den historischen Ursachen 
dieses Problems, mit verschiedenen Versuchen zur Durchführung von Agrarreformen 
und mit der Situation der vom Land zugewanderten marginalen Bevölkerungsgruppen 
in den Ballungszentren. Ausführlich wird auf die Rolle der Kirche in den aktuel- 
len Landkonflikten in Lateinamerika eingegangen. 


ENTWICKLUNGSPOLITISCHE KORRESPONDENZ Nr. 2/1987 

Postfach 2846, 2000 Hamburg 20 
Weil Du arm bist, mußt Du früher sterben. Gesundheit in der Dritten Welt. 
Dieses Heft stellt weniger Altbekanntes dar, sondern lenkt den Blick auf Aspekte, 
die sonst weniger Raum finden. Dazu zählt etwa die Erinnerung an die asiatischen 
Krankenschwestern in der Bundesrepublik, Kontinuitäten in der Bevölkerungspolitik 
vom Dritten Reich zur Dritten Welt, psychosoziale Auswirkungen von Folter und 
Gewaltherrschaft, Export radioaktiv verseuchter Nahrungsmittel aus Europa in 
die Dritte Welt u.v.a.m. 


INFORMATIONSDIENST SÜBLICHES AFRIKA Nr. 3, Mai 1987 

Blücherstr. 14, 5300 Bonn i 
Schwerpunkt Siedeln und Wohnen: Pretorias neue Siedlungspolitik nach Abschaffung 
der Paßgesetze heißt "Geordnete Urbanisserung®,; die Gliederung nach sozialen 
Schichten steht auf der Tagesordnung, während Nillionen Wohnungen fehlen. Weitere 
Berichte zum Mietboykott, zur Wohnungspolitik für ein unabhängiges Namibia und 
zum städtischen Wohnungsproblen in Zimbabwe. 


INFORMATIONSDIENST SÜDLICHES AFRIKA Nr. 4/Juli 1987 
Blücherstr. 14, 5300 Bonn 1 
Schwerpunkt: Homelands: Herrschaft - Wachtkämpfe - Repression 
"Bruderzwist"' in der Transkei - die indirekte Herrschaft durch eine von Pretoria 
eingesetzte Elite, die untereinander we Bereicherungsnöglichkeiten konkurriert, 
führt immer wieder zu periodischem Krisen. Zum Schwerpunkt gehören weiterhin 
Berichte Über Umsiedlungen, Arbeitslosigkeit und Kwaldebele. - Außerdem: Gründung 
des nationalen Jugendkongresses SAYCO, 75 Jahre ANC, Interview mit dem südafrika- 
nischen Mediengewerkschafter M, Tsedu, Ölenbargo/Namibia u.a. 


INFORMATIONSDIENST SÜDLICHES AFRIKA Nr. 5/August 1987 

Blücherstr. 14, 5300 Bonn 1 
Schwerpunkt: INKATHA. Inkatha wird hierzulande immer noch häufig als "gewalt- 
freie"! und unterstützenswerte Alternative zum bewaffneten Kampf des ANC betrach- 
tet. Unser Schwerpunkt beleuchtet die gewalttätigen Kampfmittel von Buthelezis 
Einheitspartei sowie die Unterstützung Inkathas aus der Bundesrepublik; disku- 
tiert werden die KwaNatal-Option - Buthelezis Entwurf einer gemeinsamen Regie- 
rungsstruktur für die Provinz Natal und das Homeland KwaZulu - und die Bedeutung 
der Inkatha-"Gewerkschaft" UWUSA. Außerdem: Südafrikas Opposition unter den Be- 
dingungen des Ausnahmezustandes; Massaker von Homoine u.a. 
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INFORMATIONSDIENST SÜDLICHES AFRIKA Nr. 6/September 1987 

Blücherstr. 14, 5300 Bonn 1 
Den Schwerpunkt bildet die derzeitige Situation in Namibia mit Artikeln zur ak- 
tuellen Repression gegen die Opposition, zum alltäglichen Terror der südafrikani- 
schen Armee im Nordern Namibias und zur Formierung der Gewerkschaftsbewegung; 
weitere Berichte über die "Verfassungs"-Papiere in Namibia, die neue Nanibia- 
Politik im BMZ sowie völkerrechtliche Anmerkungen zu den Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen der Bundesrepublik und Namibia. Außerden: Sanktionsdiskussion: COSATU- 
Beschluß / Briefwechsel DGB - Südafrikanische Botschaft; Treffen weißer Liberaler 
nit dem ANC u.a. 


EL PARCIAL Heft 22, September 1987 

c/o Doris Hermes, Kielortallee 4, 2000 Hamburg 13 
NICARAGUA: La economia de sobrevivencia (überwiegend spanischsprachige Pressedok.) 
Der intensive "Krieg niedriger Intensität" gegen Nicaragua / Auswirkungen des 
Handelsembargos der USA / Kreditsperre bei internationalen Finanzinstitutionen// 
Beeinträchtigung der landwirtschaftlichen Produktion durch die Aggression / Pro- 
vozierte Engpässe in der Versorgung / Die Problematik der Erdöllieferungen / 
Die Antwort der nicaraguanischen Arbeiter auf die Aggression: Innovatoren und 
Wirtschaftsbrigaden / Wirtschaftspolitik der sandinistischen Revolution: Verwal- 
tung einer gemischten Wirtschaft unter den Bedingungen der US-Aggression. 


epd-Entwicklungspolitik Nr. 14/15/87 

Friedrichstr. 2-6, 6000 Frankfurt 1 
UNCTAD, mit Analysen und Dokumentationstexten 
Kritisches zum 10. Weltentwicklungsbericht / Wem nützt Indiens Softwarepolitik?/ 
Brasilien: durch "freien Handel" in den Abgrund? / Divestment-Kanpagne der USA// 
Whisky in der Agroszene 


epd-Entwicklungspolitik Nr. 16/87 

Friedrichstr. 2-6, 6000 Frankfurt 1 
Schwerpunkt: Rüstung und Entwicklung: 
UNO-Abrüstungskonferenz in New York / Raketenrüstung und Rüstungskosten in Indien 
/ Atombombenpläne in Brasilien 
Infos: Umweltrhetorik der Weltbank / Zuckerkrieg / Militärseelsorge schießt quer. 
Dokumentation: Elektronische Kirche in Lateinamerika 


epd-Entwicklungspolitik Nr. 17/87 

Friedrichstr. 2-6, 6000 Frankfurt 1 
Sauberer Kaffee - eine nachahnenswerte Kanpagne in den Niederlanden / Allafrika- 
nische Kirchenkonferenz kommt aus der Krise 
Infos: Indische Arbeiter in Multis / Weltbank/Internationale Entwicklungsbank: 
Darlehen für problematische Entwicklungsprojekte in tropischen Regenwäldern / 
Rüstungsexporte nach Chile / Bundesdeutsche Panzergeschäfte mit Saudi Arabien 
Dokumentation: Menschenrechtsverletzungen auf den Philippinen 


79 


EINGEGANGENE BÜCHER 


Peter Pfeiffer: Urbanizagdo sim, Remogäo nunca! Politische, sozio-ökonomische 
und urbanistische Aspekte der Favelas und ihre soziale Organisation in Rio de 
Janeiro. Entwicklung - Tendenzen - Perspektiven. Selbstverlag, Berlin, 1987 
Bezug: LN-Vertrieb, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61 


Xavier Albö, Diego Irarräzaval: Indianische Kosmologie. Kulturen und andine Kos- 
mologie, Pachamana - ein göttliches Leben für geschlagene Menschen. Schriften- 
reihe 'Entwicklungsperspektiven'! der GHK No. 26, Kassel, 1987 

Bezug: LN-Vertrieb, Gneisenaustr, 2, 1Q00 Berlin 61 


G. Arroyo u.a.: Transnationale Gesellschaften und die Landwirtschaft in Latein- 
amerika. Schriftenreihe "Entwicklungsperspektiven! der GHK No 27, Kassel, 1987 
Bezug: LN-Vertrieb, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 6l 


Mark Münzel: Kulturökologie, Ethnoökologie und Etnodesarollo im Amazonasgebiet. 
Zur Differenzierung ökologischer Indianerforschung. Schriftenreihe "Entwicklungs- 
perspektiven'! der GHK No. 29, Kassel, 1987 

Bezug: LN-Vertrieb, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 6l 


Patricio Silva: Estado, neoliberalismo y politica agraria en Chile 1973 - 1981. 
GEDLA, Amsterdam, 1987 


Manfred Hofmann: Bolivien und Nicaragua. Modelle einer Kirche im Aufbruch. edi- 
tion liberacion, Münster, 1987 


Mike Gatehouse, Miquel Angel Reyes: Soft Drink - Hard Labour. Guatemalan Workers 
Take On Coca-Cola. Latin America Bureau, London, 1987 
Bezug: LN-Vertrieb, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61 


Frank Niess: Das Erbe der Conquista. Geschichte Nicaraguas. Pahl-Rugenstein Ver- 
lag, Köln, 1987 


James Painter: Guatemala. False Hope - False Freedom. Latin America Bureau, Lon- 
don, 1987. Bezug: LN-Vertrieb, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61 


Fifty - Fifty. Frauenalltag in der Männerwelt. Karikaturen aus !15 Ländern. 
Graphium press, Oberhausen, 1987 


Ein neuer Name, ein fremdes Gesicht. 26 Erzählungen aus Lateinamerika. Gesämmelt 
und ins Deutsche übertragen von Jose Antonio Friedl Zapata. Luchterhand, Darn- 
stadt u. Neuwied, 1987 


Duilio Biancucci: Einführung in die Theologie der Befreiung. Kösel-Verlag, Min- 
chen, 1987 

Karin Gauer, Marie-Agnes Heine, Christina Röper (Rg.): Umwelt am Ende? Zur Un- 
weltproblematik der Dritten Welt. Reihe asa-Studien 9, breitenbach Publishers, 
Saarbrücken - FortLauderdale, 1987 


Berthold 8ös, Angelika Wörthmüller (Hg.): Krank heilen. Medizinische Entwick- 
lungshilfe und Verdrängung der traditionellen Heilkunde, Reihe asa-Studien 10, 
breitenbach Publishers, Saarbrücken - Fort Lauderdale, 1987 


Dritte Welt Kalender '88. Lamuv, Bornheim-Merten, 1987 
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Michael Löuwy: Che Guevara, isp-Verlag, Frankfurt, 1987 


Michael Löuy (Hg.): Theologie der Befreiung und Sezialisaus. isp-Verlag, Frank- 
furt, 1987 


TERMINE 


Internationaler Workshop 
COMPUTER GEGEN ARMUT - ARMUT DURCH COMPUTER? 
Perspektiven eines grundbedürfnisorientierten Einsatzes der Informatik 
am 2. - 4. Oktober 1987 in der TU-Serlin 
Veranstalter: AK Informatik und 'Dritte Welt! der Gesellschaft für Informatik e.V. 
Information: Ren& Gonzälez Rojas, Tel.: 030 / 314 73 182 oder 030 / 693 55 01 


#KrRHHR 


Lateinamerikawoche vom 10. - 16. Oktober im Kulturzentrum 
Zeche Carl in Essen 

Themen: Demokratisierungsprozeß an Beispiel Peru, Argentinien, Rolle der Annestie- 
gesetze; Verschuldungsproblematik - welche Lösungen werden vorgeschlagen; spezielle 
Situation Chiles; Frauenbewegung in Lateinamerika; bewegte Kultur - Ausdruck so- 
zialer Bewegung ... 

Fest mit Daniel Viglietti, Folkloregruppe Quanansky, Salsagruppe Connexion Latina. 
Information: Kulturzentrum Zeche Carl, Hömannstr. 10, 4300 Essen, Tel.: 0201/35 79 22 


KR 


Der Kuß der Spinnenfrau 
Weitere Aufführungen in der Casa Nova II, Theaterpassage Essen jeweils um 20 Uhr: 
Do. 15.10. / So. 18.10. / So. 25.10. / So. 1,11. / So. 8.11.1987 


KH HR 


Ethnie und Nationalstaat 
Die Miskito-Indianer in Nicaragua 
Tagung der Evangelischen Akademie Hofgeismar am 16. - 18. Oktober 1987 
Information und Anmeldung: Evangelische Akademie, Postfach 1205, 3520 Hofgeismar, 
Tel.: 05671 / 8B1 179 (Frau Mähler) 
KERkH 
IWF-/Weltbank-Kampagne 1988 
Der BUKO schlägt vor, im Vorfeld der IWF-Tagung, ähnlich wie beim Weltwirtschafts- 
gipfel in Bonn, einen Kongreß zu organisieren, auf dem die Betroffenen der IWF- 
Politik, der Konzern- und Bankenstrategien in der Peripherie und den Metropolen 
zu Wort kommen sollen. Anschließend an den Kongreß soll eine bundesweite Groß- 
demonstration bei Beginn der Jahrestagung in West-Berlin stattfinden als Auftakt 
vielfältigster Öffentlichkeitsarbeit und Aktionen während der Jahrestagung. 
Deshalb ruft der BUKO zu einem ersten bundesweiten Treffen am 17.10.1987 um 11 Uhr 
in der Fachhochschule Frankfurt, Nibelungenplatz 1, 6000 Frankfurt 1, auf, um sich 
dort mit anderen Bewegungen und Initiativen zu einer breiten Kampagne zu vernetzen. 
Information und Anmeldung: BUKO, Nernstweg 32, 2000 Hamburg, Tel.: 040 / 39 31 56 
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*RreR KH 


Internationaler Kongreß in Bielefeld, 16. - 18. 10. 1987 
Weniger Medikamente - Bessere Therapie 
Von der Dritten Welt lernen? 
Ein Kongreß für Ärzte, Verbraucher, Dritte Welt Gruppen und andere Interessierte. 
Information und Anmeldung: BUKO Pharma-Kampagne, August-Bebel-Str. 62, 4800 Bielefeld 


ZERRK 


"Vom Tropenwald zum Klopapier" 
Zur Ökologie des tropischen Regenwaldes 
Seminar des AKE-Bildungswerks an 23. - 25. Oktober 1987 in Dortmund 
Information und Anmeldung: Arbeitskreis Entwicklungspolitik e.V., Horstweg 11 
4973 Vlotho, Tel.: 05733 / 6800 


KRERK 
Drei Welten oder eine? 
Eine Einführung in die Entwicklungspolitik 
Seminar des AKE-Bildungswerks am 26. - 30. Oktober 1987 in 4980 Bünde 
Information und Anmeldung: Arbeitskreis Entwicklungspolitik e.V., Horstweg 11, 
4973 Vlotho, Tel.: 05733 / 6800 


KR 


#77 SAHARA-INFO 


Gcsetwehatt det Freunde dos Suhtauischen Volkos av, 


Terre des Hommes AG Murgtal 
Unterrichtseinheit CHILE 
Unsere TDH-Gruppe hat seit Jahren als Schwerpunkt das 
Land Chile. Dazu haben wir jetzt eine Unterrichtsein- 
heit erstellt, die wir u,a. auch Chile-Solidaritäts- 
gruppen zun Verkauf anbieten. Die 60-seitige UE bietet 

viele Vorteile: 
- geringe zeitliche Einarbeitung 
- klare Gliederung (Lage, wirtschaftliche und politi- 
sche Situation, Menschenrechte) 
- grobe Unterrichtsskizzen, Tafelanschriebe, abwechs- 
lungsreiche Wiederholungsaufgaben, Rätsel 
- komplexe Zusammenhänge leicht verständlich darge- 
stellt 
- ab Klasse 7/8 in der Sekundarstufe I schulart-unab- 
hängig einsetzbar 
Der YVerkaufserlös kommt ausschließlich TDH-Projekten 
in Chile zugute. 
Bestellungen bitte an: Terre des Hommes AG Murgtal 
c/o Wolfgang Deppisch 
Weserstr. 18 
7550 Rastatt 
Mit der Bestellung bitten wir um Vorauszahlung von 
DM 12,- (inkl.Porto) auf Konto Nr. 120 790 bei der 
Bezirkssparkasse Kuppenheim (BLZ: 665 514 80). 
Die Vorauszahlung dient einer schnelleren Überweisung 
des Erlöses an das Projekt. 


berichtet regelmäßig über 

- den Befreiungskampf der 
F. POLISARIO 

- die diplomatischen Ausein- 
andersetzungen um die 
WESTSAHARA 

- das Leben in den Flücht- 
lingslagern der Sahrauis 

- die Demokratische 
Arabische Republik Sahara 


SÄHARA INFO 


erscheint alle 2 Monate 


Jahresabonnement nur 15,- DM! 
Probeheft und Abobestellung bei 
GESELLSCHÄFT DER FREUNDE DES 
SAHRAUISCHEN VOLKES e.V. 

U. Hilpert, Am Wall 46 

2800 Bremen 1 


CARLOS GUZMÄN-BÖCKLER 


GUATEMALA 


Essays zur Unterdrückung und Befreiung 


Übersetzung und Vorwort von M. Franzbach mit einem Essay 
„Zur guatemaltekischen Strukturkrise” von A, Koechert. 


Ca. 300 Seiten 
ISBN 3-925682-07-4 
paperback, 36,— DM 


NICARAGUA: 
LA ECONOMIA DE 
SOBREVIVENCIA 


EL PARCIAL - Heft 22 (September 1867) 


i4o Seiten, davon 124 Seiten Pressedo- 
kumentation, ganz Überwiegend auf Spa- 
nisch, wobei vor allem Publikationen 
aus Mexiko, Nicaragua und Guatemala 
berücksichtigt wurden. 


Bestellungen an: Doris Hermes, 
Kielortallee 4, 2000 Hamburg 13, 

gegen Überweisung von DM 13, -- an: 
"EI Parcial", Doris Hermes, Konto-Nr, 
636 47-205, PSchA Hamburg. 


UNA DOCUMENTACIOM DE PRENSA 


EL PARCIAL 


Bptiembre de 1987_22 


WAYASBAH-Verlag 
Büngerweg | 
2000 Hamburg 52 


pogrom 
Zeitschriften + Bücher 
O berichtet über die Situation bedrohter 


Stammesvölker/Minderheiten/Nationali- 
täten/ Flüchtlinge/ in aller Welt 

O dokunentierr Menschenrechtsverlerzun- 
pen 

O bietet echnisch, religiös oder rassisch Ver- 
folgten ein Forum 

O erscheint als Magazin-, Sonderheft oder 
Taschenbuch (im Abo acht Nummern für 
DM 40,—) 


NEUERSCHEINUNG: Sonderheft 

U ranabbau — in Namibia, Australien, 
Nordamerika 

R eaktoren — in Armenien und im Basken- 
tand 

A tomtests — im Pazifik, in Algerien und 
Nevada 

N uklearkatastrophen — in Sami- Land 

Nachwort: Carl Amery 

64 Seiten, zahlreiche Karten und Fotos, Litc- 

raturlisie; DM 6— 


Weitere Informationen, Verlagsprospekt, 
Bestellungen, Abobedingungen: 
Geseltschaft für bedrohte Völker 
Postfach 2024 — 3400 Göttingen 
= 0551/55822 — 23 


Neuerscheinungen 


Michael L.öwy 
Che Guevara 


ip panker 38 


isp-pocket 25 
144 Seiten 
DM 17,80 


Die Philosophie des Che © Che und der Marxis- 
mus OD Der neue Mensch D Das ökonomische 
Denken des Che 2 Wertgesetz und sozialistische 
Planung 7 Der revolutionäre Krieg Q Guerilla- 
kriege © Internationalismus D Der Guevarismus 
heute. 


Michael 1 


Theologie der Befreiung 
und Sozialismus 


isp-pocket 26 
9% Seiten 
DM 12,80 


„Die Revolution in Lateinamerika findet mit den 
Christen oder überhaupt nicht statt.“ Dieses 
Buch stellt sich der „christlichen Herausforde- 
rung“, M. LöwyundK.Füssellieferndietheoreti- 
schen Analysen. Weitere Artikel beleuchten die 
Entwicklung anhand konkreter Länderbeispiele. 
Brasilien, Nicaragua, Philippinen und Indien. 


isp-Verlag, Postfach 11 10 17, 
D-6000 Ffm. 1 


Dieses Buch ist im Dialog mit dem nicara- 

guanischen »Forschungs- und Dokumenta- 

tionszentrum für die Atlantikküste« entstan- 

den und gibt Antwort auf die Fragen, die in 

den letzten Jahren offengeblieben sind: 

— die Geschichte und Eigenart der Miskito- 
Indianer und der Creoles von Bluefields 

— die Rolle der protestantischen Kirche 

— der Kampf Sandinos gegen die US-Kon- 
zerne an der Atlantikküste 

— das Verhältnis von indianischer Bewe- 
gung und sandinistischer Revolution 
heute 

— die Chancen des vorgesehenen Autono- 
miemodells 


K. Meschkat, E. von Oertzen 
E. Richter, L. Rossbach, 


V. Wünderich (Hrsg.) 
Mosquitia — 
Die andere Hälfte Nicaraguas 


Über Geschichte und Gegenwart 
der Atlantikküste 


320 Seiten, mit über 100 Photos 
fester Einband, DM 44,00 
ISBN 3-88506-155-4 


Junius Verlag 
Stresemannstraße 375 
2000 Hamburg 50 


Auf Anfrage versenden wir gern 
unser neues Verlagsverzeichnis! 


